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Deutsche Welle: 
Verschwindet der Markenkern?
Kulturelle Vielfalt als Verpfl ichtung
CHRISTIAN HÖPPNER 

W er braucht die Deutsche Welle? Die 
Geschäftsreisenden oder deutschen 
Touristen im Ausland? Die Sendungen 
des öff entlich-rechtlichen Rundfunks 

und der privaten Rundfunkanbieter aus Deutschland 
sind im digitalen Zeitalter nahezu überall zu empfan-
gen. Eine einst wesentliche Aufgabe ist inzwischen 
angesichts der technologischen Entwicklungen in der 
Medienwelt und eines sich verändernden Rezeptions-
verhaltens eine marginale. 

Die Welt, um Deutschland zu verstehen? 
Deutschland, um die Welt zu verstehen?

Diese zentrale Kommunikationsaufgabe ist gerade 
in Zeiten zunehmender Konfl iktlagen eine gesamt-
gesellschaftliche Herausforderung. Die steuerfi nan-
zierte Deutsche Welle ist dabei die kommunikative 
Hauptschlagader unseres Landes für das Wecken 
von Neugierde auf Unbekanntes und das Verstehen 
des Anderen – im In- wie im Ausland. So lässt sich 
die Deutsche Welle keinesfalls auf eine digitale Pla-
katwand deutscher Sichtweisen reduzieren, sondern 
gleicht einer kommunizierenden Röhre. Vor dem Hin-
tergrund der sozio-demografi schen Veränderungen in 
unserem Land und der zunehmenden internationalen 
Verfl echtungen und Abhängigkeiten wird mehr und 
mehr das Innen zum Außen und das Außen zum Innen. 
Das Bild Deutschlands wird dabei nicht nur von Kultur, 
Wissenschaft, Sport, Wirtschaft und der Außenpoli-
tik geprägt, sondern von der Art und Weise wie wir 
mit Menschen anderer Herkunftskulturen umgehen. 
Tröglitz sowie der unwürdige und Potenzial negie-
rende Umgang mit den Flüchtlingen kennzeichnen 
in trauriger Weise die partielle Unfähigkeit global 
zu denken und regional zu handeln und verstärken 
somit in der Außenwahrnehmung das Bild von der 
»German Angst«. So rückt Innenpolitik auf allen fö-

deralen Ebenen immer stärker in das internationale 
Wahrnehmungsradar. Eine neue Dimension in der 
Kommunikation nach innen und außen. Eine große 
Aufgabe für die Deutsche Welle. 

Der Verantwortungszuwachs des wiedervereinigten 
Deutschlands zu einem gewichtigen Akteur auf der 
europäischen und internationalen Bühne spiegelt 
sich noch nicht in der fi nanziellen Ausstattung seines 
nationalen Auslandssenders wider. Im Vergleich zu 
den medialen Boliden wie BBC, Russia Today oder Al 
Jazeera nimmt sich die Deutsche Welle wie ein digi-
taler Zwerg aus. Dort, wo sie wirken kann, zeigt sie 
auf höchst effi  ziente und eff ektive Weise, was unab-
hängiger Journalismus bewirken kann. Die Deutsche 
Welle Akademie steht dafür beispielhaft. Es gibt aber 
zu viele weiße Flecken, an denen die Deutsche Welle 
aufgrund ihrer mangelhaften fi nanziellen Ausstattung 
nicht tätig werden kann. Europa steht beispielhaft für 
die kommunikative Unterversorgung, wo die Deutsche 
Welle als Seismograph kommende Entwicklungen 
sichtbar machen und in ihrer Rolle als Kulturträger 
mit dazu beitragen könnte, die Europäische Union 
als Wertegemeinschaft zu verstehen.  

Ein guter Anfang ist gemacht

Dennoch ist die Deutsche Welle auf einem guten Weg. 
Die erkennbare Bereitschaft des Deutschen Bundesta-
ges und der Bundesregierung, die Rahmenbedingun-
gen für die Deutsche Welle zu verbessern, ist Voraus-
setzung für eine gelingende Weiterentwicklung dieser 
nationalen Aufgabe. Der geplante Aufwuchs für den 
Tarifausgleich von  Millionen Euro ab  ist ein 
erstes Signal im Zuge der Haushaltsplanaufstellung 
für das kommende Jahr. Ein Erfolg von Kulturstaats-
ministerin Monika Grütters und ihres Vertreters im 
Rundfunkrat sowie des geschickt agierenden Deutsche 
Welle-Dreigestirns der Vorsitzenden von Rundfunkrat 
und Verwaltungsrat, Karl Jüsten und Peter Clever sowie 
Intendant Peter Limbourg. Durch die enge Einbin-

dung der über Die Beauftragte der Bundesregierung 
für Kultur und Medien (BKM) hinaus beteiligten Bun-
desministerien »Auswärtiges Amt«, »Wirtschaftliche 
Entwicklung und Zusammenarbeit« und »Finanzen« 
sowie der im Rundfunkrat vertretenen Mitglieder des 
Deutschen Bundestages bestehen gute Aussichten, 
dass nach der Beschlussfassung zum Haushalt  
durch den Deutschen Bundestag sich Ende des Jahres 
diese Absicht im Haushaltsplan der BKM widerspiegelt. 

Strukturelle Unterfi nanzierung

Damit wäre ein erster Schritt für den Erhalt der 
Deutschen Welle getan, der aber noch nichts an der 
strukturellen Unterfi nanzierung ändert. Die in der 
aktuellen Aufgabenplanung festgelegten Aufgaben 
und Ziele sind nicht hinreichend fi nanziell unterlegt. 
Dabei gibt es kein Erkenntnisproblem, sondern ein 
Umsetzungsproblem. Das Deutsche Welle-Gesetz als 
Fundament und die Aufgabenplanung als Leitplanke 
lassen hinreichend Spielraum für die dringend not-
wendige Weiterentwicklung der Deutschen Welle – bei 
vollumfänglicher Anwendung und unter Ausschöpfung 
der aufgezeigten Potentiale. Dazu bedarf es aber einer 
bedarfsgerechten Finanzierung, von der die Deutsche 
Welle, die seit  Kostensteigerungen einschließlich 
der Tarifaufwüchse alleine schultern musste, was na-
hezu ein Drittel ihres Etats ausmacht, weit entfernt ist. 

Markenkern

Vor allem bedarf es der Rückbesinnung auf die Kern-
elemente ihres Aufgabenspektrums, welches die 
Deutsche Welle unverwechselbar macht. Die be-
reits vollzogene Kürzung von einer Millionen Euro 
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Mauern
Über siebenhundert Menschen sind 
vor den Toren Europas elendig er-
trunken. Nicht das erste Mal! Es 
waren Menschen, die die pure Not 
zwang, die gefährliche Reise auf sich 
zu nehmen. Europas Politiker ha-
ben die Reise sogar absichtlich noch 
etwas gefährlicher gemacht, indem 
sie die Rettungsmöglichkeiten stark 
reduziert haben. Das kaltherzige 
Kalkül dahinter war die Erwartung, 
dass das höhere Risiko für das eigene 
Leben Flüchtlinge von der gefährli-
chen Überfahrt ins gelobte Europa 
abhalten würde. 

Die Erschütterungen des Zweiten 
Weltkrieges mit den traumatischen 
Fluchterfahrungen haben sich im 
kollektiven Gedächtnis nach  Jah-
ren off ensichtlich aufgelöst. Die Be-
mühungen der Aussöhnung schei-
nen an Bedeutung verloren zu ha-
ben. Wie sicher waren wir uns, dass 
beispielsweise die Auseinanderset-
zungen mit Russland einer überwun-
denen Periode unserer Geschichte 
zuzurechnen sind. Jetzt stehen sich 
Ost und West in der Ukraine unver-
söhnlich gegenüber. Langsam müs-
sen wir befürchten, dass die Ent-
spannungspolitik nur eine kurze 
Periode war und wir wieder auf dem 
Weg zur kriegerischen Normalität in 
Europa sind. 

Zu diesem neuen Unsicherheits-
szenario gehört auch das jüngste 
Argument der Bundesregierung für 
das Freihandelsabkommen zwischen 
Europa und den USA, TTIP. Nicht 
mehr für mehr Wohlstand in der 
Welt brauchen wir das Freihandels-
abkommen, teilte der Bundeswirt-
schaftsminister mit, sondern dem 
immer übermächtiger werdenden 
China, der neuen »Gelben Gefahr«, 
will Europa mittels engem Schulter-
schluss mit den USA trotzen. 

Wir mauern uns ein! Gegen Flücht-
linge, Russen, Chinesen, gegen den 
Islam, gegen alles Fremde, gegen 
alles Unbekannte. Kein Fünkchen 
Vision, wie denn Europa den Her-
ausforderungen begegnen soll, ist 
sichtbar. Die neuen Mauern hei-
ßen Asylpolitik, TTIP und Islamo-
phobie. 

Das Verrückte ist, dass diejenigen, 
die uns in Europa gerade einmauern, 
immer von Reise- und Religionsfrei-
heit, den wunderbaren Chancen der 
Globalisierung und dem Freihandel 
schwadronieren. Wir werden den 
Flüchtlingsstrom nicht durch mehr 
Grenzsicherung stoppen. Nur wenn 
in den Heimatländern der Flüchtlin-
ge das Leben erträglich wird, kann 
der Flüchtlingsstrom abklingen. 
Wir werden den Frieden in Europa 
wieder einmal verlieren, wenn wir 
wie in der Ukraine weiter versuchen, 
ökonomische Vorteile für Europa 
zu Lasten Dritter zu organisieren. 
Und wir werden weder China noch 
anderen aufblühenden Ökonomi-
en etwas entgegenzusetzen haben, 
wenn wir nicht dafür sorgen, dass 
endlich ein gerech-
ter Welthandel ent-
wickelt wird.

Olaf Zimmermann 
ist Herausgeber 
von Politik & Kultur 
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Fortsetzung auf Seite  

Aus der Mode?
Zur Neuausrichtung der Deutschen Welle
Seiten  bis 
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Fortsetzung von Seite  

für den Kulturbereich der Deutschen 
Welle, eines ohnehin unterfi nanzier-
ten Aufgabengebietes, ist das falsche 
Signal für einen Sender, der sich in 
seiner Aufgabenplanung immerhin in 
seiner programmatischen Grundaus-
richtung an der UNESCO-Konvention 
zum Schutz und zur Förderung der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen 
orientieren möchte. Für einen Sender, 
der sich nicht nur als Kulturbotschaf-
ter deutscher und europäischer Kultur 
sieht, sondern als Kulturträger. Dieses 
Fundament für die Existenzberechti-
gung der steuerfi nanzierten Deutschen 
Welle droht zu einer Ansammlung von 
Worthülsen zu verkommen, wenn nicht 
jetzt entschieden gegengesteuert wird. 
Der schleichende Paradigmenwechsel 
in der Wertzumessung der deutschen 
Sprache, in der Degeneration auf eine 
Arbeitssprache, beschreibt in erster 
Linie einen Bewusstseinswandel. Die 
Deutsche Sprache ist nicht nur Ver-
kehrssprache sondern ein Kulturgut 
und gehört damit zur DNA der Deut-
schen Welle, die das Fundament der 
Unverwechselbarkeit der Deutschen 

Welle legt. Im Verbund mit der Kultur-
vermittlung und Kulturträgerschaft, der 
ausgezeichneten Arbeit der Deutschen 
Welle Akademie und einer unabhängi-
gen Berichterstattung begründet sich 
erst die vollumfängliche Unverwechsel-
barkeit im Markenkern der Deutschen 
Welle. Der geplante englischsprachige 
Claim für die Deutschen Welle weist 
leider in die andere Richtung. Die Deut-
sche Welle sollte sich einen Claim »leis-
ten«, bei dem zumindest der Bezug zur 
deutschen Sprache erkennbar ist.

Dabei ist der Plan des Intendanten 
vollkommen richtig, die Lingua fran-
ca in der weltweiten Kommunikation 
auszubauen. Es geht nicht, wie manche 
Diskussion glauben machen könnte, um 
Deutsch gegen Englisch, sondern un-
ter Stärkung des Markenkerns um den 
Ausbau der Reichweite. Dazu gehören 
neben Deutsch und Englisch die jewei-
ligen Regionalsprachen. Bei der Wahl 
der Verbreitungswege sind vor allem die 
größtmögliche Reichweite, die Kosten 
und die mögliche Manipulierbarkeit 
des Übertragungsweges entscheiden-
de Faktoren. Je nach Zielgruppengebiet 
reicht das Spektrum von der Kurzwelle 
bis zur digitalen Übertragung. Im di-
gitalen Zeitalter ist zum Beispiel die 
lineare Verbreitung in Deutsch keine 
heilige Kuh, sondern schlicht eine Ef-
fi zienz- und Eff ektivitätsfrage. 

Das von allen unterstützte Ziel, die 
Reichweite der Deutschen Welle zu 
erhöhen, lässt sich eben nicht nur an 
Zahlen und Zielgruppenorientierung 

messen, sondern an der Relevanz im 
In- und Ausland. Die Relevanz im Aus-
land ist in den aktuellen Wirkungsfel-
dern ausgezeichnet. Die Relevanz im 
Inland steht in direkter Beziehung zur 
Profi lschärfe der Arbeit der Deutschen 
Welle. Je deutlicher der Markenkern für 
die Bürgerinnen und Bürger erkennbar 
wird, desto höher ist die Akzeptanz für 
die eingesetzten Steuermittel. 

Im Wettbewerb um Aufmerksamkeit 
hat die Deutsche Welle gute Chancen, 

ein digitales Lagerfeuer für den Dia-
log der Kulturen zu entfachen, weil 
sie Glaubwürdigkeit verkörpert und 
Orientierung geben kann. Kulturelle 
Vielfalt bedeutet im Sinne der erwähn-
ten UNESCO-Konvention ja nicht nur 
Schutz und Förderung des kulturellen 
Erbes, der aktuellen künstlerischen 
Ausdrucksformen sowie der Kulturen 
anderer Herkunftsländer in Deutsch-
land, sondern das Erkennen und die 
Wertschätzung für das Gemeinsame 
wie das Trennende zu schärfen. Da-
mit kann die Deutsche Welle in einem 
Land, in dem Menschen aus über  
Nationalitäten leben, gleichermaßen 
nach innen wie nach außen wirken. Im 
Folgenden skizziere ich sechs Anregun-
gen für die Diskussion einer künftigen 
Aufgabenplanung:

. Öff nung nach innen
 Die Deutsche Welle ist als Auslands-

sender vielen Menschen in Deutsch-
land nicht bekannt. Eine stärkere 
Kommunikation über ihre Arbeit und 
die Bedeutung für unser Land könnte 
die Wahrnehmung und Akzeptanz der 
Deutschen Welle befördern. 

. Kulturbotschafter 
 Die Deutsche Welle schärft ihren 

Markenkern durch eine deutliche 
Ausweitung kultureller Themen in ih-
rem Programm. Neben der Berichter-
stattung aus Wissenschaft und Sport 
ist zum Beispiel die weltweit höchst-
gelobte Exzellenz der Theater- und 
Orchesterlandschaft nicht zuletzt der 
Rundfunkklangkörper und die täglich 
praktizierte Vielfalt kultureller Aus-
drucksformen in den Vereinen und 
freien Gruppen ein ausgezeichneter 
Themenfundus. Der erweiterte Kul-
turbegriff , den die UNESCO  in 
ihrer Kulturkonferenz von Mexiko-
City defi niert hat, bietet im Verbund 
mit der UNESCO-Konvention Kultu-
relle Vielfalt die Grundlage für ein 
profi lschärfendes Handeln der Deut-
schen Welle. Warum nicht über ein 
Programmschema von  Minuten  
Kultur und  Minuten Politik pro 
Sendestunde nachdenken.

. Zukunftswerkstatt DW .
 Die Deutsche Welle intensiviert mit 

diesem Dialogformat im Zusammen-
wirken mit dem Rundfunkrat das 
Nachdenken über die Weiterentwick-
lung der Deutschen Welle in einem 
kontinuierlichen mitarbeitereinbe-
ziehenden Prozess und in Dialogfo-
ren mit kultur- und medienpolitisch 
Interessierten. Die Ergebnisse könn-
ten rechtzeitig in die vorbereitenden 
Arbeiten zur nächsten Aufgabenpla-
nung einfl ießen.

. Aufgabengerechte Finanzierung
 Aufgabenzuwachs bedeutet fi nanzi-

ellen Mehrbedarf. Eine Finanzierung 
dieser Mehrbedarfe aus dem derzei-
tigen Haushalt, wie zum Beispiel die 
Neueinrichtung des englischsprachi-
gen Nachrichtenkanals, beschädigt 
den Markenkern der Deutschen Welle, 

wenn sie nicht durch zusätzliche Mit-
tel gegenfi nanziert sind. Der Deut-
sche Bundestag könnte im Wege der 
Haushaltsbereinigung bereits für den 
Deutsche Welle-Haushalt  ein 
Signal gegen die strukturelle Unter-
fi nanzierung setzen, indem er zusätz-
liche Mittel, die über die Tarifsteige-
rungen hinausgehen, freigibt. Dieser 
Mehrbedarf, Tarifsteigerungen plus 
deutliche Erhöhung in der Grundfi -
nanzierung, sollte sich ab  fort-
laufend in dem Haushaltsansatz für 
die Deutsche Welle widerspiegeln. 
Darüber hinaus sollte die Einrich-
tung eines »Notfallfonds« erwogen 
werden, der es der Deutschen Welle 
erlaubt, kurzfristig auf aktuelle Ereig-
nisse, wie es dem Intendanten gerade 
beispielhaft mit der Einrichtung des  
einzigen deutschen Korresponden-
tenbüros in Kiew gelungen ist, zu 
reagieren.

. Keine Kommerzialisierung
 Werbefreiheit und der Verzicht auf 

die Auslagerung einträglicher Ge-
schäftsfelder sind nicht nur hilf-
reich in Konfl iktlagen mit privaten 
Anbietern, sondern stärken die Un-
abhängigkeit und Glaubwürdigkeit 
der Deutschen Welle. 

. Zusammenarbeit mit ARD 
ausbauen 
Die Deutsche Welle gehört der ARD 
an. Die vereinbarte Zusammenarbeit 
der ARD-Anstalten und der Deut-
schen Welle ist ausbaufähig. Sie sollte 
als Zweibahnstraße begriff en wer-
den, da die Deutsche Welle in diese 
Zusammenarbeit ihre spezifi schen 
Stärken einbringen kann.

Die viertgrößte Industrienation der 
Welt darf sich, gemessen an ihren kultu-
rellen Potenzialen und ihrer politischen 
Verantwortung keinen digitalen Zwerg 
in der Kommunikation nach außen und 
innen leisten. Jede Bürgerin und jeder 
Bürger braucht die Deutsche Welle, weil 
jeder direkt oder indirekt in seinem Le-
bensumfeld von der Wirksamkeit dieser 
kommunikativen Hauptschlagader un-
seres Landes betroff en ist. Bewusstsein 
schaff en für die Vielfalt menschlichen 
Denkens und Handelns und ihrer Werte 
ist im digitalen Zeitalter eine der wich-
tigsten gesellschaftlichen Aufgaben.

Christian Höppner ist Präsident des 
Deutschen Kulturrates und gehört dem 
Rundfunkrat der Deutschen Welle an. 
Er ist stellvertretender Vorsitzender 
des Akademieausschusses der Deut-
schen Welle und Haushaltsberichter-
statter für den Rundfunkrat

Offi  zielle Stellungnahmen des 
Deutschen Kulturrates sind als 
solche gekennzeichnet. Alle 
anderen Texte geben nicht 
unbedingt die Meinung des 
Deutschen Kulturrates wieder. 

DER AUSBLICK 

Die nächste Politik & Kultur 
erscheint am . Juli . 
Im Fokus der nächsten Ausgabe 
steht Erinnerungskultur.
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Die Reichweite lässt 
sich nicht an Zahlen 
messen, sondern auch 
an der Relevanz
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Die Deutsche Welle 
ist die kommunika-
tive Hauptschlagader 
unseres Landes
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Für alle Wirtschafts-
zweige müssen 
genaue Ausnahmen 
formuliert werden

Positiv denken statt negativ handeln
Von Listen, Stillstands- und Sperrklinkenklauseln, regulatorischer Kooperation und anderen TTIP-Fallstricken

OLAF ZIMMERMANN

B eim CETA- und beim TTIP-
Abkommen schwenkte die 
EU-Kommission erstmals 
um. Wurde bislang in Form 

von Positivlisten verhandelt, in denen 
verzeichnet ist, welche Wirtschafts-
sektoren in das Abkommen einbe-
zogen werden sollen, wird seit dem 
CETA-Abkommen mit Negativlisten 
gearbeitet, in denen vermerkt werden 
muss, welche Wirtschaftssektoren nicht 
erfasst werden. 

Die EU-Kommission versucht zu be-
ruhigen und vertritt die Meinung, dass 
es sich hierbei lediglich um Gesetzes-
technik handelt und im Ergebnis mit 
Negativlisten das gleiche Schutzniveau 
erreicht werden kann wie mit Positivlis-
ten. Selbst wenn dieses stimmen soll-
te und es sich tatsächlich nur um eine 
unterschiedliche Herangehensweise 
handelt, stellt sich die Frage, warum 
dann die EU-Kommission nicht mit dem 
üblichen Instrument der Positivlisten 
gearbeitet hat. 

Das Umschwenken zu Negativlisten 
ist jedoch mehr als Gesetzestechnik. 
Es setzt eine veränderte Sichtweise in 
Gang. Negativlisten bedeuten im Kern, 
dass zunächst alles in das Abkommen 
einbezogen wird. Das heißt, alle Sek-
toren ganz unabhängig davon, ob sie 
erwerbswirtschaftliche Ziele verfolgen, 
ob sie gemeinwohlorientiert sind oder 
ob sie eine Mischform bilden, sind zu-
nächst einmal Gegenstand der Libera-
lisierung des Handels mit Gütern und 
Dienstleistungen. Das Feld wird für alles 
geöff net. In einem zweiten Schritt müs-
sen bei Negativlisten Grenzen einge-
zogen werden, also begründet werden, 
warum dieser oder jener Sektor nicht 
einbezogen werden soll. Dabei ist nicht 
nur eine stichhaltige Begründung er-
forderlich, warum Bereiche ausgeklam-
mert werden, sie müssen darüber hinaus 
auch noch möglichst exakt beschrie-
ben werden, damit sie präzise in den 
Anhängen des Abkommens abgebildet 
werden können. Das ist für die Berei-
che die heute schon existieren, äußerst 

schwierig, unmöglich ist es zukünftige 
Entwicklungen, die wir derzeit noch gar 
nicht kennen können, von dem Abkom-
men auszunehmen. 

Der Kulturbereich ist in verschiede-
ner Hinsicht vom Negativlistenverfah-
ren bei TTIP betroff en. Das erste Prob-
lem ist, dass er durch dieses Verfahren 
zunächst einmal generell in den Fokus 
der Verhandlungen gerät. Dieses gilt 
sowohl für die erwerbswirtschaftlich 
orientierte Kulturwirtschaft wie für den 
der Daseinsvorsorge zuzurechnenden 
öff entlichen bzw. öff entlich-geförder-
ten Kulturbereich einschließlich der 
audiovisuellen Medien wie z. B. den 
öff entlich-rechtlichen Rundfunk.

Hieraus folgt das zweite Problem: 
Wie soll Kultur bei Verhandlungen nach 
dem Negativlistenprinzip im umfas-
senden Sinn von TTIP ausgenommen 
werden? Der Kulturbereich ist kein 
monolithischer Block, sondern in viele 
verschiedene Wirtschaftssektoren ein-
zuordnen wie beispielsweise das Ver-
lagswesen, den öff entlich-rechtlichen 
Rundfunk, die Filmwirtschaft oder auch 
die öff entlich-geförderte Musikschule. 
Für all die bestehenden Institutionen 
oder Wirtschaftszweige gilt es, genaue 
Ausnahmen zu formulieren.

Das dritte Problem ist die künftige 
technische Entwicklung. Durch die Di-
gitalisierungen haben sich sowohl die 
Kulturproduktion als auch die Verbrei-
tung von Kulturgütern und kulturellen 
Dienstleistungen stark verändert. Die 
Konvergenz der Medien ist in diesem 
Zusammenhang nur ein Stichwort. 
Diese technikgetriebene Entwicklung, 
die im Rahmen der digitalen Agenda 
sowohl von der EU-Kommission als 
auch der Bundesregierung weiter vor-
angetrieben wird, ist noch längst nicht 
zu Ende. Mit Hilfe welcher Formulie-
rungen sollen künftig zu schützende 
Formen der Kulturproduktion und -ver-
breitung jetzt geschützt werden? 

Das vierte Problem ist, dass bereits 
heute US-amerikanische Unterneh-
men im Kultursektor eine erhebliche 
Marktmacht haben und daher massiv 
auf den europäischen Markt drängen. 
Ihnen mit TTIP noch mehr die Türen 
zu öff nen, wäre ein Bärendienst für die 
Kulturbranchen. 

Das fünfte Problem ist der gesamte 
Bereich der sogenannten Daseinsvor-
sorge, also jener Lebensbereiche, in 
denen der Staat eine besondere Verant-
wortung hat und die nicht, oder zumin-
dest nicht allein, dem Markt überlassen 
werden sollen. Also die Wasserversor-
gung, Krankenhäuser, soziale Dienste 
und nicht zuletzt auch Kultur. Hier geht 
es um die Frage, wie wir leben wollen. 
Wollen wir ein Kulturangebot, dass alle 
Menschen erreicht und dass vielfältig 
auf unterschiedliche Bedürfnisse und 
Geschmäcker ausgerichtet ist oder wol-
len wir ein Mainstream-Kulturangebot, 
dass einen überall verbreitbaren Ein-
heitsbrei bietet. Auch mit Blick auf die 
Daseinsvorsorge gilt es nicht nur die 
gegenwärtigen Angebote zu schützen. 
Die weiterreichende Aufgabe ist es, ver-
tragliche Regelungen zu schaff en, die es 
erlauben, neue Angebote der Daseins-
vorsorge zu schaff en.

Von Stillständen und 
Sperrklinken

Noch vollkommen unklar ist, welche 
Wirkungen die sogenannten Standstill- 
und Ratchet-Klauseln für den Kultur-
bereich haben werden und in welchen 
Vertragsbestandteilen sie zur Anwen-
dung kommen sollen.

Mit einer »Standstill-Klausel«, Still-
stand-Klausel, legt ein Land fest, welche 
Handelshemmnisse zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses in einem bestimm-
ten Sektor als gesetzt angesehen werden 
müssen. Zugleich verpfl ichtet sich das 
Land für genau diesen Bereich nach Ver-
tragsabschluss keine neuen »Handels-
hemmnisse« einzuführen. Das hat zur 
Folge, dass zwar ein Bestand geschützt 
wird, aber keinen neuen Schutzmaß-
nahmen beispielsweise zum Schutz der 
kulturellen Vielfalt oder des Bildungs-
sektors nach Vertragsabschluss ergriff en 
werden dürfen. Die EU-Mitgliedstaaten 
begeben sich damit eines wesentlichen 
Instruments der politischen Gestaltung.

Eine »Ratchet-Klausel«, auch Sperr-
klinken-Klausel genannt, besagt, dass 
ein Land nach Vertragsschluss keine 
Handelshemmnisse wieder einführen 
kann, die es mit dem Inkrafttreten 
des Abkommens abschaff t. Auch diese 
Klausel treibt die weitere Liberalisie-
rung voran und verhindert, dass nach 
Vertragsabschluss die Ergebnisse der 
Liberalisierung überprüft und gegebe-
nenfalls abgeschaff te Handelshemm-
nisse doch wieder eingeführt werden. 
Denn eine generelle Klausel, die die 
Überprüfung von Liberalisierung im 
Lichte der Gemeinwohlorientierung 
vorsieht und darauf abhebt, dass Libe-
ralisierungen gegebenenfalls wieder 
zurückgenommen werden können, ist 
nicht vorgesehen. 

Angesichts der bereits skizzierten dyna-
mischen Entwicklung des Kultur- und 
Mediensektors ist es erforderlich, dass 
die Bundesregierung frühzeitig bei der 
EU-Kommission anmeldet, in welchen 
konkreten Bereichen keine Stillstand- 
oder Sperrklinkenklauseln zugestanden 
werden dürfen, damit die Handlungs-
fähigkeit für die Rücknahme von Libe-
ralisierungen oder die Einführung von 
neuen Handelshemmnissen im Kultur- 
und Mediensektor möglich ist. 

Ob ein Flickwerk von Negativlisten 
mit Annexen, in denen zuerst die Aus-
nahmen für die gesamte EU, dann Aus-
nahmen für einzelne Mitgliedstaaten 
beschrieben sind und obendrein hetero-
gene Verankerungen von Stillstand- bzw. 
Sperrklinkenklauseln bestehen, tatsäch-
lich zur Transparenz eines Abkommens 
und zu einem besseren Handel beitra-
gen, sei dahingestellt. Denn, wenn alle 
diese Schutzmechanismen greifen, 
muss sich ein Investor vor einer Investi-
tionsentscheidung zunächst durch hun-
dertseitige Anhänge »hindurchbeißen«, 
um dann exakt zu wissen, woran er in 
dem jeweiligen Land ist. Woraus folgt, 
dass Schutzmechanismen zwar mög-
lich aber wenig praktikabel sind, denn 
das ganze Unterfangen von TTIP, CETA 
und Co. soll ja nicht dazu dienen, den 
Handel durch mehrstufi ge Vorschriften 
und Einschränkungen zu beschränken, 
sondern ihn zu liberalisieren.

Regulatorische Kooperation

In diesem Kontext gewinnt die mit dem 
CETA- und dem TTIP-Abkommen ge-
plante regulatorische Kooperation eine 
besondere Bedeutung. Sie soll dazu 

dienen, dass nach Abschluss der Han-
delsabkommen ein Rat für regulatori-
sche Kooperation gebildet wird, in dem 
vor den politischen Beratungen eines 
Gesetzesvorhabens zunächst auf der 
administrativen Ebene geprüft wird, 
ob dieses Vorhaben unter Umständen 
den freien Handel beziehungsweise die 
weitere Liberalisierung des Handels 
stören könnte. Konsequent zu Ende 
gedacht heißt dies eine Entmachtung 
der Politik.

Umfassendes Abkommen der 
richtige Weg?

Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte 
bereits vor einiger Zeit angekündigt, 
dass die TTIP-Verhandlungen Ende 
 abgeschlossen sein sollen. Dieses 
ist sicherlich zum einen dem wachsen-
den Widerstand in den EU-Mitglied-
staaten geschuldet. Denn längst ist 
dieser Widerstand nicht mehr nur in 
Deutschland und Österreich, sondern 
auch in anderen EU-Mitgliedstaaten, 
sogar solchen mit einer gewachsenen 
Außenhandelstradition wie den Nie-
derlanden oder Großbritannien, zu 
spüren. 

Zum anderen fi nden im kommen-
den Jahr Präsidentschaftswahlen in 
den USA statt und sicherlich besteht 
wenig Interesse daran, dass Thema 
TTIP dort zerreiben zu lassen. Denn 
eines ist klar, bislang verhandelt aus-
schließlich die Obama-Administration 
über die Aspekte, bei denen in den USA 
eine Bundeskompetenz besteht. Nach 
wie vor sind die US-Bundesstaaten 
nicht eingebunden.  Vielleicht ist an ge -
sichts dieses Szenarios jetzt der rich-

tige Zeitpunkt, um zu prüfen, ob ein 
umfassendes Abkommen tatsächlich 
der richtige Weg ist oder ob der Vor-
schlag aus der italienischen Ratspräsi-
dentschaft aufgegriff en werden sollte, 
sich bei TTIP auf die Felder zu konzen-
trieren, in denen eine Handelsliberali-
sierung allgemein als der richtige Weg 
angesehen wird. 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates und Heraus-
geber von Politik & Kultur
 

AUFRUF 

Aktionstag 
»Kultur braucht kein TTIP! «
Am . Mai  fi ndet der Tag ge-
gen TTIP unter dem Motto »Kultur 
braucht kein TTIP« statt. Die ge-
rade in Verhandlung befi ndlichen 
Freihandelsabkommen mit den USA 
und Kanada gefährden die kulturelle 
Vielfalt fundamental. Der Deutsche 
Kulturrat ruft daher alle Bürgerin-
nen Bürger dazu auf, an diesem Tag, 
dem internationalen Tag der kultu-
rellen Vielfalt, in die Öff entlichkeit 
zu gehen, sich über die Gefahren von 
TTIP, CETA & Co. zu informieren und 
gegen die Abkommen zu demonst-
rieren.
Weitere Informationen zum Tag 
gegen TTIP und den Veranstaltun-
gen des Deutschen Kulturrates am 
. Mai  unter: 
www.tag-gegen-ttip. de
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Nicht per se von Übel für 
die Kultur
TTIP – ein Plädoyer für 
Vorsicht und Umsicht

HANSGEORG DEDERER

F reihandelsabkommen sind nicht 
per se von Übel. Im Gegenteil: Sie 
können, richtig instrumentiert, die 

wirtschaftlich-soziale Entwicklung der 
beteiligten Staaten nachhaltig befördern. 
Diese positive Einschätzung gilt im Prinzip 
auch für TTIP, das geplante Freihandels-
abkommen zwischen der EU und den USA.

Mein im Auftrag der Bundestagsfrak-
tion Bündnis /Die Grünen erstattetes 
Rechtsgutachten zu »TTIP und Kultur« 
versteht sich daher nicht als ein weiterer 
Baustein der verbreiteten Grundsatzkritik 
an TTIP. Es möchte vielmehr ein Plädo-
yer zur Vorsicht und Umsicht sein. TTIP 
könnte mehr als andere Freihandelsab-
kommen der EU die kulturelle Vielfalt 
Europas gefährden. Die EU und alle ihre 
Mitgliedstaaten sind aber Vertragspartei-
en der UNESCO-Konvention zum Schutz 
und zur Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen. Diesem Abkommen ist 
die EU bei den Verhandlungen über TTIP 
verpfl ichtet.

Kulturelle Vielfalt erweist sich in der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen. Jene 
werden in kulturellen Gütern und Dienst-
leistungen verkörpert und übermittelt. 
Kulturelle Güter und Dienstleistungen 
sind dabei aber nicht nur Träger kultureller 
Identitäten und Werte. Sie bilden zugleich 
handelbare Produkte. Das gilt in beson-
derem Maße für die audiovisuellen (AV) 
Güter und Dienstleistungen der Populär-
kultur, also z. B. für Kinofi lme, Radio- und 
Fernsehsendungen, Videos, Computer-

spiele oder Ton- und Musikaufzeichnun-
gen. Nun ist aber speziell der Markt für 
populärkulturelle AV-Güter und -Dienst-
leistungen ein Beispiel für sogenanntes 
Marktversagen. Dieses Phänomen ist 
unter anderem in dieser Zeitung bereits 
zutreff end beschrieben worden. Soweit 
jenes Marktversagen zur Verdrängung 
kultureller Güter oder Dienstleistungen 
führt, gehen kulturelle Ausdrucksformen 
verloren mit der Folge eines Verlusts an 
kultureller Vielfalt.

Diese Besorgnis ist speziell im Verhältnis 
zu den USA begründet. Anlass zu dieser 
Besorgnis gibt die Dominanz der US-
amerikanischen Populärkulturindustri-
en, aber auch die Dominanz der USA in 
den Bereichen der Digitalisierung und des 
Internets. Denn AV-Produkte werden heut-
zutage zunehmend in digitalisierter Form 
hergestellt, verbreitet, vertrieben und ab-
gespielt. Ein aktuelles Beispiel bildet die 
soeben verbreitete Nachricht, Apple wolle 
im Herbst dieses Jahres einen Online-TV-
Dienst starten, über den unter anderem die 
Programme der Sender ABC, CBS und Fox 
verbreitet würden. Dabei bildet die EU den 
bedeutendsten Absatzmarkt für populär-
kulturelle AV-Güter und -Dienstleistungen 
aus den USA. Die USA dürften deshalb vor-
aussichtlich darauf drängen, dass sich die 
Liberalisierungsverpfl ichtungen aus TTIP 
ohne jede Einschränkungsmöglichkeit auf 
digitale, insbesondere internetfähige AV-
Produkte erstrecken.

Der EU ist es freilich jüngst gelungen, in 
CETA, dem Freihandelsabkommen mit Ka-
nada, weitreichende kulturelle Bereichs-
ausnahmen durchzusetzen. Soweit jene 
Ausnahmen reichen, entfaltet CETA keine 
Wirkungen. Die für die EU gültigen kultu-
rellen Bereichsausnahmen erfassen indes 
nur den Bereich der AV-Dienstleistungen. 
Beispielsweise sind Subventionen und 
sonstige Formen staatlicher Unterstüt-
zung des AV-Dienstleistungssektors von 
CETA insgesamt ausgenommen. Auch das 
Kapitel über den grenzüberschreitenden 
Handel mit Dienstleistungen gilt insge-
samt nicht im AV-Bereich. Selbst für den 
Investitionsschutz vermochte die EU groß-
zügige kulturelle Bereichsausnahmen im 
AV-Dienstleistungsbereich auszuhandeln. 
So müssen beispielsweise europäischen 

Investoren auf dem Gebiet der AV-Dienst-
leistungen gewährte Vorteile nicht auf 
kanadische Investoren erstreckt werden. 
Ferner können sich kanadische Investoren 
z. B. nicht gegen Quotenregeln wehren, die 
in Bezug auf AV-Dienste einen bestimmten 
Anteil an inländischen Programminhalten 
garantieren wollen. Ebenso wenig können 
kanadische Investoren Regeln über die Be-
grenzung ausländischer Kontrolle von Un-
ternehmen des AV-Dienstleistungssektors 
aus den Angeln heben. 

Das Prinzip kultureller Bereichsausnah-
men wird in CETA durch den sogenann-
ten Negativlistenansatz ergänzt. Dadurch 
vermochte sich die EU für die Bereiche 
Dienstleistungen und Investitionen auch 
jenseits des AV-Sektors kulturelle Ausnah-
men zu sichern. Beispielsweise kann die 
EU danach Maßnahmen in Bezug auf die 
Erbringung von Bibliotheks-, Archiv-, Mu-
seums- und anderen kulturellen Dienst-
leistungen beibehalten oder neu erlassen. 
Einen entsprechenden Vorbehalt hat auch 
Deutschland erklärt. Deutschland hat sich 
darüber hinaus z. B. auch vorbehalten, dass 
Zeitungen oder Zeitschriften den »verant-
wortlichen Herausgeber« deutlich angeben 
müssen.

Vor diesem Hintergrund könnte CETA 
zunächst als durchaus brauchbares Modell 
für die laufenden TTIP-Verhandlungen 
erscheinen. Doch ist die Vorstellung, CETA 
könne auch speziell für den kulturellen Be-
reich als Blaupause für TTIP herangezogen 
werden, wenig realitätsnah. CETA beruht, 
was den Kultursektor angeht, auf einem 
prinzipiellen Interessengleichklang zwi-
schen der EU und Kanada. Beide Parteien 
gehörten von Anbeginn an zu den maß-
geblichen Befürwortern der UNESCO-Kon-
vention. Entsprechend waren beide Seiten 
off enkundig gerne bereit, sich in CETA 
wechselseitig vergleichsweise großzügige 
kulturelle Bereichsausnahmen und Vor-
behalte zuzugestehen. So hat auch Kana-
da, jeweils parallel zur EU, weitreichende 
kulturelle Bereichsausnahmen, und zwar 
für seine Kulturindustrien, durchgesetzt. 
Demgegenüber opponierten die USA von 
Anfang an gegen die UNESCO-Konven-
tion und lehnten ihr Zustandekommen 
schließlich in schroff em Ton ab. Bis heute 
scheinen sie keinerlei Absicht zu hegen, 

dem Abkommen beizutreten. Damit dürfte 
von einem scharfen Interessengegensatz 
zwischen der EU und den USA auszugehen 
sein, soweit es um die Verankerung kultu-
reller Bereichsausnahmen und Vorbehalte 
in TTIP im Interesse des Schutzes und der 
Förderung kultureller Vielfalt geht. Insbe-
sondere ist schlicht nicht vorstellbar, dass 
sich die USA darauf einlassen könnten, die 
UNESCO-Konvention in irgendeiner Form 
in TTIP, und sei es nur in der Präambel, na -
mentlich zu erwähnen.

Eine realitätsnähere Abschätzung dessen, 
was die EU in den TTIP-Verhandlungen 
zu gewärtigen haben dürfte, muss die 
Vertragspraxis der USA in Augenschein 
nehmen, wie sie sich zumal in deren zahl-
reichen Freihandelsabkommen der letzten 
Jahre präsentiert. Sie gibt einen gewissen 
Aufschluss darüber, was sich zum Schutz 
kultureller Vielfalt in TTIP verwirklichen 
lassen könnte. Zunächst einmal stehen 
die USA Subventionen wenig ablehnend 
gegenüber. Eine TTIP insgesamt erfas-
sende Bereichsausnahme für Subventi-
onen im AV-Dienstleistungssektor dürf-
te die EU durchsetzen können. Selbst 
»klassische« Maßnahmen des Schutzes 
bzw. der Förderung kultureller Vielfalt 
wie Quoten zugunsten inländischer Pro-
gramminhalte müssten sich prinzipiell 
verhandeln lassen – freilich nur, soweit 
sie nicht gerade die Verbreitung digita-
ler AV-Produkte berühren. Denn auf dem 
Gebiet digitaler AV-Produkte werden die 
USA aus den bereits genannten Gründen 
jede Einschränkung des freien Handels 
zu verhindern suchen, sich allenfalls zu-
rückhaltend auf einen Negativlistenansatz 
einlassen. Nach diesem Ansatz müsste die 
EU im Rahmen der TTIP-Verhandlungen 
versuchen, bestimmte kulturelle Sekto-
ren hinsichtlich bestimmter Schutz- oder 
Fördermaßnahmen von bestimmten Li-
beralisierungspfl ichten auszuschließen. 
Der Negativlistenansatz schränkt freilich 
die Regulierungsspielräume für die Zu-
kunft signifi kant ein. Unvorhergesehene 
Entwicklungen etwa auf technologischem 
Gebiet lassen sich praktisch nicht mehr 
auff angen, weil und soweit die in TTIP 
gelisteten Vorbehalte zu eng formuliert 
worden sein sollten. Insgesamt muss 
überaus fraglich erscheinen, dass sich 
der Bereich digitalisierter AV-Güter und 

-Dienstleistungen, zumal auf dem Gebiet 
der Populärkultur, grundlegend von den 
Liberalisierungsverpfl ichtungen unter 
TTIP ausnehmen lassen könnte. Warum 
auch sollten die USA ihre eigenen Interes-
sen gerade dort weitgehend zurückstellen, 
wo es um ihre Exportschlager geht?

Immer wieder wird freilich auf ein nur 
eingeschränktes Verhandlungsmandat der 
Europäischen Kommission hingewiesen, 
als sei damit schon das Spannungsverhält-
nis von TTIP und Kultur von vornherein 
gelöst. Richtig ist, dass der Rat der EU der 
Kommission für Zwecke der Verhandlungs-
führung sogenannte »Leitlinien« an die 
Hand gegeben hat. Darin ist in der Tat 
z. B. vorgesehen, dass AV-Dienste vom 
Dienstleistungs- und Niederlassungska-
pitel in TTIP vollständig ausgenommen 
sein sollen. Indes ist schon die rechtli-
che Verbindlichkeit dieser »Leitlinien« 
keineswegs zweifelsfrei. Vor allem aber 
kann sich der Rat je nach Verhandlungs-
verlauf veranlasst sehen, die Leitlinien ad 
hoc zu ändern, um der Kommission grö-
ßeren Verhandlungsspielraum zu geben. 
Das Verhandlungsmandat der Kommission 
ist letztlich in erster Linie ein politischer 
Wunschzettel der im Rat versammelten 
Mitgliedstaaten, auf den sich die USA nicht 
kleinlaut einlassen werden.

Die Darstellung der Schwierigkeiten, in 
TTIP gegen die USA kulturelle Bereichs-
ausnahmen und Vorbehalte durchzusetzen, 
soll – um an den Beginn dieses Artikels an-
zuknüpfen – nicht in eine Ablehnung von 
TTIP insgesamt münden. Vielmehr geht es 
um eine Schärfung der politischen Sinne 
für die TTIP-Verhandlungen. Im Interesse 
des Schutzes und der Förderung kulturel-
ler Vielfalt, einem Allgemeininteresse von 
internationalem Rang, müssen kulturelle 
Bereichsausnahmen und Vorbehalte für die 
EU unter Umständen durch weitreichen-
de Zugeständnisse in anderen Bereichen 
»erkauft« werden. Wer dazu nicht bereit 
ist, wird TTIP freilich konsequenterweise 
insgesamt ablehnen.

Hans-Georg Dederer ist Inhaber des Lehr-
stuhls für Staats- und Verwaltungsrecht, 
Völkerrecht, Europäisches und Internatio-
nales Wirtschaftsrecht an der Universität 
Passau und  hat im Auftrag der Bundes-
tagsfraktion von Bündnis /Die Grünen 
ein Rechtsgutachten zu »TTIP und Kultur« 
erstattet

Die fi nanzielle Unterstützung von Bühnen, Theatern und Orchestern durch die öff entliche Hand muss gewährleistet bleiben

Bereichs-
ausnahmen 
für die Kultur 
und  Vorbehalte 
für die EU 
müssen unter 
Umständen 
durch weit-
reichende 
Zugeständnisse 
in anderen 
Bereichen 
»erkauft« 
werden
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Zwischen Mythenbildung und Realität
Warum TTIP keine Gefahr für Kultur und Medien darstellt

UTE BERTRAM

L assen Sie es mich ganz klar sa-
gen: Es gibt aus der Sicht von 
Kultur und Medien keinen gu-
ten Grund für TTIP. Gäbe es in 

Deutschland und Europa nur diese bei-
den Branchen, dann würden wir TTIP 
nicht verhandeln. Es gibt aber noch 
eine ganze Menge anderer Branchen, 
die tausende Arbeitsplätze stellen und 
einen Großteil unseres Wohlstandes 
erwirtschaften. 

Wir Deutsche sind Exportweltmeis-
ter. Kein Land der Welt hat einen ver-
gleichbaren Mittelstand, dessen hoch-
qualitative und innovative Produkte oft 
weltweit gefragt sind. Für diese – für 
das produzierende Gewerbe, für die 
Chemieindustrie oder die Automobilin-
dustrie beispielsweise – wollen wir TTIP. 
Und diese Branchen wollen TTIP! Der 
Wunsch für dieses Freihandelsabkom-
men kommt ja sogar aus Deutschland, 
und er wird schon jahrelang geäußert. 
Gerade viele Mittelständler warten 
dringend auf Handelserleichterungen 
mit den USA. 

Neulich war ein kleiner mittelstän-
discher Betrieb aus Norddeutschland 
bei uns im Bundestag – eines dieser ty-
pischen deutschen Mittelstandsunter-
nehmen, deren Namen niemand kennt, 
die aber auf ihrem Gebiet weltweit 
führend sind. Dieser Medizintechniker 
stellt außergewöhnliche Prothesen her: 
zum Beispiel silberbeschichtete Pro-
thesen, die besonders antioxidantisch 
wirken. Oder mitwachsende Prothesen 
für Kinder mit Knochenkrebs, die den 
Kindern viele spätere Nachoperationen 
ersparen. Dieses Unternehmen wartet 
dringend auf TTIP, weil auch in den USA 
viele Patienten auf solche Prothesen 
zurückgreifen möchten. Momentan 
fehlt die Genehmigung. Und ein klei-
ner Mittelständler kann es sich schlicht 
nicht leisten, den komplexen bürokra-
tischen Genehmigungsprozess in den 
USA zu durchlaufen. Mit TTIP könnte 
das anders werden.

Nun werden Sie sagen: »Schön und 
gut, aber der Kultur hilft das nicht.« Das 
stimmt. Aber ich möchte noch eines 
ganz klar sagen: Die Gefahren für den 
Bereich Kultur und Medien durch TTIP 
sind viel geringer, als in den deutschen 
Feuilletons so heiß diskutiert wird. 
Wenn es so weiterläuft, wie mir bislang 
aus Brüssel vom Verhandlungstisch be-
richtet wird, dann wird sich für diese 
beiden Branchen kaum etwas ändern 
durch TTIP. 

Nicht, dass das immer klar war. Aber 
spätestens durch den großen Protest 
aus Deutschland – seitens der Zivil-
bevölkerung, aber auch unserer Kul-
turstaatsministerin Monika Grütters 
oder des Deutschen Kulturrates – ist 
allen Experten am Verhandlungstisch 
mittlerweile eines mehr als deutlich: 
Wenn TTIP ein Erfolg werden soll, wenn 
es also alle nationalen Parlamente und 
das EU-Parlament erfolgreich passieren 
soll, dann darf das Abkommen keine 
Tücken für diese beiden Sektoren ent-
halten. Und deshalb wird es das auch 
nicht. 

Sicherlich hätte es Amazon gerne 
gesehen, wenn mit TTIP gleich die 
Buchpreisbindung fällt. Aber wünschen 
kann sich die Gegenseite in einer Ver-
handlung vieles. Passieren wird es des-

halb trotzdem nicht. Denn in Brüssel 
werden von der EU-Kommission unsere 
Interessen verhandelt, und der Fall der 
Buchpreisbindung ist ganz klar nicht 
in unserem Interesse. Deshalb blockt 
unsere Verhandlungsseite auf diesem 
Gebiet jede Diskussion ab. Ich will noch 
einmal anhand von ein paar typischen 
Debattenpunkten darlegen, was mo-
mentan der Stand der Dinge ist.

Positivliste versus Negativliste

Die EU hat traditionell mit Positivlis-
ten gearbeitet, d. h. festgehalten, wel-
che Bereiche in die Liberalisierungsver-
pfl ichtungen aufgenommen werden. In 
CETA wurde erstmals eine Negativliste 
verwendet. Grund für die Befürwortung 
einer Negativliste seitens der EU waren 
Zugeständnisse, die Kanada gegenüber 
der EU auf einem anderen Gebiet mach-
te. Bei TTIP ist noch off en, welche Art 
der Liste geführt wird. In der Kultur-
szene besteht die große Sorge, dass es 
auf eine Negativliste hinausläuft. Die 
Annahme ist: Im audiovisuellen Bereich, 
der sich momentan technisch rasant 
entwickelt, würde eine Negativliste dazu 
führen, dass nur der Status quo gesichert 
wird – aber alle neuen Technologien au-
tomatisch liberalisiert werden müssten. 
Die Techniker des Vertrages halten die-
se Frage allerdings für überschätzt. Der 
Chef-Verhandler für Dienstleistungen, 
Marco Düerkop, ist überzeugt: Im Er-
gebnis erziele man mit beiden Listen das 
gleiche Liberalisierungs- und Schutzni-
veau. Denn auch eine Negativliste kann 
neue Dienstleistungen umfassen. Die EU 
will bei TTIP in einem Annex festhalten, 
dass man für alle neuen Dienste keine 
Liberalisierung will. 

Subventionen

In der Kulturszene kursiert die Sorge, 
dass mit TTIP die staatliche Förderung 
von Musikschulen, Theatern etc. un-
möglich würde, weil dann auch ameri-
kanische Unternehmen – im Sinne der 
Wettbewerbsgleichheit – Anspruch auf 
diese Förderung hätten. Das stimmt ab-
solut nicht.

Weder TTIP noch CETA stellen in Frage, 
dass der Staat subventioniert und dabei 
auch diskriminiert – also gezielt die ei-
genen Musikschulen fördert – ohne dass 
externe Anbieter auch subventioniert 
werden müssten. Dieses Recht behalten 
sich die EU und ihre Nationalstaaten 
(und auch die USA!) explizit vor. Und 
zwar nicht nur im kulturellen Bereich, 
sondern beispielsweise auch beim Sport 
und den Wohlfahrtsverbänden.

Wichtig ist den Verhandlern auf EU-
Seite in diesem Zusammenhang, dass 
off ene Begriff e in TTIP verwendet wer-
den. Die USA will beispielsweise den 
Begriff  »digitales Produkt« verwenden. 
Das lehnt die EU ab.

UNESCO-Konvention über den 
Schutz und die Förderung der Viel-
falt kultureller Ausdrucksformen

EU-seitig ist die Wahrung der kultu-
rellen Vielfalt Vertragsgrundlage. Da 
die USA die UNESCO-Konvention nicht 
ratifi ziert haben, ist es unwahrschein-
lich, dass sie einer Aufnahme in TTIP 
zustimmen. Dennoch wird von EU-Seite 
auf einer solchen Aufnahme bestanden.

Die USA könnten zumindest einem 
Bezug auf die ICT principles von  
zustimmen, in deren zweitem Absatz die 
Förderung der kulturellen Vielfalt expli-
zit zwischen den USA und der EU fest-
gehalten wurde. Es wird immer wieder 
gefordert, die UNESCO-Konvention in 
die Präambel des Vertrags aufzunehmen. 
Viel zielführender ist aber natürlich eine 
saubere Arbeit in den einzelnen Kapi-
teln, um dort jeweils die Belange der 
kulturellen Vielfalt zu sichern.

Generalklausel

Von Seiten der deutschen Medien, der 
Bundesländer und auch der Staatsmi-
nisterin für Kultur und Medien wurde 
frühzeitig die Idee einer »Generalklau-
sel zur Ausnahme der Kultur« in Umlauf 
gebracht. Eine abgestimmte Fassung 
liegt mittlerweile vor, kursiert aber 
noch in der Bundesregierung. Daher ist 
die Formel wohl offi  ziell bislang noch 
nicht von Seiten der Bundesregierung 

in Brüssel eingebracht worden. Aller-
dings hatte der letzte EU-Handelskom-
missar Karel de Gucht der deutschen 
Kulturstaatsministerin Grütters im Jahr 
 die Aufnahme einer solchen Klau-
sel in Aussicht gestellt. Marco Düerkop 
hält dagegen einen kulturellen »carve 
out« insgesamt für ungeeignet. Denn 
was »Kultur« ist und umfasst, sei höchst 
missverständlich und vage. 

Klar ist wie gesagt, dass audiovisuel-
le Medien bei den Liberalisierungsver-
pfl ichtungen im Dienstleistungsbereich 
ausgenommen sind. Darüber hinaus 
müsste die Kultur in den einzelnen Ka-
piteln entsprechend deutlich formuliert 
von den Liberalisierungsverpfl ichtun-
gen ausgenommen werden.

Buchpreisbindung

Immer wieder wird die Sorge geäußert, 
dass die Buchpreisbindung in Gefahr 
ist. Das ist ganz klar nicht der Fall. 
Denn bei der Buchpreisbindung be-
steht Inländergleich behandlung, d. h. 
alle Marktteilnehmer in Deutschland 
sind gleichermaßen daran gebunden. 
Durch ein Freihandelsabkommen be-
kommt ein ausländisches Unterneh-
men maximal die gleichen Rechte wie 
inländische Unternehmen. Auch, da 
die Buchpreisbindung schon deutlich 
länger besteht als beispielsweise der 
Konzern Amazon, könnte dieser nicht 
auf eine Verschlechterung seiner Inves-
titionsbedingungen klagen. 

Die Bundesregierung hat die Beden-
ken in Bezug auf die Buchpreisbindung 
geprüft und kommt zu dem Ergebnis, 
dass hier kein Problem besteht. Dies 
kommt in der Antwort der Bundesre-
gierung in BT-Drucksache / auf 
Frage Nr.  zum Ausdruck: »Könnten 
vom Wegfall der tarifären und nicht-
tarifären Handelshemmnisse z. B. die 
Buchpreisbindung, der reduzierte 
Mehrwertsteuersatz für Kulturgüter, der 
öff entlich-rechtlich Rundfunk und die 
Filmförderung betroff en sein?«
Antwort: »Nach Ansicht der Bundesre-
gierung handelt es sich bei den genann-
ten Regelungen nicht um tarifäre oder 
nicht-tarifäre Handelshemmnisse. Der 

Bundesregierung liegen auch keine In-
formationen vor, dass diese Regelungen 
Gegenstand der Verhandlungen sein 
sollen. Jedenfalls sind hier aus Sicht der 
Bundesregierung keine Änderungen des 
Status quo durch das Abkommen er-
wünscht oder geplant.« 

Fazit

Die vor allem in Deutschland sehr hitzig 
geführte Debatte hat in Brüssel sicher-
lich dazu geführt, insbesondere bei den 
Themen Kultur und Medien vorsichtiger 
vorzugehen als es sonst vielleicht ge-
schehen wäre. Mittlerweile besteht aber 
eine enorme Kluft zwischen den Mythen, 
die in Deutschland kursieren, und den 
Inhalten, die am Verhandlungstisch zu 
TTIP diskutiert werden. Da davon aus-
zugehen ist, dass TTIP für Europa insge-
samt sehr positive Auswirkungen haben 
wird, und gerade eine von Subventionen 
abhängige Kulturszene von einer pros-
perierenden Wirtschaft indirekt profi -
tiert, ist es nun wichtig, wieder zu einer 
sachlichen Debatte zurückzukommen. 

Aufgrund des aktuellen Verhand-
lungsstandes bin ich also fest davon 
überzeugt, dass die kulturelle Vielfalt 
in Europa und Deutschland durch TTIP 
nicht beeinträchtigt wird. Kommen wir 
zurück zur Sachdebatte – und öff nen 
wir den Blick für die anderen Branchen, 
denen TTIP wirklich nützt. Und auch 
eines möchte ich noch sagen: So wie 
die Welt sich momentan entwickelt und 
sich die Kräfteverhältnisse verschieben, 
brauchen wir Bündnispartner. Von al-
len Weltmächten sind mir die USA als 
Partner immer noch am liebsten – auch 
wirtschaftlich. Dass alle Europäer, die 
bei TTIP etwas zu sagen haben, trotz-
dem die europäische Kultur und Medi-
envielfalt schützen wollen und werden, 
ist davon unbenommen. 

Ute Bertram, MdB ist Mitglied im 
Ausschuss für Kultur und Medien 
des Deutschen Bundestages und 
Berichterstatterin ihrer Fraktion 
für die UNESCO-Konvention über den 
Schutz und die Förderung der Vielfalt 
kultureller Ausdrucksformen

Die Buchpreisbindung steht bei den TTIP-Verhandlungen nicht zur Disposition

Wenn das Abkommen 
ein Erfolg werden soll, 
darf es keine Tücken 
für Kultur und Medien 
enthalten
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Endlich eine Stärkung der Übersetzer?
Zur geplanten Novellierung 
des Urheberrechtsvertrags-
rechts

HINRICH SCHMIDTHENKEL

D ie Koalition hat sich vorgenom-
men, das Urhebervertragsrecht 
ins Wirksame fortzuschreiben. 

Das ist zu begrüßen. Die Situation der 
Literaturübersetzer zeigt exemplarisch, 
dass die seit  geltende gesetzliche 
Regelung der Nachbesserung bedarf, 
um ihre Intention zu verwirklichen, 
nämlich »die Position des Urhebers zu 
verbessern und Kreativen eine ange-
messene Vergütung zu ermöglichen«,
so greift der Koalitionsvertrag den Ge-
setzeszweck auf. 

Das prompt ertönende Wehkla-
gen der Verwerter bringt keine neuen 
Argumente, es ist dasselbe Lied wie 
vor der Verabschiedung der als »Stär-
kungsgesetz« gemeinten Novelle von 
. Seither ist das Hauptanliegen 
des Börsenvereins die Wieder-Abschaf-
fung des Urhebervertragsrechts. Ur-
heber stärken? Davon will man nichts 
wissen. In Sonntagsreden kommen wir 
Übersetzer ganz fabelhaft weg – unse-
re wirtschaftliche Situation indessen 
entspricht bei weitem nicht dem Bei-
trag, den wir zum Funktionieren der 
Verlagswirtschaft leisten. Geändert 
hat sich aber seit  nichts Grund-
sätzliches.

Seinerzeit hat der massive Lobby-
druck der Verwerter gewirkt: Die Schrö-
der-Regierung bekam kalte Füße und 
strich im letzten Moment jenen Punkt 
aus dem Gesetz, der ihm Wirkkraft ver-
liehen hätte, den bindenden Schlich-
terspruch im Fall erfolgloser Vergü-
tungsverhandlungen. So gab das Gesetz 

Urhebern und Verwertern auf, sich zu 
einigen, als handelte es sich dabei um 
einen Wettstreit unter idealistischen 
Gleichstarken. Von wegen. Und da das 
Gesetz nun zahnlos war, können die 
Verlage und andere Verwerter sich bis 
heute die Missachtung von Inhalt und 
Sinn des Rechtes leisten. 

Diese Missachtung liegt unter an-
derem in der immer wieder erhobenen 
irreführenden Behauptung, das Gesetz 
wolle die Kreativen »alimentieren«, und 
das gehe ja nicht an. Dabei soll ledig-
lich das drastische Ungleichgewicht 
der Kräfte etwas korrigiert werden. Das 
sähe man aber ungern in Branchen, in 
denen die Auftraggeber gewohnt sind, 
den Auftragnehmern die Konditionen 
vorzuschreiben. Darin besteht in un-
serer Zunft die »Vertragsfreiheit«: Die 
Verlage haben die Freiheit, die Bedin-
gungen zu diktieren, die Übersetzer 
haben die Freiheit, sich dem Diktat zu 
beugen – oder den Vertrag zu verlieren.

Darum können Literaturüberset-
zer – Künstler im Auftrag – von ihrer 
Arbeit (Vollzeit!) nicht auskömmlich 
leben. Das gilt es zu korrigieren. Nicht 
als barmherzige Künstlersubvention, 
sondern weil jede Nutzung des Werks 
vergütet werden muss, in mehr als nur 
kosmetischer Weise. 

Missachtung herrschte, da sich uns 
erst lange kein Gegenüber für Vergü-
tungsverhandlungen bot. Der Börsen-
verein ist dazu nicht befugt. Verleger-
vereinigungen gründeten sich und 
lösten sich fl ugs wieder auf. Ein  
ausgehandelter Entwurf für Gemein-
same Vergütungsregeln (GVR) hätte 
den wirtschaftlich ungenügenden Sta-
tus Quo festgeschrieben. So ein Null-
summenspiel wäre den Verlagen recht 
gewesen. Unsere Mitglieder lehnten 
den Entwurf ab. Dieser Basisentscheid 

wird uns bis heute vorgeworfen, nicht 
nur von der Buchbranche - auch eine 
Form von Missachtung.  konnten 
wir immerhin GVR mit einer Gruppe 
von Verlagen aufstellen - die großen 
Konzernverlage jedoch, die sich Ver-
gütungsverhandlungen schlankweg 
verweigert hatten, wollen dieses Er-
gebnis nicht akzeptieren, sekundiert 
vom Börsenverein.

Wieder Missachtung also, auch 
höchstrichterlicher Urteile zur Über-
setzervergütung, die von den Verlagen 
weitgehend unterlaufen werden, dabei 
setzen diese Urteile eine Mindestver-
gütung fest, nicht etwa Höchstwerte. 
Von der größten Verlagsgruppe wurde 
mir zu dieser Praxis beschieden: »Wenn 
das Ihren Kollegen nicht passt, sollen 
sie halt klagen.« Wer das aber tut, ris-
kiert den Verlust weiterer Aufträge. Das 
belegen zahlreiche Beispiele nicht nur 
aus der Buchbranche, sondern auch 
von anderen Kreativen.

Diese Kaltschnäuzigkeit können die 
Verlage sich leisten, weil es kein Mit-
tel zur Durchsetzung des Rechtes auf 
angemessene Vergütung gibt, außer 
dass einzelne Kreative einzelne Ver-
träge anfechten – und Auftragslosig-
keit riskieren. Die wenigen Vertrags-
anpassungsverfahren, die es bei dieser 
Aussicht gibt, kratzen die Verlage nicht 
weiter. Dass nicht mehr Übersetzer es 
wagen, solche Verfahren anzustrengen, 
heißt in Verleger-Schönsprech: »Was 
wollen Sie, unsere Übersetzer sind doch 
zufrieden.« 

Dringender notwendig als alles an-
dere ist also eine klug zugeschnittene 
Möglichkeit dafür, dass Urheberver-
bände das Recht auf angemessene 
Vergütung wirksam geltend machen, 
auch vor Gericht – nicht in Bezug auf 
einzelne Verträge, sondern auf die ge-

nerelle Praxis von Verwertern. Solange 
es das nicht gibt, bleibt das Wort von 
der angemessenen Vergütung eine 
Leerformel: Wer BGH-Urteile und Ver-
gütungsregeln ignoriert, wird auch ei-
nen bindenden Schlichterspruch nicht 
respektieren.

 Der Börsenverein hat seit jeher 
verbohrt gegen die Realisierung des 
Urhebervertragsrechts geeifert, hat 
es bekämpft bis hin zum Verfassungs-
gericht – ignoriert jetzt aber dessen 
ihm nicht genehmen Befund, dass der 
Gesetzgeber zum Eingriff  in die Ver-
tragsfreiheit berechtigt ist angesichts 
der gestörten »Verhandlungsparität« 
z.B. zwischen Übersetzern und Verla-
gen. Starrsinnig hält der Börsenverein 
daran fest, bei Übersetzungen für die 
größten Auftraggeber, die Konzernver-
lage, dürfe es wenn überhaupt, dann 
allenfalls Vergütungsregeln zweiter 
Klasse geben – die  aufgestellten 
Vergütungsregeln dürften, so heißt es, 
dabei keine Rolle spielen, sie seien zu 
übersetzerfreundlich. 

Und dann noch: Der Börsenverein 
ist zwar nicht befugt, für seine Mit-
gliedsverlage Vergütungsverhandlun-
gen zu führen, fühlt sich aber durchaus 
frei, ihnen allerlei Empfehlungen zur 
Übersetzervergütung zu geben, völlig 
eigenmächtig, ohne mit uns, den Ver-
tragspartnern, darüber zu kommunizie-
ren oder sie gar abzusprechen. Dieses 
Herrschaftsgebaren ist ein Hohn für die 
Mahnung des Gesetzes, die Branchen 
mögen sich intern einigen.

Mit all dem leistet der Börsenver-
ein der Buchbranche einen Bärendienst. 
Würde er anders verfahren, wir wären 
in der ganzen Sache entscheidend wei-
ter. Dass man sich mit uns gedeihlich 
einigen und gute Kompromisse fi nden 
kann, haben wir weiß Gott bewiesen. 

Kurz, Korrekturen des Gesetzes sind 
dringend geboten. Es muss möglich 
werden, »angemessene Vergütung« 
zu definieren, per Einigungsdruck 
durch bindende Schlichtung, und es 
muss möglich werden, sie dann auch 
durchzusetzen, per Verbandsklagerecht. 
Solange es das nicht gibt, bleiben wir 
einzelnen Urheber bei der Durchset-
zung unserer Rechte, die von Gesetz, 
Gerichten und Vergütungsregeln de-
fi niert werden, ohnmächtig. Solange 
bleibt auch jede andere Korrektur des 
Gesetzes unwirksam – und das Recht 
bleibt auf der Strecke.

Der »Kölner Entwurf« zum Urheber-
vertragsrecht von Prof. Dr. Peifer u.a. 
sowie die Äußerungen der Initiative 
Urheberrecht (www.urheber.info) dazu 
enthalten etliche weitere sinnvolle De-
tails. Die Beschäftigung mit beiden Tex-
ten in Rücksprache mit Urhebern wie 
Verwertern dürfte dem Gesetzgeber ein 
Anliegen sein.

Dem Vernehmen nach bereitet das 
Justizministerium einen Referenten-
entwurf vor. Man wird sehen, was 
darin steht, und vor allem, was darin 
stehen bleibt, inwiefern die politischen 
Entscheider diesmal dem Lobbydruck 
standhalten. Er dürfte erheblich sein. 
Aber die Verwerter haben durch bald 
eineinhalb Jahrzehnte Blockade gezeigt, 
dass es ohne Konkretisierungen des 
Gesetzes nicht geht. Jetzt warten wir 
Kreative – und wir sind viele – gespannt 
darauf, ob die Politiker uns mit dieser 
Tatsache im Regen stehen lassen oder 
aber das Vorhaben des Koalitionsver-
trages wirksam umsetzen.

Hinrich Schmidt-Henkel ist Vorsitzen-
der des Verbandes Deutschsprachiger 
Übersetzer Literarischer und Wissen-
schaftlicher Werke
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Kultur.Macht.Einheit?
Kulturpolitik als Transformationspolitik

Mit der Verwirklichung der Deutschen Ein-
heit hat sich auch die Kulturpolitik verän-
dert – sowohl konzeptionell wie instrumen-
tell. Unmittelbar nach der Wende setzte ein 
Transformationsprozess ein, der nicht nur 
die ostdeutschen Länder erfasste, sondern 
vor allem auf Bundesebene, aber auch in den 
westdeutschen Ländern zu Veränderungen 
führte. 

Diese Veränderungen will der Kongress 
untersuchen. So soll diskutiert werden, ob 
der im Einigungsvertrag verankerte Begriff 
der „kulturellen Substanz“ nicht zu stark 
als Legitimationsformel für ein politisches 
Sanierungsprogramm des baulichen kultu-
rellen Erbes genutzt worden ist, das wenige 
Spielräume für Innovationen und Transfor-
mationen zugelassen hat. 

Transformation wäre jedoch zu kurz ge-
dacht, wenn sie sich nur auf die unmittel-
baren Folgen der Deutschen Einheit bezie-
hen und nicht in Rechnung stellen würde, 
dass diese sich in einem europäischen und 
globalen gesellschaftlichen Wandel ereig-
net hat und weiterhin ereignet. Deshalb soll 
der Blick auch auf aktuelle Veränderungs-
prozesse gelenkt werden. 

Auf diese Weise soll ein Rückblick mit Aus-
blick auf eine Zukunft gelingen, in der Kultur-
politik wieder stärker als pluralistisch organi-
sierte Demokratiepolitik begriffen wird. 

In fünf Panels und 10 Foren diskutieren u.a. 
Dr. Jens Bisky, München; Prof. Dr. Heinz 
Bude, Kassel; Dr. Herlind Gundelach, MdB, 
Berlin; Sigrid Hupach, MdB, Berlin; Petra 
Kammerevert, MdEP, Brüssel; Prof. Dr. 
Volkhard Knigge, Weimar; Prof. Dr.-Ing. Dr. 
Sabine Kunst, Potsdam; Prof. Dr. Norbert 
Lammert, MdB, Berlin; Sewan Latchinian, 
Rostock; Hiltrud Lotze, MdB, Berlin; Dr. 
Thomas Oberender, Berlin; Prof. Dr. Dr. h.c. 
mult. Hermann Parzinger, Berlin; Ulrike 
Poppe, Potsdam; Tim Renner, Berlin; Prof. 
Dr. Martin Sabrow, Potsdam; Ulle Schauws, 
MdB, Berlin; Prof. Dr. Bernd M. Scherer, Ber- 
lin; Michael Schindhelm, Lugano/London; 
Carena Schlewitt, Basel; Dr. h.c. Wolfgang 
Thierse, Berlin.

Die Eröffnungsrede hält Staatsministerin 
Prof. Monika Grütters, MdB.

Auftaktveranstaltung 
am Abend des 17. Juni 2015: 
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Der unmittelbare 
Wertschöpfungsbeitrag 
fällt oft nur sehr 
gering aus 
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Wertschätzung von Kunst 
Zur aktuellen Diskussion über den Umgang mit Kunst 
im öff entlichen Eigentum
KLAUS HEBBORN

I n Nordrhein-Westfalen sind in 
jüngster Vergangenheit zwei Wer-
ke von Andy Warhol durch den 

landeseigenen Spielcasinobetreiber 
WestSpiel GmbH für insgesamt rund 
 Millionen Euro veräußert worden. 
Der Erlös soll für Investitionen des Un-
ternehmens in Spielcasinos verwendet 
werden. Gleichzeitig gibt es den Plan, 
die Sammlung der früheren WestLB 
(jetzt Portigon AG), die dem Verneh-
men nach rund  Kunstwerke und 
Kunstgegenstände namhafter Künstler 
umfasst (ein öff entliches Verzeichnis 
liegt bisher nicht vor), im Zuge der 
Abwicklung des Unternehmens zu 
veräußern. Nachdem die Veräußerung 
zunächst von der Portigon AG und dem 
nordrhein-westfälischen Finanzminis-
ter als »nach Aktienrecht zwingend« 
bezeichnet wurde und die Kulturpo-
litik weitgehend außen vor war, ist 
es der nordrhein-westfälischen Kul-
turministerin Ute Schäfer zumindest 
gelungen, ein geordnetes Verfahren in 
einem eigens eingerichteten »Runden 
Tisch« zu erreichen. Mittlerweile gibt 
es aus der Politik Signale, eine Lösung 
für den Verbleib des überwiegenden 
Teils der Kunstwerke in Nordrhein-
Westfalen fi nden zu wollen. Es bleibt 
abzuwarten, ob dies vor dem Hinter-
grund der fi nanziellen Möglichkeiten 
des Landes und der komplizierten ak-
tienrechtlichen Rahmenbedingungen 
möglich sein wird. 

Die geplanten und zum Teil bereits 
erfolgten Veräußerungen von Kunst-
gegenständen aus direktem oder indi-
rektem öff entlichen Eigentum haben 
nicht nur die Kulturpolitik, sondern 
auch eine breite Öff entlichkeit aufge-
schreckt. Seitdem gibt es eine polari-
sierende Diskussion über den Umgang 
mit Kunst im öff entlichen Eigentum. 
Dabei treff en fi nanzwirtschaftliche und 
kulturpolitisch-konservatorische As-
pekte aufeinander. Auch Die Beauftrag-
te für Kultur und Medien der Bundesre-
gierung Monika Grütters hat sich in die 
Debatte eingeschaltet und gefordert, 
die Kunstgegenstände als »national 
wertvolles Kulturgut« zu erklären und 
damit über den Kulturgutschutz einen 
Verkauf in das Ausland zu verhindern. 

Die Städte waren von der Veräuße-
rung der beiden Warhol-Werke nicht 
unmittelbar betroff en. Anders verhält 
es sich bei der jetzt in Rede stehen-
den Veräußerung von Kunstwerken 

der Portigon AG. Von den in Rede 
stehenden Werken befi nden sich nach 
Schätzungen des Deutschen Städteta-
ges und von Sachverständigen wahr-
scheinlich bis zu  als Ausleihen in 
öff entlichen – auch städtischen – Ein-
richtungen. 

Zur aktuellen Diskussion hat sich der 
Hauptausschuss des Deutschen Städte-
tages auf seiner Sitzung am .. 
in Berlin wie folgt positioniert:
. Der Deutsche Städtetag fordert alle 

öff entlichen Eigentümer von Kunst-
und Kulturgütern auf, verantwor-
tungsbewusst und angemessen mit 
den ihnen anvertrauten Kunst-
werken und Objekten umzugehen. 
Kunst in öff entlichem Eigentum darf 
nicht auf ihren Marktwert reduziert 
oder zur beliebigen Verfügungsmas-
se werden.

. Mehr als  Prozent der Bestände in 
Kunstmuseen und Sammlungen sind 
Gaben von Stiftern und Mäzenen. 
Diese müssen sicher sein können, 
dass die verantwortlichen öff ent-
lichen Stellen diese Objekte aus 
ideellen und nicht aus fi nanziellen 
Gründen übernehmen. Das Vertrau-
en in die Zuverlässigkeit der öff ent-
lichen Hände bei der Pfl ege und dem 
Erhalt überantworteter Kunst muss 
unbedingt erhalten werden.

. Eine Abgabe von Kunst und Kultur-
gut aus öff entlichen Museen und 
Sammlungen sollte unter Berück-
sichtigung der international akzep-
tierten ICOM-Standards erfolgen. 

Jenseits der kommunalen Betroff en-
heit von den aktuell in Rede stehenden 
Kunstverkäufen sind für den Haupt-
ausschuss des Deutschen Städtetages 
mehrere Gründe maßgebend: Zum ei-
nen geht es darum, einem Übergreifen 
der Diskussion auf den kommunalen 
Bereich entgegenzuwirken. Viele Kom-
munen sind ebenso wie die Länder in 
einer fi nanziell schwierigen Situati-
on. Deshalb ist seitens der Städte ein 
kulturpolitisches Zeichen zu setzen 
und zu verhindern, dass Kunst im öf-
fentlichen Eigentum zur fi nanziellen 
Verfügungsmasse wird. Zum anderen 
betont der Beschluss die Bedeutung 
von Mäzenen und Spendern für die 
kommunale Kunst und Kultur. 

Für die kommunalen Museen und 
Sammlungen entstünde abgesehen 
vom Imageschaden und dem Verlust 
von Kunst im öff entlichen Eigentum 
im Falle von Kunstverkäufen mögli-
cherweise ein noch weitaus größerer 

Schaden, wenn bedacht wird, welche 
Signale die öff entliche Hand durch 
diesen Umgang mit Kunst aussenden 
würde. Der weit überwiegende Teil 
der Objekte in den Kunstmuseen und 
Sammlungen in Deutschland sind Ga-
ben von Spendern und Mäzenen. Wenn 
diese nicht sicher sein können, dass 
Kunst in direktem oder indirektem 
öff entlichem Eigentum in guten Hän-
den ist und geschützt wird, sondern 
im Zweifel für fi nanzwirtschaftliche 
Transaktionen verwendet wird, werden 
sie Zurückhaltung üben und Mäzena-
tentum in der Kultur deutlich zurück-
gehen wird. Dies wäre ein gravierender 
Verlust an kultureller Substanz und 
zivilgesellschaftlichem Engagement in 
der Kultur, den sich keine Stadt, keine 
kommunale Sammlung und Museum 
leisten könnte.

Deshalb ist mit Blick auf Mäzene 
und Stifter zu fordern, dass die Verfüg-
barkeit von Kunst im öff entlichen Ei-
gentum nicht ausschließlich auf ihren 
Marktwert reduziert werden darf. Es 
sollten vielmehr die ICOM-Standards 
über die Abgabe von Kunst aus öff ent-
lichem Besitz und die darauf basie-
renden Empfehlungen des Deutschen 
Museumsbundes angewendet werden, 
die hierfür geregelte Verfahren vorse-
hen. Diese sind zwar rechtlich nicht 
verbindlich, die öff entlichen Hände 
haben sich in der Vergangenheit im 
Wesentlichen aber an diese Regularien 
gehalten. Danach dürfen Kunstwerke 
und Objekte durchaus veräußert wer-
den. Die Regularien sehen beispiels-
weise vor, dass die abzugebenden 
Kunstwerke vorher Museen angeboten 
werden, deren Bedeutung im Gesamt-
zusammenhang gewürdigt und das 
Folgerecht beachtet wird. Wenngleich 
einige der Verfahrensempfehlungen 
angesichts der Detailliertheit auf ihre 
Anwendbarkeit zu prüfen sind, soll-
te sich das Verfahren mit zur Abgabe 
bestimmter Kunst grundsätzlich am 
Geist der vorliegenden Standards ori-
entieren, um diff erenzierte und sach-
gerechte Lösungen mit Kunst im öf-
fentlichen Eigentum zu gewährleisten. 

Es bleibt zu hoff en, dass die gegen-
wärtige Debatte das Bewusstsein für 
die Verantwortung der öff entlichen 
Hände für die ihnen überantwortete 
Kunst stärkt. Dann hätte die Debatte 
auch ihr Gutes gehabt. 

 Klaus Hebborn ist Beigeordneter für 
Kultur des Deutschen Städtetags

Ein positiver 
Standortfaktor 
Zum Wert von Kunst und 
Kultur für den Wohlstand 
einer Region

OLIVER FALCK, MICHAEL 
FRITSCH, STEPHAN HEBLICH 
UND ANNE OTTO

A uf den ersten Blick lassen 
sich öffentliche Investiti-
onen in Kultur aus ökono-
mischer Perspektive nur

schwer rechtfertigen. Der Grund hierfür 
ist, dass der unmittelbare Wertschöp-
fungsbeitrag der öff entlichen Kulturför-
derung nur äußerst gering ausfällt. Die 
Konsumenten kultureller Angebote sind 
vorwiegend Höherqualifi zierte, häufi g 
mit akademischen Bildungsabschlüs-
sen und relativ hohen Einkommen, 
weshalb öff entliche Kulturausgaben 
Umverteilungseff ekte von unten nach 
oben bewirken können.
Auf den zweiten Blick fallen aber die 
indirekten Wirkungen der Kulturför-
derung ins Auge. Eine dieser indirek-
ten Wirkungen besteht darin, dass dem 
kulturellen Angebot bei der Entschei-
dung von hochqualifi zierten Personen 
für ihren Arbeits- und Wohnstandort 
neben dem Arbeitsplatzangebot und 
dem Freizeitwert eine wichtige Rolle 
zukommt. Städte und Regionen mit 
attraktiven kulturellen Rahmenbe-
dingungen sind für Hochqualifi zierte 
besonders attraktiv.

Ökonomischen Überlegungen zufol-
ge müssten durch den Anstieg des An-
gebots an hochqualifi zierten Arbeits-
kräften die Nominallöhne für diese 
Arbeitskräfte sinken. Aus den Daten zu 
den Löhnen aller sozialversicherungs-
pfl ichtig Beschäftigten in Deutschland 
ergibt sich jedoch ein konträres Bild: 
Der Nominallohn von hochqualifi zier-
ten Beschäftigten ist an Standorten 
mit umfassendem Kulturangebot und 
starker Konzentration von solchen Ar-
beitskräften höher als an Standorten, 
in denen Personen mit akademischer 
Bildung nicht so stark präsent sind. In 
der Regional- und Stadtökonomik wird 
dieses Phänomen mit positiven Syner-
gieeff ekten (Humankapital-Externa-
litäten) erklärt: Demnach profi tieren 
Hochqualifi zierte durch die räumliche 
Nähe zu anderen Hochqualifi zierten, 
etwa über die Weitergabe von Wissen. 
Durch solche Synergieeff ekte steigt die 
allgemeine Produktivität aller hoch-
qualifi zierten Arbeitskräfte an, und 
zwar auch für diejenigen, für die das 
lokale Kulturangebot keine Rolle spielt.

Auch die geringer qualifizierten 
Arbeitskräfte können von solchen Sy-
nergieeff ekten als auch von einem pro-
duktionstechnischen Zusammenhang 
profi tieren. Solange Hochqualifi zierte 

und weniger Qualifi zierte nicht perfek-
te Substitute sind, steigt durch den An-
stieg der Anzahl der Hochqualifi zierten 
an einem Standort auch die Produk-
tivität der weniger Qualifi zierten an, 
auch wenn es die Humankapital-Ex-
ternalitäten nicht gäbe. Dieser produk-
tionstechnische Zusammenhang lässt 
sich am Beispiel eines Handwerkers 
verdeutlichen. Ein Handwerker ist mit 
besseren Werkzeugen produktiver als 
ein Handwerker, dem wenige r geeig-

nete Werkzeuge zur Verfügung stehen. 
Analog gilt das für die Produktivität 
von weniger qualifi zierten Arbeitskräf-
ten, die mit mehr hochqualifi zierten 
Kollegen zusammenarbeiten.

In einer aktuellen englischsprachi-
gen Studie mit dem Titel »Music in 
the Air: Estimating the Social Return 
to Higher Education« analysieren wir 
die hier beschriebenen Zusammenhän-
ge empirisch. Dabei war insbesondere 
zu klären, inwiefern Hochqualifi zierte 
tatsächlich durch das an einem Stand-
ort vorhandene kulturelle Angebot an-
gezogen werden oder ob umgekehrt, 
die hochqualifi zierten Beschäftigten 
das reichhaltige kulturelle Angebot mit 
ihrer zahlungskräftigen Nachfrage erst 
induziert haben. Um dieses Henne-Ei-
Problem zu lösen, verwendet diese Stu-
die ein zeitlich weit zurückliegendes 
historisches Ereignis als Indikator für 
das kulturelle Angebot. Dieses Ereignis 
ist die Entstehung eines Opernhauses 
während der Ära des Barock. Im Zeit-
alter des Barock bestand Deutschland 
aus hunderten kleiner Fürstentümer. 
Viele der Fürsten organisierten, dem 
Vorbild französischer Könige folgend, 
prächtige Feste, Empfänge, Jagden 
oder Musikereignisse wie z. B. Opern-
auff ührungen, meist ohne dabei ihre 
Budgetrestriktionen zu beachten. In 
einigen dieser Kleinstaaten stießen 
diese Opernauff ührungen auf derart 
große Resonanz, dass der Fürst den 
Bau eines Opernhauses initiierte, in 

dem regelmäßige Auff ührungen für ein 
breites Publikum stattfanden. An die-
sen Opernhausstandorten sind schon 
früh kulturelle Zentren mit einem 
vielseitigen Angebot entstanden, die 

– wie die empirischen Befunde unse-
rer Studie zeigen – bis heute Bestand 
haben. Da ihr Ursprung aber weit in 
vergangene Jahrhunderte zurück reicht 
und ihre Entstehung auf die Geschmä-
cker der lokalen Fürsten und nicht die 
heutige zahlungskräftige Nachfrage 
zurückzuführen ist, eignet sich die 
Analyse dieser Standorte zur Lösung 
des Henne-Ei-Problems. 

Unsere Studie weist positive Ein-
kommenseff ekte des kulturellen An-
gebots in einer Region auf die Arbeits-
einkommen der Beschäftigten sämtli-
cher Qualifi kationsstufen nach, was die 
indirekten positiven Eff ekte des kultu-
rellen Angebots klar belegt. Dieses Er-
gebnis ist ein wichtiges ökonomisches 
Argument für eine Subventionierung 
von kulturellen Einrichtungen. So be-
steht Hoff nung etwa für heute kreative 
Städte wie Berlin, dass dort längerfris-
tig die Arbeitsplätze den Menschen 
folgen werden.

Oliver Falck ist Leiter des Zentrums für 
Industrieökonomik und neue Techno-
logien am ifo Institut und Professor für 
Volkswirtschaftslehre an der Ludwig-
Maximilians-Universität München. 
Michael Fritsch ist Professor für 
Volkswirtschaftslehre an der Friedrich-
Schiller-Universität Jena.
Stephan Heblich ist Professor für 
Volkswirtschaftslehre an der Univer-
sität Bristol. Anne Otto ist wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB)

Die positiven Eff ekte 
sind eher indirekter 
Natur, aber nicht 
weniger bedeutend

Stifter und Mäzene müssen sich darauf verlassen können, dass ihre Gaben nicht im Einkaufswagen landen
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Die gemeinsame
Kultur ist das, was uns 
in Europa verbindet
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Die Kunst 
bietet zugleich 
Identifi kation und 
disruptive Erkenntnis

Brauchen wir eine europäische 
Kulturpolitik?
Zwischen Gemeinschaft 
und Nationalstaat

RUPERT GRAF STRACHWITZ

V iele originäre Rechte, die  
noch vor einer Generation
als mit der nationalen Sou-
veränität untrennbar ver-

bunden galten, werden heute von su-
pranationalen Organisationen, Wirt-
schaftsunternehmen und Akteuren 
der Zivilgesellschaft ausgeübt, von 
Maßnahmen der hoheitlichen Gewalt 
über Gewährleistungspfl ichten bis zur 
Vorbereitung politischer Entscheidun-
gen und der Erarbeitung von Lösungen 
für aktuelle Herausforderungen. Die vor 
 Jahren in der KSZE-Schlussakte von 
Helsinki festgeschriebene Nichtein-
mischung in innere Angelegenheiten 
anderer souveräner Gebilde ist bis zur 
Unkenntlichkeit durchbrochen, nicht 
zuletzt deshalb, weil gerade dort auch 
die Tür für zivilgesellschaftliches Han-
deln einen Spalt breit geöff net wurde. 
Wir sind dabei, eine neue Kultur des 
Zusammenlebens zu entwickeln.

Robert Menasse und andere haben da-
her zu Recht darauf hingewiesen, dass 
das politische Europa, unser wichtigs-
tes politisches Projekt, auf Dauer kein 
völkerrechtlicher Vertrag zwischen 
souveränen Staaten bleiben und nicht 
»Vereinigte Staaten von Europa« nach 
dem Muster der von Amerika werden 
kann. Es wird ein politisches Ordnungs-
konzept ganz neuer Art zu erarbeiten 
sein, von dem wir nur wissen, dass das 
daraus entstehende europäische Ge-
bilde nicht so aussehen wird wie die 
politischen Gebilde, die wir heute ken-
nen. Wir betreten politisches Neuland. 
Das können wir nur in einer kulturellen 
Vorverfasstheit. Jede Alternative, die 
wir uns dazu ausdenken können, kann 
nur schlechter sein. Weder scheinen 
wir gerüstet für eine funktionierende 
einheitliche Weltregierung, noch ist das 
System der souveränen Nationalstaaten 
noch zeitgemäß. »Nichts ist so stark 
wie eine Idee, deren Zeit gekommen 
ist«, hat Victor Hugo in dieser Formu-
lierung nicht gesagt, aber dem Sinne 
nach gemeint. Das Problem ist nur, dass 
wir gar nicht so genau wissen, wie diese 
Idee, deren Zeit gekommen sein soll, 

aussehen soll. Wir wissen nur, dass das 
System, in dem wir leben, erschöpft und 
dass eine disruptive Innovation not-
wendig ist, um ein neues zu generieren. 
Was steht uns dabei an Hilfe zu Gebote?

Die europäische Kunst hat uns in 
den letzten Jahren gezeigt, was Dis-
ruption heißt und was daraus werden 
kann. »To hold the mirror unto nature –

 

Der Natur den Spiegel vorhalten«, 
so beschrieb Shakespeare die Rolle 
der Kunst. Diese kann uns in der Tat 
helfen. Sie ist insoweit kein weicher 
Standortfaktor, auch nicht nur, auch 
wenn dies ohne Zweifel legitim ist, ein 
Instrument der Unterhaltung und Frei-
zeitbeschäftigung, schon gar nicht ein 
Attribut der Fremdenverkehrswirtschaft. 
Vielmehr bietet sie zugleich Identifi -

kation und disruptive Erkenntnis. Ein 
Beispiel unter vielen: Wassilĳ  Kandins-
kĳ , in Moskau geboren, in Odessa am 
Schwarzen Meer aufgewachsen, wurde 
 in Moskau mit einer Arbeit über 
die Gesetzmäßigkeit der Arbeiterlöhne 
zum Dr. iur. promoviert, bevor er, im 
Wesentlichen in München, die Kunst zu 
seinem Beruf machte. Seine zu Beginn 
des . Jahrhunderts entstandenen Bil-
der hielten in der Tat der von Formen 
und Ritualen vergangener Zeiten be-
herrschten, im Inneren aber zutiefst ge-
spaltenen Gesellschaft den Spiegel vor. 
Dass dieser nicht als solcher erkannt 
oder aber erkannt und falsch gedeutet 
oder auch erkannt und bekämpft wurde, 
gehört mit zu den Auslösern des Ersten 
Weltkrieges, der das alte Europa zum 
Einsturz brachte.

Ein ganz anderes Beispiel: In der 
ständigen, von beiden Seiten immer 
wieder angefachten Diskussion um 
den Verbleib Großbritanniens in der 
Europäischen Union wird ein zentra-
ler Aspekt regelmäßig unterschlagen: 
die über Jahrhunderte gewachsen e 
kulturelle Union, die dieses Land mit 
Kanada, den USA, Australien, Neusee-
land, Südafrika und einer Reihe anderer 
Länder verbindet und der sich selbst 
Länder wie Indien und viele weitere in 
gewisser Weise zugehörig fühlen. Nicht 
nur die Sprache, sondern auch viele 
gemeinsame kulturelle Werte bilden 
ein starkes, im Übrigen von Großbri-
tannien intensiv gepfl egtes Band der 
gemeinsamen Identität. Spanien und 
Frankreich haben solche Bindungen 
in markant schwächerer Ausprägung, 
Deutschland hat sie überhaupt nicht. 
An der Abwägung zwischen zwei kultu-
rellen Netzen, und an dem Verständnis 
der anderen dafür entscheidet sich, ob 
Großbritannien zu Europa gehören 
kann oder nicht. 

Die Entscheidung kann dort, aber 
auch anderswo überhaupt nur für Eu-
ropa fallen, wenn Vielfalt und Subsidi-
arität ganz groß geschrieben werden. 
Eliten haben die Verantwortung vor-
zudenken, aber im demokratischen Ge-
meinwesen müssen die Menschen mit-
genommen werden, denn sie sind die 
Herren und Herrinnen des Verfahrens. 
Die Menschen des . Jahrhunderts 
wollen an den öffentlichen Angele-
genheiten teilhaben wie nie zuvor. Alle 
einschlägigen Untersuchungen sagen 
uns aber, dass die Identifi zierung der 
Menschen allein mit der Nation eine 
Chimäre ist. Darauf kann Europa nicht 
aufsetzen. In dem Maße, in dem politi-
sche Entscheidungen in geographisch 
immer größeren Räumen fallen, wird 
die Identifi kation der Menschen mit 
kleineren Räumen immer wichtiger. 
Der Chor in der Kirchengemeinde, das 
Schloss am Ort, der Kunstverein in der 
Stadt, der Trachten- oder Schützen-
verband, der Dialekt, der Stolz auf den 
großen Künstler aus der Region: das 
sind haptische und erfahrbare Parti-
zipations- und Identifi kationspunkte. 
Jeder Kulturwissenschaftler weiß um 
die unübersehbaren Einflüsse und 
Beziehungen zwischen all diesen Aus-
drucksformen, quer über den ganzen 
Kontinent hinweg. All dies schadet dem 
Zusammenwachsen nicht, sondern der 
Respekt davor bedingt es! Die Zustim-
mung der Europäer zum europäischen 
Projekt wird wesentlich davon abhän-
gen, dass ihnen ihre Partizipation und 
der Respekt vor ihrer Identifi kation auf 
der von ihnen selbst gewählten Ebene 
und in der von ihnen gewählten Weise 
garantiert werden. Die Form wird ganz 
überwiegend eine kulturelle sein.

Gemeinsamer Traditionsboden und 
Wertekanon, gemeinsamer Spiegel, 
Identifi kation: Das müsste eigentlich 

genügen, um der europäischen Kultur 
einen herausragenden Platz als Quer-
schnittsthema auf der Liste der Poli-
tikfelder zu sichern, die geeignet sind, 
das ebenso alternativlose wie komplexe 
und schwierige europäische Projekt zu 
befördern. Noch etwas kommt aber hin-
zu: Seit es ihn gibt, hat der Europarat 
immer wieder darauf hingewiesen, dass 
nicht nur die repräsentative Demokra-
tie, sondern auch die Herrschaft des 
Rechts, die Menschen- und Bürgerrech-
te und die kulturellen Traditionen die 
Grundprinzipien darstellen, auf die sich 
Europa gründet. Im Feuer steht zurzeit 
die repräsentative Demokratie; an ihr 
wird Kritik geübt. Es kann schon sein, 
dass es eines Tages in diesem Sinn eine 
postdemokratische Gesellschaft geben 
wird, in der die Partizipation aller am 
Gemeinwesen, um die es im Kern geht, 
anders organisiert ist. Umso wichtiger 
erscheint es aber, dass die anderen 
Prinzipien nicht fahrlässig mit auf die 
Streichliste kommen. 

Brauchen wir also eine europäische 
Kulturpolitik? Ja, wir brauchen sie, 
selbstverständlich, aus vier Gründen.

Kulturell sind wir schon lange Eu-
ropäer! Politik, die den Anspruch er-
hebt, Gesellschaft zu gestalten, kann 
Kultur nicht aussparen. Dies gilt auch 
und gerade für Europa! Die Organe des 
wirkmächtigsten europäischen Zusam-
menschlusses, der Europäischen Union, 
sollten diese im Grunde banale Tatsa-
che politisch nutzen, um das europäi-

sche Projekt zu befördern, besonders 
der Rat, in dem bisher nur Interessen 
der Regierungen der Mitgliedsländer 
aufeinander stoßen.  

Die europäische Kultur ist das, was 
uns verbindet und uns in seiner Vielfalt 
prägt. Wenn wir Europa wollen, müssen 
auch wir selbst dieses Verbindende dau-
erhaft politisch thematisieren.

Kultur schaff t in Europa zivilgesell-
schaftliche, lokale, regionale und trans-
nationale Identifi kation. Wenn, wie es 
sicher geschehen wird, der National-
staat überwunden ist, ist diese multiple 
und komplexe Identifi kation der Garant 
für sozialen Frieden. Kultur hält uns 
den Spiegel vor. Diesen brauchen die 
Bürgerinnen und Bürger dringend, um 
Resilienz gegen Allmachtsfantasien 
und Regelungspathologien zu entwi-
ckeln und gleichzeitig disruptiv neues 
zu erarbeiten.

Konfliktfrei geht das allerdings 
nicht ab. Europäische Kulturpolitik 
kann sich auch nicht darin erschöp-
fen, ja, sie sollte nicht einmal damit 
beginnen, zum Subventionsfüllhorn 
für kulturelle Einrichtungen und Groß-
projekte zu werden, zumal diese nicht 
selten Apologien des Bestehenden be-
inhalten. Und was die anbelangt, die 
Kultur als Banner vor sich hertragen: 
Sie müssen sich schon fragen lassen, 
ob sie den politischen Beitrag, den 
die Menschen einfordern und den ich, 
gewiss ohne jeden Anspruch auf Voll-
ständigkeit, versucht habe zu skizzie-
ren, auch tatsächlich erbringen wollen. 
Als Sinekure taugt euro päische Kultur-
politik nicht.

Rupert Graf Strachwitz ist Leiter des 
Maecenata Institut für Philanthropie 
und Zivilgesellschaft

Neue Grundlagen schaffen 
Workshop des Deutschen 
Kulturrates zum Thema 
Europäische Kulturpolitik

TIM SCHNEIDER

E uropapolitik ist Innenpolitik! 
Auch im Deutschen Kulturrat 
gilt diese Binsenweisheit. Ob 

Urheberrecht, die Regelungen zur 
Minderung der Mehrwertsteuer bei 
Kunstverkäufen oder die Medienregu-
lierung – immer mehr Themen, die in 
den verschiedenen Fachausschüssen 
des Deutschen Kulturrates bearbeitet 
werden, haben eine europäische Di-
mension. Aus diesem Grund hat der 
Fachausschuss Europa/Internationa-
les beschlossen, für die Vorbereitung 
einer neuen Stellungnahme und einer 
Standortbestimmung die Expertise 
der Mitglieder aus den verschiede-
nen Fachausschüssen einzuholen. 
Das Ergebnis dieses Beschlusses war 
die Durchführung eines ganztägigen 

Workshops am . März , in dem 
sich der Deutsche Kulturrat zum ers-
ten Mal fachausschussübergreifend 
mit dem Thema  Europäische Kultur-
politik beschäftig hat.

Dabei ging es um die Frage, ob 
der Deutsche Kulturrat auf eine ge-
meinsame, subsidiär ausgestaltete 
Europäische Kulturpolitik  hinarbei-
tet, welche Themenfelder den mög-
lichen Verantwortungsraum europä-
ischer Kulturpolitik bilden und wie 
zivilgesellschaftliche Teilhabe auf 
europäischer Ebene eff ektiv gestaltet 
werden kann. 

Um diese Fragen für den Workshop 
diskussionsfähig aufzubereiten, hielt 
zunächst Rupert Graf Strachwitz, Di-
rektor des Maecenata Instituts, einen 
Vortrag über das Projekt Europa und 
die Rolle der Kultur bzw. der Kulturen 
für den europäischen Einigungspro-
zess. Aufbauend auf diesem Vortrag 
ging im weiteren Tagesverlauf And-
reas Kämpf, Vorsitzender des Fach-
ausschuss Europa/Internationales, 

darauf ein, an welcher Stelle Kultur 
in den Verträgen der Europäischen 
Union verankert ist, welche Entwick-
lungen die Institutionen der Europä-
ischen Union genommen haben und 
vor welchen Herausforderungen die 
Zivilgesellschaft im Zusammenhang 
mit dem Einigungsprozess steht. Im 
Anschluss an die beiden Vorträge wur-
den, moderiert von Olaf Zimmermann, 
Geschäftsführer des Deutschen Kul-
turrates, jeweils die angesprochenen 
Themen im Plenum diskutiert und 
Erfahrungen mit der verbandlichen 
Arbeit auf europäischer Ebene aus-
getauscht. Dank der sehr engagierten 
Teilnahme der Anwesenden konnten 
substantielle Diskussionsergebnisse 
zusammengetragen werden. Auf die-
ser guten Grundlage kann der Fach-
ausschuss Europa/Internationales 
dieses komplexe Themenfeld weiter 
vertiefen. 

Tim Schneider ist Mitarbeiter des 
Deutschen Kulturrates

v.l.n.r.: Olaf Zimmermann (Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates), Andreas Kämpf (Vizepräsident des Deutschen 
Kulturrates und Vorsitzender des Fachausschusses Europa/Internationales) und Rupert Graf Strachwitz (Maecenata 
Institut) beim Workshop zum Thema Europäische Kulturpolitik 
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Europäische Kulturpolitik und 
zivilgesellschaftliche Partizipation
Subsidiarität, Demos, simulierte Teilhabe, schweigende Lämmer und was das alles mit dem Deutschen Kulturrat zu tun hat

ANDREAS KÄMPF

D ie demokratische Legitimation 
der Europäischen Union steht 
bekanntlich auf schwachen Fü-

ßen. Ulrich Beck hat einmal gesagt, die 
EU könnte sich selbst nicht als Mitglied 
aufnehmen, da sie den für Neumitglie-
der geltenden Kriterien nicht gerecht 
würde. Umso mehr erscheint eine in-
tensive Einbeziehung der organisierten 
Zivilgesellschaft sinnvoll, ja dringend 
notwendig. Das haben irgendwann auch 
die Mitgliedsstaaten der EU bemerkt, 
weshalb mit dem Vertrag von Lissabon 
die Partizipation der Zivilgesellschaft 
zum Programm erhoben wurde. Die 
Kommission setzte das mit ihrer soge-
nannten »Kultur-Agenda« von  um 
und rief zum »Strukturierten Dialog« 
auf. 

Gibt es kulturpolitische Olivenöl-
Kännchen-Erlasse?
Mit dem aktuellen Kulturförderpro-
gramm »Kreatives Europa«, aber auch 
mit der umfangreichen Kulturförderung 
im Rahmen der sogenannten Struktur-
fonds betreibt die EU Kulturförderung 
im klassischen Sinne. Was am »Kreati-
ven Europa« zu kritisieren ist, hat der 
Deutsche Kulturrat in zwei Stellung-
nahmen deutlich gemacht. In diesen 
beiden kulturpolitischen Handlungs-
feldern der EU kann allerdings kaum 
die Rede davon sein, dass hier mit kul-
turpolitischen »Olivenöl-Kännchen-
Erlassen« gegen das im Vertrag von 
Maastricht festgelegte Prinzip der Sub-
sidiarität verstoßen würde. Eher müsste 
es darum gehen, diese Programme im 
Dialog mit der betroff enen Zivilgesell-
schaft zu verbessern damit ein echter 
europäischer Mehrwert durch sie ent-
stehen kann. 

Ganz anders sieht es im dritten kul-
turpolitischen Handlungsfeld der EU 
aus. Spätestens mit der Auseinander-
setzung um die Freihandelsabkommen 
TTIP, CETA und TiSA müsste auch dem 
Letzten deutlich geworden sein, dass 
die Europäische Kommission hier über 
Fragen verhandelt, die tief in die kul-
turpolitische Substanz der Mitglieds-
staaten eingreifen können. Jedoch nicht 
nur bei den Freihandelsabkommen 
handelt die EU kulturpolitisch. Dies 
betriff t auch Fragen des Urheberrechts, 
des Verminderten Steuersatzes beim 
Verkauf von Kunstgütern und viele 
Themen, die in Zusammenhang mit 
Digitalisierung und Medien stehen. In 
den letzten Jahren taucht in fast jeder 
zweiten Stellungnahme des Deutschen 
Kulturrates die Europäische Union auf. 
In nicht wenigen Fällen handelt die EU 
auch durchaus mit gutem Recht, da es 
um Themen geht, die national nicht 
mehr zu regeln sind. 

Ohne Demos keine 
Demokratie
Wenn klar erkennbar ist, dass die Euro-
päische Union aktiv Kulturpolitik be-
treibt und dass dies gravierende Folgen 
für die Kultur der Mitgliedsländer ha-
ben kann, dann stellt sich die Frage, wie 
die kulturpolitischen Organisationen 
der Zivilgesellschaft hierauf reagieren 
sollen. Es stellt sich die Frage nach 
dem Verhältnis der nationalstaatlichen 
Ebene zur europäischen Ebene. Für den 
Deutschen Kulturrat könnte dies be-
deuten, dass er sich auf die deutsche 
Debatte konzentrieren und die kultur-
politische Diskussion auf EU-Ebene den 
europäischen Netzwerken überlassen 
soll. Es könnte auch bedeuten, dass er 
versuchen soll sich in diese europäi-
schen Netzwerke einzubringen. Eine 

weitere Möglichkeit wäre der Versuch, 
von der nationalstaatlichen Ebene aus 
direkt Einfl uss auf das Geschehen in 
Brüssel zu nehmen.

Um diese Fragen beantworten zu 
können, muss man sich mit der Rolle 
der Nationalstaaten im Rahmen der EU 
befassen. Ich gehöre zu jenen, die davon 
ausgehen, dass die Nationalstaaten auf 
absehbare Zeit weiterhin eine zentrale 
Rolle spielen werden. Postnationalität 
war vermutlich eher eine deutsche Er-
fi ndung, die dazu dienen sollte, sich von 
der Perversion des Nationalen im Fa-
schismus abzugrenzen. Zudem verteilte 
die deutsche Nation sich bis  auf 
zwei Staaten. In anderen europäischen 
Staaten stand und steht die Nation nicht 
zur Disposition. Trotz Habermas und 
mancher postnationaler Rhetorik, galt 
dies faktisch wohl auch immer schon 
für Deutschland. In eine ähnliche Rich-
tung gehen Joschka Fischer in seinem 
letzthin erschienenen Buch »Scheitert 
Europa?« und der Präsident des Euro-
päischen Parlamentes, Martin Schulz, 
in einem »Zeit«-Interview. Beide gehen 
davon aus, dass der Nationalstaat auch 
in Zukunft eine entscheidende Größe 
bleiben wird. Fischer propagiert das 
Schweizer Modell für die EU.

Noch wesentlich bedeutsamer für 
unser Thema dürfte aber jene bekannte 
Formel sein, die da lautet: Ohne De-
mos keine Demokratie. Es gibt keinen 
europäischen Demos. Es existiert kein 
europäisches Staatsvolk, das sich in ei-
nem europaweiten Diskurs über seine 
Belange auseinandersetzt. Es gibt kei-
ne europäische Medienöff entlichkeit, 
wenn man mal von Arte absieht. Hier 
stellt die lange Geschichte der meis-
ten europäischen Nationalstaaten, aber 
vor allem auch das Sprachenproblem 
eine riesige Hürde dar. Wenn ich ein 
Staatsvolk suche, das sich – mehr oder 
weniger gut – in einem gesellschaft-
lichen Diskurs über politische Fragen 
verständigt, muss ich auf die national-
staatliche Ebene gehen. 

Zu welchen Absurditäten es führt, 
wenn man dennoch mit Gewalt versucht 
europäische Öff entlichkeit zu simulie-
ren, zeigte die letzte Wahl zum Europä-
ischen Parlament. Es war ein pseudo-
deutscher Wahlkampf mit zwei Deutsch 

sprechenden Spitzenkandidaten, der 
Rest Europas blieb außen vor. 

Es gibt innerhalb der EU keinen 
transnationalen zivilgesellschaftli-
chen Diskurs. Entsprechend gibt es 
auch keinen europäischen zivilgesell-
schaftlichen Kultur-Diskurs, aus dem 
dann ein kulturpolitisches Mandat und 
kulturpolitisches Handeln hervorgehen 
könnten. Es gibt den Diskurs durchaus 
innerhalb einzelner Kultursparten, aber 
nicht über diese Sparten hinaus und 
nicht zu allgemeinen kulturpolitischen 
Themen. 

Die Entzauberung partizipativer 
Demokratie – Teilhabe wird 
simuliert
Es kommt nun freilich ein zweites Ele-
ment hinzu, mit dem die Arbeit zivilge-
sellschaftlicher Organisationen auf EU-
Ebene erschwert wird. Dieses Problem 
ergibt sich nicht aus der Grundstruktur 
der EU sondern erscheint als politisch 
gewollt und politisch gemacht. 

Mit dem Vertrag von Lissabon im 
Jahre  hatte sich die EU das Ziel 
gesetzt die Partizipation der Zivilge-
sellschaft zu stärken. Seinen kulturpo-
litischen Niederschlag fand dies noch 
im gleichen Jahr in der von der Kom-
mission vorgestellten »Europäischen 
Kulturagenda im Zeichen der Globali-
sierung«. Man lud die organisierte Zivil-
gesellschaft zu einem »Strukturierten 
Dialog« ein und installierte hierzu vor 
allem drei Plattformen, die jeweils the-
matische Schwerpunkte hatten. Da die 
Kommission mit den Ergebnissen un-
zufrieden war, wurden die Plattformen 
im Jahre  kurzerhand abgeschaff t. 
Nach neuesten Meldungen sollen aber 
nun doch wieder drei Plattformen ein-
gerichtet werde. Eines der Themen soll 
»audience development« sein. Themen 
dieser Art sind natürlich untadelig, aber 
die ganze Veranstaltung erscheint doch 
wie ein freundlicher Debattierclub, 
dessen Ergebnisse irgendwann einmal 
von der Kommission als interessante 
Anregungen zur Kenntnis genommen 
werden. Oder auch nicht. Es wird über 
Themen geredet, nicht über das konkre-
te politische Handeln der Kommission. 
Politische Partizipation sieht anders 
aus. 

Teilhabe der Zivilgesellschaft wird 
zum Ausgleich für klar erkennbare Le-
gitimationsdefi zite der Europäischen 
Kommission inszeniert, aber nicht 
wirklich realisiert. Nicht nur für den 
Kulturbereich, sondern ganz allgemein 
für die Rolle der Zivilgesellschaft im 
Zusammenhang der Europäischen Uni-
on kommt eine umfangreiche Studie 
zu genau diesem Ergebnis. Der Titel 
»Die Entzauberung partizipativer De-
mokratie – Zur Rolle der Zivilgesell-
schaft bei der Demokratisierung von 
EU-Governance« belegt dies bereits 
deutlich. Online-Befragungen, Europä-
ische Bürgerinitiative und Plattformen 
der Zivilgesellschaft sollen ein Gefühl 
von Teilhabe vermitteln, keine wirkli-
che Partizipation. 

Die europäischen Kulturnetzwerke 
– Das Schweigen der Lämmer
Die von Beate Kohler-Koch und Chris-
tine Quittkat verantwortete Untersu-
chung geht auch auf die problematische 
Rolle der europäischen Netzwerke ein, 
zu denen natürlich auch die europä-
ischen Kulturnetzwerke gehören. Sie 
schreiben: Diese »...gerieten aber auch 
in den Sog des europäischen Politik-
prozesses. Dies gilt vor allem für die 
Einbindung in die Beratungsstrukturen 
der Kommission und für die Projektfi -
nanzierung. Die damit einhergehende 
Gefahr wie Verlust von Mitgliederori-
entierung und Zielverschiebung sind 
vielen Nichtregierungsorganisations-
Akteuren wohl bewusst...« (S. )

Zum Thema der Personalrekrutie-
rung schreiben die Verfasserinnen: 
»Die überwiegende Zahl der Mitarbei-
ter kommt aus dem Brüsseler Umfeld, 
sie haben Berufserfahrungen in den 
EU-Institutionen und noch häufi ger 
in anderen EU-Verbänden, haben aber 
nur selten in Basisorganisationen ge-
arbeitet«. Die Verfasser sprechen von 
einer »Club-Mentalität«, die innerhalb 
der europäischen Netzwerke herrsche. 
Liest man diese Ausführungen, dann 
wundert es einen nicht mehr, dass es 
von europäischen Kulturnetzwerken wie 
zum Beispiel »Culture Action Europe« 
keinerlei wahrnehmbare Aktivitäten 
zu Themen wie dem Transatlantischen 
Freihandelsabkommen mit den USA gibt.

Die organisierte Zivilgesellschaft 
muss den Diskurs auf der nationa-
len Ebene führen und ihn dann auf 
die europäische Ebene transpor-
tieren
Für die praktische Realisierung eines 
off enbar erforderlichen Engagements 
der Zivilgesellschaft im Bereich der eu-
ropäischen Kulturpolitik ergeben sich 
drei Probleme. Erstens fehlt ein trans-
nationaler zivilgesellschaftlicher Dis-
kurs, der die Basis dieses Engagements 
bilden müsste. Zweitens muss davon 
ausgegangen werden, dass die Europä-
ische Kommission die Partizipation der 
Zivilgesellschaft zur Stärkung der eige-
nen Legitimität nutzen will, aber diese 
Teilhabe eher simuliert als sie ernst zu 
nehmen. Und drittens haben die beste-
henden europäischen Netzwerke in der 
Regel eine ungenügende Anbindung an 
die zivilgesellschaftliche Basis. 

Für kulturpolitisches Handeln auf 
EU-Ebene bedeutet dies: Es muss von 
der nationalen Ebene ausgehen, es soll-
te nicht mit einer zur Zusammenarbeit 
bereiten Europäischen Kommission 
rechnen und es sollte keine allzu große 
Unterstützung durch die europäischen 
Kulturnetzwerke erwarten. Eine sowohl 
organisatorisch wie inhaltlich gut auf-
gestellte und mit einem klaren Mandat 
der Mitglieder versehene  Institution 
wie der Deutsche Kulturrat, die zudem 
aus einem nicht ganz unwichtigen EU-
Mitgliedsland kommt,  könnte hier in 
strategischer Partnerschaft mit anderen 
Netzwerken eine wichtige Rolle über-
nehmen. Nur so kann zivilgesellschaft-
liche Partizipation im Kulturbereich 
unter den gegebenen Bedingungen rea-
lisiert werden. Zumindest bis zu jenem 
Zeitpunkt, an dem ein europäischer De-
mos, eine europäische Zivilgesellschaft 
hoff entlich einmal existieren wird.

Andreas Kämpf ist Vizepräsident des 
Deutschen Kulturrates

Der Text ist die gekürzte Fassung eines 
Vortrages, den Andreas Kämpf im Rah-
men eines Workshops des Deutschen 
Kulturrates zur Europäischen Kulturpo-
litik hielt.  Die Langfassung kann unter 
www.kulturrat.de/dokumente/kaempf-
eu-kupo.pdf abgerufen werden.

Blick in den Workshop zur Europäischen Kulturpolitik des Deutschen Kulturrates am . März 
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Frauenrechte und 
Homosexualität sind 
noch immer heiße 
Eisen für die Medien

Der Umgang mit den 
Medien und der 
Medienfreiheit ist oft 
besorgniserregend

Die Kenneth Dike Library an der Universität Ibadan in Nigeria
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Freiheit unter Aufsicht
Kultur und Medien sind in 
Nigeria frei – im Prinzip

THOMAS MÖSCH

D er bei den Wahlen am . März 
siegreiche Oppositionskandi-
dat Muhammadu Buhari hatte 

seinen Wahlkampf ganz auf »Change« 
ausgerichtet, also das Versprechen 
auf einen grundlegenden Wandel. Auf 
den Wahlsieg des einstigen Militär-
herrschers reagierten dann auch viele 
Kulturschaff ende mit Erleichterung, 
berichtet Marc-André Schmachtel, 
der Direktor des Goethe-Instituts in 
der Wirtschafts- und Kulturmetropole 
Lagos. Eine der bekanntesten Schrift-
stellerinnen Nigerias, Lola Shoneyin 
(Die geheimen Leben der Frauen des 
Baba Segi), hat sogar off en Wahlkampf 
für Buhari gemacht. Da der als Diktator 
in den er Jahren gegen abweichende 
Meinungen sehr hart vorging, mag dies 
überraschen. Doch die Tatsache, dass 
die Nigerianer erstmals eine als korrupt 
und militärisch unfähig wahrgenomme-
ne Regierung abgewählt haben, scheint 
auch vielen Künstlern zu gefallen. Selbst 
Shoneyins Schwiegervater, der Litera-
turnobelpreisträger Wole Soyinka, der 
Buharis Ambitionen auf die Präsident-
schaft lange kritisiert hatte, akzeptierte 
ihn zuletzt als das kleinere Übel und rief 
die Nigerianer nach dessen Wahlerfolg 
auf, ihm seine diktatorische Vergangen-
heit zu verzeihen.

Buhari tritt nun das Erbe eines 
durch und durch zivilen Präsidenten 
an. Doch auch der hatte ein sehr gespal-
tenes Verhältnis zur Freiheit von Kul-
tur und Medien. »Präsident Goodluck 
Jonathan’s ausweichende Art, wenn es 
um die Medien geht und um das Recht 
der Öff entlichkeit im Allgemeinen, ist 
sehr besorgniserregend.« – Zu diesen 
warnenden Worten sah sich »Repor-
ter ohne Grenzen« im Februar veran-
lasst. Hintergrund der Sorgen waren 
die immer häufi geren Berichte darüber, 
dass in- und ausländische Medien da-
ran gehindert wurden, über den Anti-
Terror-Kampf im Nordosten Nigerias 
zu berichten. Außerdem verdichteten 

sich seit Anfang  die Hinweise, dass 
Nigerias Regierung im Vorfeld der zu-
nächst für Februar geplanten und dann 
auf Ende März verschobenen Wahlen 
sehr vielen ausländischen Journalisten 
Einreisevisa verweigerte beziehungs-
weise die Anträge wochenlang unbear-
beitet ließ. Jüngste Opfer der Angst vor 
unabhängiger Berichterstattung wur-
den Ende März zwei nigerianische Re-
porter des arabischen Nachrichtensen-
ders Al-Jazeera. Sie hatten in dem vom 
Terror besonders betroff enen Bundes-
staat Borno recherchiert, nach Angaben 
des Senders sogar in Zusammenarbeit 
mit den Sicherheitskräften vor Ort. Am 
. März wurden sie in ihrem Hotelzim-
mer in Bornos Hauptstadt Maiduguri 
festgesetzt und erst nach zwölf Tagen 
wieder freigelassen – angeblich, weil 
sie »herumgelungert« und die Arbeit 
der Sicherheitskräfte behindert hätten.

Schon knapp ein Jahr zuvor hatte das 
nigerianische Militär deutlich gemacht, 
dass es nicht länger hinnehmen woll-
te, öff entlich wegen seiner nicht be-
sonders erfolgreichen Strategie gegen 
die Terroristen der Islamistentruppe 
»Boko Haram« vorgeführt zu werden. 
Nachdem einige Zeitungen darüber be-
richtet hatten, dass angeblich mehrere 
Generäle von Kriegsgerichten verurteilt 
worden seien, weil sie mit den Terroris-
ten kollaboriert hätten, verhinderten 
Soldaten tagelang die Auslieferung 
mehrerer großer Tageszeitungen. Da 
dies auch in Nigeria rechtlich nicht so 
einfach möglich ist, behaupteten die 
Militärs, Hinweise auf den »Transport 
sicherheitsrelevanten Materials mit 
Hilfe der Distributionskanäle von Zei-
tungen« erhalten zu haben.

Parteiische Medienkontrolle

Diese aktuellen Beispiele sind nur eini-
ge Belege von vielen dafür, dass auch  
Jahre nach Inkrafttreten der aktuellen 
demokratischen Verfassung die Mei-
nungsfreiheit in Nigeria immer wieder 
neu erkämpft und verteidigt werden 
muss. Während die gedruckten Medien 
in Afrikas bevölkerungsreichstem Land 
auch in der Vergangenheit selbst un-
ter Militärregimen nur selten ein Blatt 

vor den Mund nahmen, stehen die noch 
vergleichsweise jungen privaten Fern-
seh- und Radiosender unter besonde-
rem Druck. Über sie wacht nämlich die 
Nigerianische Rundfunk-Kommission 
(Nigerian Broadcasting Commission, 
NBC). »Das Problem ist, dass der Vorsit-
zende allein vom Präsidenten ernannt 
wird«, kritisiert Umar Saidu Tudunwa-
da, Manager beim nordnigerianischen 

Privatsender »Freedom Radio«. Deshalb 
diene die NBC immer wieder dazu, die 
Position der regierenden Partei durch-
zusetzen. Da die Regierung die staatli-
chen Medien ohnehin direkt kontrollie-
re, gerieten vor allem private Medien 
schnell ins Visier der Medienaufsicht. 
Tudunwada fordert deshalb, dass die 
Kommission in Zukunft vom Parlament 
berufen werden solle. »Dann kann we-
nigstens nicht der Präsident alleine 
einfach aus einer Laune heraus den 
Vorsitzenden abberufen«, begründet 
er seine Forderung. 

Vorsicht bei sensiblen Themen

Doch der Freiheit der Medien werden 
in Nigeria nicht nur durch staatliche 
Maßnahmen manchmal sehr enge 
Grenzen gesetzt. Zum einen sind da 
die Eigentumsverhältnisse. Private Zei-
tungen und Rundfunksender gehören 
sehr oft Mitgliedern der nigerianischen 
Oberschicht, die eng mit der einen oder 
anderen politischen Partei verbunden 
sind. Außerdem werden Journalisten 
oft so schlecht bezahlt, dass sie für 
ihre Arbeit zusätzliches Geld verlan-
gen von denen, über die sie berichten 
sollen. Viele Beiträge und Sendungen 
werden außerdem ganz direkt von In-
stitutionen, Organisationen oder reli-
giösen Gruppen bezahlt oder gar selbst 
produziert. Im tiefreligiösen Nigeria 

üben Pastoren und Imame zudem auch 
direkt Druck auf Medien aus, wenn ih-
nen deren Berichterstattung nicht ge-
fällt. »Wenn man nicht vorsichtig ist, 
können die die Straße mobilisieren 
und richtig Ärger machen«, berichtet 
Umar Saidu Tudunwada von »Freedom 
Radio«, das seinen Hauptsitz im streng 
muslimischen Kano hat. Vor einigen 
Jahren setzte ein aufgehetzter Mob 
sogar die Sendeanlage des Radios in 
Brand. »Damals war eine Sekte nicht 
damit einverstanden, was Vertreter 
einer anderen Sekte in unserem Pro-
gramm gesagt hatten«, so Tudunwa-
da. Äußerst sensible Themen seien im 
konservativen Nordnigeria neben al-
len religiös umstrittenen Fragen auch 
Frauenrechte oder die in Nigeria auch 
gesetzlich verbotene Homosexualität.

Umgekehrt hat aber gerade auch das 
Radio großen Einfl uss auf die Bevölke-
rung. Es ist nach wie vor die Hauptinfor-
mationsquelle der Nigerianer. Vor den 
Präsidentschaftswahlen Ende März hat 
deshalb »Freedom Radio« schon über 
Monate Spots und Diskussionsrunden 
für einen friedlichen Verlauf der Wah-
len gesendet. »Wir haben auch gemein-
sam mit anderen Sendern Seminare für 
unsere Journalisten organisiert, damit 
sie konfl iktsensitiv berichten können. 
Das war sehr erfolgreich, denn Hass-
reden und Provokationen gab es in un-
serer Berichterstattung deshalb nicht«, 
resümiert Tudunwada.

Zensurbehörde wacht über 
»Nollywood«

Sehr beliebt sind neben dem Radio die 
im eigenen Land produzierten Video-
fi lme. Nigerias Filmindustrie »Nolly-
wood« gilt inzwischen nach den USA 
und Indien als produktivste weltweit. 
Die Popularität der Filme hat auch bei 
diesem Massenmedium das Kontrollbe-
dürfnis des Staates geweckt. Das Auf-
sichtsgremium nennt sich sogar ganz 
offi  ziell »Zensurbehörde«: National 
Film and Video Censors Board. In der 
Regel läuft die Arbeit der Zensoren zwar 
geräuschlos ab. Doch ausgerechnet bei 
einem der wenigen auch international 
beachteten nigerianischen Filme gab es 

 einen Aufschrei. Das NFVCB hatte 
ausgerechnet dem Film »Half of a Yellow 
Sun« die Auff ührungsrechte entzogen. 
Der Film und der ihm zugrunde liegende 
gleichnamige Roman der Starautorin 
Chimamanda Ngozi Adichie spielen 
während des nigerianischen Bürger-
kriegs um die Abspaltung des haupt-
sächlich vom Volk der Igbos bewohnten 
Südostens als »Republik Biafra«. Erst 
nach wochenlangem Tauziehen, inten-
siven öff entlichen Debatten und dem 
Herausschneiden einiger Szenen, gab 
die Zensurbehörde ihr Einverständnis. 
»Dies hat eine breite Debatte über die 
Rolle der Zensur ausgelöst«, berichtet 
Goethe-Institut-Leiter Marc-André 
Schmachtel. »Viele Kulturschaff ende 
wollten sich das Recht nicht nehmen 
lassen, sich mit der Geschichte ausein-
anderzusetzen«, so Schmachtel.

In Kano beendete Boko Haram die 
Arbeit des Goethe Instituts

Das Goethe-Institut selbst erfährt in sei-
ner Arbeit in der Megacity Lagos kaum 
direkte Einschränkungen. Trotzdem 
gebe es Themen, die eine besondere Sen-
sibilität verlangten, betont Schmachtel: 
»Mit Homosexualität zum Beispiel sind 
wir sehr vorsichtig.« Einen Film zum 
Coming-out junger Kenianer zeigt er 
deshalb lieber im deutschen General-
konsulat als in einem öff entlichen Saal. 
Andere Veranstaltungen, die im relativ 
freizügigen Lagos ohne großes Aufsehen 
stattfi nden können, würden in anderen 

Landesteilen wohl auf Widerstand sto-
ßen, meint Schmachtel und nennt als 
Beispiel das Lagos Photo Festival, auf 
dem auch Gewalt und viel nackte Haut 
zu sehen seien. »Manchmal müssen 
wir die Dinge etwas anders verpacken, 
um die Spielräume nutzen zu können« , 
erklärt Schmachtel unter anderem mit 
Blick auf die Erfahrungen mit dem Ver-
bindungsbüro im nordnigerianischen 
Kano. Über Musik- und Videoprojekte 
und sogar eine Modenschau konnte das 
Goethe-Institut dort zwischen  und 
 auch heikle Themen aufgreifen. 
Wegen der Terroranschläge von Boko 
Haram und der damit einhergehenden 
Entführungsgefahren für den deutschen 
Büroleiter musste der nordnigerianische 
Ableger allerdings nach kaum vier Jah-
ren wieder schließen. Für Nordnigeria 
kommt es deshalb vor allem darauf an, 
ob der neue Präsident den Terror been-
den kann, erst dann dürften sich dort 
wieder größere Freiräume für Kultur und 
Medien eröff nen.

Thomas Mösch leitet bei der Deutschen 
Welle das Programm in der Haussa-
Sprache, die vor allem in Nordnigeria 
und Niger gesprochen wird. Dort wird 
DW Haussa über Kurzwelle und lokale 
UKW-Partner von rund einem Drittel 
der Bevölkerung gehört

ZUR REIHE

In Kooperation mit der Deutschen 
Welle gibt es seit Januar  in jeder 
Ausgabe einen Bericht zur Kultur-
politik aus einem anderen Land der 
Welt. In den bisherigen Beiträgen 
dieser Reihe wurde über die Situ-
ation von Kunst und Kultur in der 
Türkei und Russland berichtet. Die 
Deutsche Welle sendet parallel dazu 
in der Kultursendung K. eine Serie 
»Art of Freedom. Freedom of Art«.
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Mission und Passion 
gehören ebenso zur 
Kunst wie Handwerk 
und Talent

Blick in das Forschungsatelier zur Kulturpolitik für kulturelle Bildung auf Sansibar

Werkzeug zur kulturellen Identitätsbildung
Das Forschungsatelier zur Kulturpolitik für kulturelle Bildung auf Sansibar 

WOLFGANG SCHNEIDER

U nsere Kultur darbt, unsere 
Musik und unsere Musikin-
strumente sterben aus!« Mo-
hamed Issa Matona begrüßt 

mit harten Worten. Er ist der künstle-
rische Leiter der Dhow Countries Mu-
sic Academy (DCMA) auf Sansibar und 
einer der bekanntesten tansanischen 
Musiker. Anlässlich der Eröff nung des 
Forschungsateliers zur Kulturpolitik 
für kulturelle Bildung markiert er das 
Existenzielle an diesem Diskurs in Af-
rika: Es geht um Musikerziehung als 
kulturelle Identitätsbildung, Sicherung 
des musikalischen Erbes und um die 
Kontrolle eines Marktes regionaler Mu-
sikkulturen.

Im Rahmenprogramm zum »Sauti-
ZaBusara« Musik-Festival im alten 
Kastell der Weltkulturerbestadt Stone-
town, das seit vielen Jahren Mitte Fe-
bruar der afrikanischen Musikszene 
eine Plattform bietet, treff en Musik-
wissenschaftler und Ethnologen von 
den Universitäten Daressalam, Nairobi, 
Kampala und Pretoria auf Musiker und 
Musikpädagogen. Mit dabei: Dozenten 
und Studierende der deutschen Kultur-
wissenschaften vom »Center for World 
Music« und dem »UNESCO-Chair in 
Cultural Policy for the Arts in Develop-
ment« der Universität Hildesheim. Der 
akademisch-künstlerische Austausch 
fragt nach der Rolle der Musik in den 
Gesellschaften, diskutiert Theorie und 
Praxis von musikalischer Bildung und 
formuliert Thesen zu einer Kulturpo-
litik der Teilhabe und Nachhaltigkeit.

Erstmals, so berichtet es der emeri-
tierte Professor der Musikethnologie 
und Spiritus Rector der Veranstaltung, 
Mitchel Strumpf, bekennt sich ein Po-
litiker der Insel zur öff entlichen Kul-
turförderung. Der Staatssekretär für 
Information, Kultur, Tourismus und 
Sport der »Revolutionären Regierung 
von Sansibar« versteht »Kunst als 
Werkzeug für Imagination, die in Zei-
ten von Globalisierung und komplexen 
ökonomischen, sozialen und kulturel-
len Verhältnissen immer wichtiger 
wird«. Deshalb seien Kunst und Kultur 
wichtige Elemente von Erziehung und 
deshalb bedürfe es der Unterstützung 
von kultureller Bildung. Und die werde 
insbesondere an der DCMA gepfl egt: 
Musikunterricht für alle, meistens kos-
tenlos, insbesondere für Straßenkin-
der; traditionsbewusste Konzerte auf 
alten Instrumenten wie der arabisch-
orientalischen Siddar, mit der Qanun 
oder der Oud, im Taarab Stil und einem 
Repertoire aus der Region.

Die Dhaus dümpeln derweil in un-
mittelbarer Nähe zur Akademie, sie wa-
ren es, die den interkulturellen Musik-
austausch über Jahrhunderte zwischen 
Ostafrika, der arabischen Halbinsel, 
dem Persischen Golf und dem Fernen 
Osten ermöglichten. Durch die Han-

delstätigkeiten kamen die Kulturen 
in Kontakt und ihre Musiken sind bis 
heute das Fundament einer kulturellen 
Vielfalt. Über die wird viel nachgedacht. 
Am Beispiel von Curricula in Grund-
schulen in Uganda, wo das Singen zum 
Alltag gehört, am Beispiel von Studien 
der Kenyatta Universität in Kenia, wo 
Musik als schützenswertes Kulturerbe 
gelehrt wird und zukünftige Pädagogen 

auch die Strategien von »ownership«, 
»capacity building« und »sustainability« 
lernen. Denn eins ist allen Beteiligten 
aus dem Norden und Süden klar, was 
dem Markt nicht Profi t bringt, bedarf 
der gesellschaftlichen Regelung. Mu-
siker seien schließlich im besten Fall 
auch »change agents«, die soziale Ent-
wicklung refl ektieren und aufmerksam 
machen auf gesellschaftliche Defi zite. 
Mission und Passion gehörten ebenso 
zur Kunst, neben Handwerk und Talent. 
Aber immer mehr, sagt Dr. Kedmon Ma-
pana von der Universität in Daressalam, 
seien Künstler auch als Kulturvermitt-
ler gefordert. Es wäre nicht selbstver-
ständlich, dass jeder hören gelernt hat. 
Es wäre deshalb notwendig, den Zugang 
zur Musik zu erleichtern und es wäre 
sinnvoll, neben der Rolle der Kreativität 
auch die Kompetenz der Rezeption zu 
fördern.

Hildegard Kiel, eine schon lange 
in Afrika wirkende Musikpädagogin, 
verweist nicht nur auf ein schönes Bil-
derbuch, das Kinderlieder versammelt, 
die ansonsten verloren gehen würden, 
sondern auch auf das Modell eines Ju-
gendhauses, das Raum und Rahmen für 
musikalisches Training bietet, Musicals 
produziert und lokalen Bands Know-
how und PR in Vermarktung beibringt. 
Problematisiert wird in der DCMA, wo 
eine frische Brise vom Indischen Oze-
an den Sommer bei  Grad erträglich 
macht, deshalb auch die Fragilität der 
Infrastrukturen von kultureller Bildung. 
Erstens seien es meist nur Projekte und 
die hätten nun mal irgendwann ein 
Ende, zweitens seien es immer wieder 
die Abhängigkeiten von ausländischer 
Entwicklungshilfe, die bei allem guten 
Willen oft mit wirtschaftlichen Inter-
essen verbunden seien, sowie drittens 
sei es vor allem eine fehlende konzep-
tionelle Kulturpolitik, die langfristig 
Strukturen implementiert, um Musik 
als selbstverständliches Element in der 

Gesellschaft zu sichern. Sonja Beutel-
mann hat hierzu auf eigene Kosten ei-
nen Film gemacht, der auf dem Festival 
gezeigt wird. »Action Music Tanzania« 
dokumentiert populäre Musik, die die 
Menschen singen und tanzen lässt; er 
dokumentiert aber auch die westlichen 
Einfl üsse und den Verlust von Tradition. 
Und er dokumentiert Aktivitäten einer 
Initiative, die sich heute anschickt, den 
»Sound for tomorrow« aus dem Ges-
tern zu kreieren. »Werden die jungen 
Musiker die Menschen an ihren eige-
nen Charakter erinnern können und 
die Kraft hinter diesen Fähigkeiten?«, 
heißt es im Abspann.

Gefördert vom Goethe-Institut und 
der Siemens-Stiftung präsentiert 
sich seit kurzem »Music in Africa« 
als Austauschforum für Information 
und Kooperation. Auf der Website 
www.musicinafrica.net ist zu lesen: 
»Find music operators and service 
providers from across Africa. Profi le 
yourself or your business and promo-
te your work seamlessly. Discover and 
listen to African music.« Zur kulturel-
len Bildung sind auch fernab der deut-
schen Debatten Erfahrungen zu sam-
meln. Insbesondere die interkulturelle 
Bildung braucht den internationalen 
Vergleich und könnte über vielfältige 

kulturelle Traditionen und Identitä-
ten dazulernen. Nächstes Jahr soll eine 
Summer School das Musikfestival auf 
Sansibar begleiten und vielleicht bringt 
Dr. Donald Otoyo Ondieki wieder jenen 
Spruch mit, der seine universitäre Tür 
in Nairobi ziert: »Den Musikraum bit-
te nur betreten mit wachem Verstand 
und dem Verlangen zu lernen und zu 
genießen!« 

Wolfgang Schneider ist Direktor des In-
stituts für Kulturpolitik der Universität 
Hildesheim und Inhaber des UNESCO-
Chair Cultural Policy for the Arts in 
Development
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Spannend, spannungsvoll
 Jahre deutsch-israelische diplomatische Beziehungen

GABRIELE SCHULZ

A m . Mai dieses Jahres jährt sich 
die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen der Bundesrepub-

lik Deutschland und der Repu blik Israel 
zum . Mal. Grund zum Feiern, zum Er-
innern und zur Freude. Dennoch scheint 
dieses Jubiläum im Windschatten der 
aktuellen Auseinandersetzungen im 
Nahen Osten und der Gedenkfeiern 
zu  Jahre Befreiung des Konzentra-
tionslagers Ausschwitz und  Jahre 
Ende des . Weltkriegs fast unterzuge-
hen. Dabei sind diese Gedenktage eng 
miteinander verbunden, wenn nicht gar 
miteinander verfl ochten.

Die enge Verbindung zwischen Holo-
caust und der Gründung des Staates Is-
rael macht es insbesondere Deutschen 
so schwer, sich unbefangen diesem fas-
zinierenden Land zu nähern. Zu prä-
sent ist die Schuld. So nahe und doch 
so fremd erscheint dieses »europäische« 
Land in Asien. 

Der Staat Israel wurde am . Mai 
 von David Ben-Gurion ausgerufen, 
nachdem das britische Mandat geen-
det hatte. Der Staatsgründung gingen 
die ersten fünf Alĳ a in das damalige 
Palästina, zunächst einem Teil des 
osmanischen Reiches und später dem 
britischen Mandatsgebiet, voraus. Als 
Alĳ a (Aufstieg) werden die Einwande-
rungswellen von Juden nach Erez Israel 
bezeichnet. Die erste Alĳ a fand um , 
die zweite zwischen  und , die 
dritte nach dem . Weltkrieg und dem 
Ende des Osmanischen Reiches, die 
vierte zwischen  und  sowie 
die fünfte von  bis  statt. Die 
Mehrzahl der Einwanderer kam aus 
Europa, vor allem aus Osteuropa, aber 
auch aus dem Gebiet des Habsburger 
Reiches sowie teilweise aus Deutsch-
land. Aus diesen Einwanderern, den 

sogenannten Ashkenasin, rekrutierte 
sich das Führungspersonal des jungen 
israelischen Staates. Die im Jahr  
gegründete Stadt Tel Aviv, die erste he-
bräische Stadt, ist zu einem erheblichen 
Teil im Bauhaus-Stil gebaut, weshalb 
das anstehende Bauhaus-Jubiläumsjahr 
 ausreichend Gelegenheit geben 
wird, erneut die engen Verbindungen 
Israels und Deutschlands zu refl ektie-
ren. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
wurde am . Mai , also gut ein Jahr 
nach dem Staat Israel, in den drei west-
lichen Besatzungszonen gegründet. Am 
. Oktober wurde in der sowjetischen 
Besatzungszone die Deutsche Demo-
kratische Republik gegründet.

Die ersten diplomatischen Kon-
takte zwischen Vertretern der beiden 
jungen Staaten Israel und Bundesre-
publik Deutschland wurden zu Beginn 
der er Jahre aufgenommen. Mit 
von der Partie war die Conference on 
Jewish Material Claims Against Germa-
ny (kurz: Jewish Claims Conference), 
in der sich jüdische Organisationen 
zusammengeschlossen haben, um die 
Entschädigungsansprüche nicht in Is-
rael lebender Holocaust-Opfer und ihrer 
Nachkommen gegenüber Deutschland 
zu vertreten. 

Im Jahr  wurde das Luxemburger 
Abkommen zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Staat Israel 
unter Beteiligung der Jewish Claims 
Conference geschlossen. Die Bundes-
republik Deutschland verpfl ichtete sich 
darin zu  »Wiedergutmachungszahlun-
gen« an Holocaust-Überlebende. Der 
Unterzeichnung dieses Abkommens 
ging eine leidenschaftliche Debatte 
in der Knesset, dem israelischen Par-
lament, voraus. Vielen war es ein ge-
radezu unerträglicher Gedanke, Geld 
oder Sachleistungen wie Maschinen, 

letztere machten später tatsächlich 
einen wichtigen Teil der Zahlungen 
aus, aus Deutschland zu akzeptieren. 
Deutschland, das Land der Täter, das 
ein in diesem Ausmaß bislang unbe-
kanntes Leid über ein Volk bzw. An-
gehörige einer Religionsgemeinschaft 
gebracht hatte. Menschen, von denen 
ein großer Teil ihrer Familie – Eltern, 
Großeltern, Kinder, Enkel, Tanten, On-
kel – ermordet wurde, die Verfolgung, 
Erpressung, Zwangsarbeit und anderes 
erlitten hatten, konnten es sich nicht 
vorstellen, Geld aus Deutschland, letzt-
lich mit Blut befl ecktes Geld, anzuneh-
men. Demgegenüber stand die pragma-
tische Sicht einiger Protagonisten, dass 
diese Mittel dem fragilen, jungen Staat 
helfen könnten, wirtschaftlich Fuß zu 
fassen. Viele Menschen lebten noch in 
Behelfsunterkünften, sogenannte Ent-
wicklungsstädte wurden erst gebaut. 
Der junge Staat hatte bereits die ersten 
militärischen Auseinandersetzungen 
mit seinen Nachbarstaaten hinter sich. 
Er war ein fragiles Gebilde. 

Dan Diner nähert sich in seinem im 
März dieses Jahres erschienen Buch 
»Rituelle Distanz: Israels deutsche Fra-
ge« sehr anschaulich der Geschichte 
der Unterzeichnung des Luxemburger 
Abkommens. So geht er unter ande-
rem auf die Vereinbarung ein, dass 
nicht Deutsch gesprochen werden soll, 
obwohl doch die Muttersprache isra-
elischer Verhandler Deutsch war. Er 
beschreibt, dass es eben keinen Hän-
dedruck zwischen David Ben-Gurion 
und Konrad Adenauer geben sollte, 
um gar keinen Verdacht einer Annä-
herung aufkommen zu lassen. Auch das 
Zeremoniell des Eintretens der beiden 
Verhandlungsgruppen in den Sitzungs-
raum war haarklein geregelt und sollte 
dafür sorgen, keine Vertraulichkeit ent-
stehen zu lassen.

Vier Jahre vor dem offi  ziellen Beginn 
der Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen zwischen Israel und Deutsch-
land fand im Jahr  in Jerusalem 
der sogenannte Eichmann-Prozess 
statt. Der ehemalige SS-Obersturm-
bannführer Adolf Eichmann war als 
Leiter des »Judenreferats« im Reichs-
sicherheitsamt einer der maßgeblichen 
Verantwortlichen in der Verwaltung für 
die Deportation und Ermordung der 
europäischen Juden während des Na-
tionalsozialismus. 

Der Eichmann-Prozess wird von ei-
nigen israelischen Historikern wie z. B. 
Tom Segev in »Die ersten Israelis« als 
ein wichtiger Katalysator beschrieben, 
um dem Leid der Opfer in Israel eine 
Stimme zu geben. Die Radioübertra-
gungen aus dem Prozess, in denen 
Opfer ihr Leiden schilderten, gaben 
jenen eine Stimme, die nicht dem Bild 
des »neuen tatkräftigen« Juden ent-
sprachen. Adolf Eichmann wurde am 
. Mai  gehenkt.

Diese nur in wenigen Ausschnitten 
skizzierte deutsch-israelische Ge-
schichte macht die Aufnahme der di-
plomatischen Beziehungen zwischen 
Israel und Deutschland noch bemer-
kenswerter. Dass sie längst noch keine 
Selbstverständlichkeit geworden sind 
und die Vergangenheit in vielen und 
vielem noch zu gegenwärtig ist, bele-
gen die Vorbehalte gegenüber der deut-
schen Sprache bei Reden von Reprä-
sentanten Deutschlands in der Knesset, 
zeigen die Äußerungen von Bundes-
kanzlerin Merkel, dass die Freundschaft 
zu Israel zur Staatsräson Deutschlands 
gehört und anderes mehr. 

Allen Schwierigkeiten und Belas-
tungen im deutsch-israelischen Ver-
hältnis zum Trotz gibt es lebendige 
Beziehungen. Jedes Jahr besuchen 
tausende Deutsche Israel. Für junge 

Israelis ist Deutschland ein attraktives 
Land, gerade in Berlin ist in den U- und 
S-Bahnen oft hebräisch zu hören. Isra-
elische Künstler leben und arbeiten in 
Berlin, israelische Start-up-Unterneh-
men gründen sich in Berlin und vieles 
andere mehr.

Und auch wenn die Wunden des 
Holocaust in Israel tief sind, darf das 
Israel heute nicht mit dem der Grün-
derjahre gleichgesetzt werden. Israel 
ist ein multikulturelles Land. Es leben 
dort Menschen mit Wurzeln in West- 
und Osteuropa, afrikanischen Ländern, 
im Iran, im Jemen und in anderen Län-
dern. Und auch wenn Israel nach wie 
vor ein Einwanderungsland ist, dürfen 
die »gebürtigen« Israelis, die Sabres – 
außen hart, innen weich – nicht außer 
Acht gelassen werden, ebenso wie die 
dort lebenden Araber. Die Menschen 
in Israel sind fromm, säkular, lebens-
froh, stylisch, Handy besessen, fanta-
sievoll, streitlustig, technikaffi  n, sind 
sind sind…

Das -jährige Jubiläum der Auf-
nahme der diplomatischen Beziehun-
gen Israels und Deutschlands ist ein 
guter Anlass, die Geschichte zu refl ek-
tieren und sich mit Aktuellem zu befas-
sen. Dazu gehört ganz wesentlich die 
spannende israelische Kunstszene der 
verschiedenen künstlerischen Sparten, 
die sich mit Geschichte und Gegenwart 
dieses oft so zerrissenen Landes aus-
einandersetzt. Wer auch abseits von 
Jubiläen mehr über das Leben in Israel 
wissen will, dem sei das Israel-Palästi-
na Blog des ARD-Studios Tel Aviv ans 
Herz gelegt. 

Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 
Kulturrates

www.blog.br.de/studio-tel-aviv
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Spätestens mit Beginn der intensiven Verhandlungen zur Liberalisie-
rung des Welthandels Mitte der er Jahre ist auch der Kultur- 
und Medienbereich in das Visier der Handelslibera lisierer geraten.

In diesem Band sind Beiträge aus Politik & Kultur, der Zeitung des 
Deutschen Kulturrates, der letzten  Jahre zusammen gefasst, in de-
nen es um den Welthandel, den Schutz für Kultur, kulturelle Bildung 
und Medien, die derzeit in Verhandlung stehenden Freihandelsab-
kommen TTIP, CETA, TiSA und nicht zuletzt um die Wirkung der 
UNESCO-Konvention zum Schutz und zur Förderung der Vielfalt kul-
tureller Ausdrucksformen geht. Die Artikel zeigen die Entwicklung 
der kulturpolitischen Diskussion im letzten Jahrzehnt. 

Ergänzend sind die Stellungnahmen des Deutschen Kulturrates 
zur  internationalen Handelspolitik versammelt. Im Anhang ist die 
UNESCO-Konvention zum Schutz und zur Förderung der Vielfalt 
 kultureller Ausdrucksformen dokumentiert sowie die Freihandels-
abkommen TTIP, CETA & Co. kurz erläutert.

Jetzt bestellen: 
www.kulturrat.de/shop.php
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Mit dieser Kolumne 
begleiten wir das 

Reformationsjubiläum.

Mut und 
Gewissensbindung
Was Martin Luthers Fähigkeit, sich trotz aller Gefahr für seine Überzeugungen 
einzusetzen, uns heute noch sagen kann

SABINE KUNST

J edes Ding hat seine Zeit, und auch 
jeder Mensch hat seine Zeit. Ist 
das Leben vorüber, erinnern sich 
seine Zeitgenossen noch einige 

Zeit an ihn, und dann irgendwann ge-
rät er in Vergessenheit. Andere hinge-
gen bleiben noch Jahrhunderte lang im 
Gedächtnis der Nachwelt und prägen 
das Leben ihrer Nachfahren. Ein sol-
cher Mensch war Martin 
Luther, dessen Wirken weit 
über seinen Tod hinaus bis 
heute Auswirkungen ent-
faltet.

Für mich ist bis in die 
Gegenwart besonders Mar -
tin Luthers unbändige 
Tatkraft beeindruckend. 
Gerade in den ersten Jah-
ren seines Wirkens stand er 
nahezu ganz für sich allein. 
Viele Mächtige lehnten 
seine Mahnungen ab. Die 
kirchlichen Autoritäten, denen Luther 
sich aufgrund seiner ganzen Prägung 
verpfl ichtet sah, und scheinbar auch 
die anderthalb Jahrtausende umfas-
sende kirchliche Tradition schienen 
Luthers Erkenntnisse zu widerlegen. 
Es braucht Mut, um in dieser Lage 
die Selbstzweifel zu überwinden 
und für die Wahrheit einzutreten. 
Was es bedeutet, unter Gefahr nicht 
nur für die soziale, sondern für die 
physische Existenz dennoch das für 
Recht erkannte gegen eine scheinbar 
übermächtige Front von Gegnern zu 

vertreten, können wir uns kaum mehr 
vorstellen. Unser Leben ist nicht in 
Gefahr, wenn wir zum Mainstream 
konträre Auff assungen vertreten. 

Luthers Mut kann nicht beschrie-
ben werden, ohne zugleich die starke 
Gewissensbindung in den Blick zu 
nehmen, die er zur Grundlage seines 
Handelns gemacht hat. Er hat es sich 
nicht leicht gemacht, sondern lange 
Zeit intensiv mit sich gerungen. Nach-

dem ihm sein Gewissen 
aber die Überzeugung 
vermittelt hatte, dass 
er nicht länger schwei-
gen durfte, ist er ihm 
gefolgt. Auch uns ge-
bietet unser Gewissen, 
ethischen Grundsätzen 
zu folgen und etwa für 
Frieden, Gerechtigkeit 
und die Bewahrung der 
Schöpfung einzutreten. 
Was wir im Einzelnen 
damit verfolgen, müs-

sen wir sorgfältig prüfen. Wir soll-
ten es uns nicht zu leicht machen 
und vorschnellen Parolen Vertrauen 
schenken. Gut und böse, richtig und 
falsch, ethisch und verwerfl ich sind 
nicht immer leicht voneinander ab-
zugrenzen. Es bedarf mitunter großer 
Unterscheidungskraft, um das Richti-
ge vom Falschen zu trennen und den 
Irrtum zu vermeiden. Wir können 
mit unseren Überzeugungen gegen 
unsere Mitmenschen stehen und von 
Selbstzweifeln befallen werden. Eine 
aufrichtige, intensive Prüfung unseres 

eigenen Gewissens kann dann helfen, 
diese Last von uns zu nehmen. In der 
Bibel, im Ersten Korintherbrief heißt 
es: Ein jeder aber prüfe sich selbst. Es 
lohnt sich, das auch heute wieder ins 
Bewusstsein zu rufen. Wir alle sind 
aufgerufen, uns immer wieder selbst 
zu prüfen, ob wir unsere Entscheidun-
gen aus egoistischen Motiven oder un-
ter Bindung an Gemeinschaftswerte 
treff en. 

Das Wirken Martin Luthers hat ‒ 
ungeachtet vieler für uns nicht mehr 
nachvollziehbarer Positionen, wie sei-
ner Ablehnung der jüdischen Religion 
und der sozialen Befreiungsbewegun-
gen seiner Zeit ‒ auch heute noch gro-
ße Aktualität. Der Reformator hat das 
Verständnis dafür geweckt, dass jeder 
einzelne Mensch ungeachtet seines 
Standes wertvoll ist. Jede Tätigkeit 
sah er als gleichwertig an und stellte 
fest: »darin ist die Gänsemagd dem 
König gleich, dass sie einen Beruf von 
Gott hat«. 

Der Mensch hat einen Auftrag, in 
dieser Welt zu wirken. Der Mensch 
soll sich nicht zurücklehnen und sein 
Leben dem Schicksal überlassen, son-
dern er soll sich für eigene Belange 
und für diejenigen seiner Mitmen-
schen und der Gesellschaft engagieren. 
Nicht passive Schicksalsergebenheit, 
sondern aktives Engagement ist ge-
fragt. Dies gilt heute so wie damals.

Sabine Kunst ist Ministerin für 
Wissenschaft, Forschung und Kultur 
des Landes Brandenburg

Winfried Kneip (Stiftung Mercator), Teresa Darian (Kulturstiftung des Bundes), Sylvia Löhrmann (Ministerin für Schule 
und Weiterbildung NRW), Olaf Zimmermann (Deutscher Kulturrat) und Jürgen König (Deutschlandradio Kultur) (v.l.n.r.) 
beim . Dialogforum Kultur bildet.
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»Dann kost‘ das eben Milliarden, was soll’s!«
Angeregte Diskussion beim 
. Dialogforum Kultur 
bildet. über Maßnahmen 
zur Nachhaltigkeit 
kultureller Bildung

CAROLIN RIES

K ein Stuhl blieb frei beim . Di-
alogforum Kultur bildet. des 
Deutschen Kulturrates am . 

März  im Podewil Berlin, das ganz 
im Zeichen der Nachhaltigkeit kulturel-
ler Bildung stand. Ist Nachhaltigkeit im 
Hinblick auf ästhetische Bildungspro-
zesse überhaupt ein gewinnbringendes 
Kriterium? Wie können Modellprojek-
te, wie beispielsweise das Programm 
»Kulturagenten für kreative Schulen«, 
nachhaltige Wirksamkeit entfalten? 
Und wodurch zeichnet sich nachhalti-
ge kulturelle Bildung überhaupt aus? 
Off ensichtlich Fragen, die die Szene 
umtreiben.

Wie das auf vier Jahre angelegte 
Projekt »Kulturagenten für kreative 
Schulen« Modelle liefert und nachhaltig 
wirksam wird, verriet zunächst Sybille 
Linke, die Programmleitende Geschäfts-
führerin des »Kulturagenten«-Pro-
gramms. Insbesondere die Vernetzung 
von Kultureinrichtungen, Künstlern und 
Schulen habe Veränderungsprozesse in 
den Institutionen initiiert, auf die wei-
ter aufgebaut werden könne. Immerhin 
führen alle fünf beteiligten Bundeslän-
der das Programm fort, sodass die »Kul-
turagenten« als unverzichtbare Mittler 
zwischen den Systemen Bildung und 
Kultur, als Netzwerker und Multiplika-
toren erhalten bleiben.

Davon ausgehend diskutierte Jür-
gen König, Deutschlandradio Kultur, 
im Anschluss mit seinen Gästen, der 
nordrhein-westfälischen Ministerin für 
Schule und Weiterbildung und Vizeprä-
sidentin der Kultusministerkonferenz 
Sylvia Löhrmann, dem Geschäftsführer 
der Stiftung Mercator Winfried Kneip, 
Teresa Darian, wissenschaftliche Mit-
arbeiterin bei der Kulturstiftung des 
Bundes sowie Olaf Zimmermann, Ge-
schäftsführer des Deutschen Kultur-
rates.

Als den zentralen Ort kultureller 
Vermittlungsarbeit benannten die Po-
diumsgäste die Schule. Nur hier könne 
gewährleistet werden, alle Kinder und 
Jugendlichen mit Angeboten kulturel-
ler Bildung zu erreichen, betonte Olaf 
Zimmermann. Leuchtturmprojekte 
kultureller Bildung wie die »Kultur-
agenten« dringen zwar in Schule vor, 
erreichen letztlich aber nur einen 
Bruchteil der Schülerinnen und Schüler. 
Von . allgemeinbildenden Schu-
len in Deutschland nehmen bislang nur 
 am »Kulturagenten«-Programm teil. 
Benötigt würden Förderprojekte, die 
stärker in die Breite wirken, wie bei-
spielsw eise das groß angelegte Pro-
gramm des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF) »Kultur 
macht stark«, mit dem jedoch aufgrund 
des nach wie vor bestehenden Koope-
rationsverbotes nur außerschulische 
Maßnahmen gefördert werden können.

Winfried Kneip wies darauf hin, dass 
nur ein verlässlicher Unterricht in den 
künstlerischen Schulfächern eine »Al-
phabetisierung in den Künsten« zur 
Folge haben könne. Daher müsse die 
Qualifi zierung der Lehrkräfte zunächst 
im Vordergrund stehen. Die Schaff ung 

nachhaltiger und vor allem auch quali-
tativer Strukturen, die aus dem System 
heraus fi nanziert werden können und 
nicht auf die Unterstützung von Stif-
tungen angewiesen sind, stelle entspre-
chend das zentrale Ziel nachhaltiger 
kultureller Bildung dar, so Kneip. Die 
Funktion der »Kulturagenten« beste-
he darin, die Begegnung zwischen den 

Schulen und Kultureinrichtungen zu 
ermöglichen.

In diesem Zusammenhang hob Tere-
sa Darian neben der Schule die Kultu-
reinrichtungen, die Orte der Kunst, als 
wichtige Akteure hervor. Sie müssten 
eingebunden werden, insbesondere 
um die Qualität kultureller Bildungs-
angebote zu garantieren. Wichtig sei 
es, dass sich die Institutionen fürein-
ander öff nen. Damit Impulse, die die 
»Kulturagenten« ohne Zweifel gesetzt 
haben, in Strukturen übergehen kön-
nen, brauche es, so Darian, vor allem 
auch Zeit, kulturelle Bildungsprozesse 
zu entwickeln. Und Zeit, so führte sie 
weiter aus, erfordere die Bereitschaft, 
Ressourcen zur Verfügung zu stellen. 

Freiräume für kreative Bildungsar-
beit forderte auch Ministerin Löhrmann. 
Der Druck, dass Projekte kultureller 
Bildung erfolgreich umgesetzt werden 
müssen, sei in den Schulen wie auch 
den Kultureinrichtungen enorm hoch. 
Vielmehr sollten jedoch die vielen po-
sitiven Entwicklungen, die durch Pro-
gramme, wie zum Beispiel die »Kultu-
ragenten«, in den Schulen angestoßen 
werden konnten, gewürdigt und weiter-
verfolgt werden. Nachhaltigkeit zeich-
ne sich auch dadurch aus, dass Welt in 

Schule und Schule in Welt wirkt. Eine 
entscheidende Frage im Hinblick auf 
die Nachhaltigkeit kultureller Bildung 
sei darüber hinaus die der Evaluation 
auf struktureller wie auch auf indivi-
dueller Ebene, wobei sich die Podiums-
gäste vor allem darin einig waren, dass 
die Eff ekte kultureller Vermittlungsar-
beit bei den Kindern und Jugendlichen 
kaum messbar sind. Zeitweise entstehe 
jedoch der Eindruck, so Zimmermann, 
dass mehr Geld für die Evaluation ei-
nes Projektes als für das Projekt selbst 
ausgegeben werde. Er ermahnte die 
Akteure, für gute kulturelle Bildungs-
arbeit mehr Mittel zu fordern, denn 
erst dann könne diese nachhaltig und 
vor allem in der Breite wirksam wer-
den: »Dann kost‘ das eben Milliarden, 
was soll’s!« Kooperationspartner des . 
Dialogforums war die Kulturprojekte 
Berlin GmbH. Medienpartner waren 
Deutschlandradio Kultur und WDR . 
Die Podiumsdiskussion »Über kurz oder 
lang… Maßnahmen zur Nachhaltigkeit 
kultureller Bildung« kann unter http://
www.wdr.de/kunst/forum.html 
nachgehört werden. 

Carolin Ries ist Mitarbeiterin des 
Deutschen Kulturrates
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Alterszorn
Kunst oder Nicht-Kunst, 
das ist die Frage 

EIN KOMMENTAR VON 
HANSGÜNTHER HEYME

Ich inszenierte als meine letzte »gro-
ße« Arbeit in Ludwigshafen, als In-
tendant des Theaters im Pfalzbau und 
der Festspiele, das Gilgamesch-Epos 
mit einer großen Gruppe von Laien-
darstellern. Die Kern-Spielgruppe 
waren fünfzig. Wir arbeiteten ein 
dreiviertel Jahr. Direkt zuvor hatte 
ich als Co-Produktion mit der Oper 
in Kaiserslautern Premiere mit Albert 
Lortzings fast nie, und wenn dann 
nie richtig, gespielten Freiheitsoper 
»Regina«. Die Kunst-Qualität beider 
Arbeiten hätte größer nicht sein kön-
nen: Opernsänger und Laiendarstel-
ler. Kann, darf, soll man mit beiden 
Gruppierungen Theater machen? 
Stellt nicht die in der deutschsprachi-
gen Region überbordende Arbeit mit 
Laien den ausgebildeten »Künstler« 
in Frage – oder manchmal und immer 
mehr: an die Wand?
Im Moment versuche ich in Mann-
heim in der Neckarstadt-West mit 
Bulgarischen Zugewanderten und 
Einwohnern des Stadtteils Skake-
speares »Sturm« im Innenhof des 
Quartiermeisters in Szene zu setzen. 
Es spielen dreißig Laien. Wir arbeiten 
nun schon einige Wochen zusammen. 
Die Premiere soll im Juli sein.
Im nächsten Frühjahr inszeniere ich 
am Stadttheater in Ingolstadt »Die 
Perser« von Aischylos. Im Jahre o 
vor unserer Zeitrechnung leitete der 

junge Perikles den Chor. Es war üblich 
und gewollt, das Zusammengehen 
von Politik und Theater. Von Kunst 
und Bürgerschaft. Sophokles war zeit-
lebens auch Staatsmann.
Der Theaterspielende verbarg sich 
hinter Masken. Die Kunst war ange-
sagt. Im späten . Jahrhundert – das 
Bürgertum suchte sich von Kirche 
und Adel zu emanzipieren – suchte 
dieser neue Stand selbstbewusst in 
der Kunst des Theaters seine Qualität, 
seine Fragwürdigkeit, seine Identität. 
Die Schauspielenden hatten identisch 
zu werden mit den darzustellenden 
Personen. Je mehr die Spielenden mit 
den Biografi en der Betrachter ver-
schmolzen, desto größer das Kunst-
erlebnis. 
Entstanden war Theater aus dem 
kultischen Miteinander einer Gruppe. 
Zuerst waren es gemeinsame Hör-
spiele, dann Schauspiele. Alle spielten 

– und wurden dadurch zur standfesten 
Gruppierung, zur Gemeinschaft.
Jetzt ist es oft wieder so. Nicht das 
Abbild, also das künstlich Hergestell-
te, aber durch Verabredung Andere, 
wird – und nicht nur modisch – tole-
riert und gefordert. Keine Stanislaw-
ski-Nachtasyl-Bettler sind gefragt, 
sondern echte »Penner«. Braucht 
man echte Flüchtlinge, in Lampedusa 
gelandet, auf der Bühne? Peter Brook 
holte vor vielen Jahrzehnten aus dem 
Innersten Afrikas die Dunkelhäutigen 
auf die Londoner Bühne des »Round-
House«. Nach einem Jahr verkamen 
diese in den unteren Etagen Londons 
oder fl ohen wieder nach Hause.
Stellen wir durch solche Arbeiten die 
»normalen« Theater in Frage? Ver-

zichten wir leichtfertig auf die hehre, 
große, intelligent-politische Kunst 
des Theaters?
Warum arbeite ich mit Laien?
Bei dem »Sturm« war es folgen-
dermaßen: ich kannten den Ober-
bürgermeister von Mannheim seit 
Jahr und Tag. Ich ging nach meiner 
Nichtverlängerung in Ludwigshafen 
ins Rathaus der Schwesterstadt und 
fragte: »Wenn ich hier was mache, wie 
und wo kann ich helfen? Welche Ar-
beit von mir wäre wichtig?« Ich hatte 
gerade ein Buch herausgegeben über 
all meine Arbeit außerhalb der stadt-
theatralischen Verpfl ichtungen. Jeden 
Sonntag, elf Jahre lang, machten wir 
in den Kölner Vorstädten Theater mit 
Laien, in Düsseldorf mit psychisch 
Kranken, dann Gesundeten – mit Tau-
senden von Jugendlichen in den JKT’s 
(Jugendclub Kritisches Theater) – 
welche ich an allen Wirkungsstätten, 
wo ich engagiert war, um mich ge-
schart hatte. Meine riesige Basisarbeit, 
die meine Inszenierung des »Ring der 
Nibelungen« in die Stadt Ludwigs-
hafen hinein zu verzahnen trachtete, 
betrug vier Jahre. Ein gesondertes 
Buch ist darüber erschienen. Viele, 
viele Hunderte von Kindern, Jugendli-
chen und Laien waren daran beteiligt. 
Ein ganz anderes Publikum sah das 
Wagner’sche Opus. Viel war gelun-
gen – aber immer im Hinblick auf die 
Veränderung von Publikum, in der 
Absicht: Theater als politische Kunst-
form in den speziellen Urbanitäten zu 
verankern.
Und » Gilgamesch« und »Sturm«? 
Sind das Projekte, die z. B. den Beruf 
des Schauspielers in Frage stellen? 

Die mich selbst – auch ich bin ein sol-
cher, mit Ausbildung, Prüfung etc. –
in meiner Berufswahl annullieren? 
Warum mache ich das? Klar, Theater 
ist heute auch, und vor allem, Sozial-
arbeit, muss es sein. Aber die ganz un-
geheuerliche Besonderheit von Kunst, 
von der Qualität eines Theaters, eines 
Ensembles, eines dramaturgisch fun-
dierten Spielplans, ich rede nicht vom 
Musiktheater, – wo bleibt das? Die 
Oper, in ihrer Einmaligkeit, ist von 
Laienarbeit nicht bedroht.
Ich habe gerade eine Arbeit an einem 
kleinen Theater in Köln hinter mir. 
Vier Wochen hatte ich, wir arbeiteten 
Tag und Nacht, auch jeden Sonntag, 
alle Karneval-Tage: in Köln!, mit mei-
nen drei Akteuren, bis zur Premiere 
mit Heiner Müllers »Philoktet«. Es 
war für mich eine Erlösung! Pünkt-
lichkeit, Fleiß, Disziplin, Ehrgeiz, 
Spracharbeit, körperliche Präzision. 
Es ist was dabei herausgekommen: 
politische Kunst – Heiner Müller, sei-
ner Biografi e, seiner ganz einmaligen 
Qualität – Entsprechendes.
Das kann bei dem »Sturm«, wir spie-
len die Wieland-Übertragung aus 
dem späten achtzehnten Jahrhun-
dert – also Kunst hoch zehn!),nicht 
herauskommen. Aber was kann, soll, 
muss mit diesen  ganz herrlichen 
Menschen entstehen?
Schon jetzt hat sich eine Gruppe 
gebildet: Nähe zwischen Menschen, 
die sich bis dahin ganz anders oder 
eben gar nicht begegneten. Und 
Theater-Machen kann ein ganz an-
deres Aufeinander-Zugehen sein, als 
es jede Sozial-Station zu vermitteln 
vermag. Denn: das Theater hat Kraft, 

ganz ungeheure! Nach einer gemein-
samen Shakespeare-Arbeit, geht man, 
so sollte es sein, ganz anders durch 
die Welt. Und das ist für mich im 
Moment wichtiger als anderes. Aber 
es ist eben auch etwas anderes, was 
total anderes.
Beides ist wichtig. Unverwechselbar. 
Unabdingbar notwendig. Das jewei-
lige Theater muss ein Zentrum, der 
Knotenpunkt aller Debatten und Pro-
bleme und Anliegen und Sehnsüchte 
einer Bürgerschaft einer Kommune 
sein. Die Sache der Bürger muss dort 
behandelt, verhandelt werden.
Unverantwortlich, Kunst-mörderisch 
ist es, wenn die durch Geldsorgen 
gebeutelten Städte versuchen bei 
den ohnedies zu knapp bemessenen 
Kunstausgaben einzusparen. Laien 
sind billig! Die Scheren im Kopf der 
Theaterleitungen sind ohnedies 
fl eißig zugange: immer jüngere En-
sembles, immer mehr Produktionen, 
hastig, oft hysterisch herausgebracht. 
Unausgewogen, oftmals unbedacht 

– nur schnell und kurz und heiter. 
Daneben wird viel des wenigen Gel-
des in die Laienarbeit gesteckt. Doch 
diese dürfte eben nicht zu Lasten der 
berufl ich erarbeiteten und damit ganz 
anderen Kunst-Qualität befähigten 
Ensembles fi nanziert werden.
Wolf Vostell – mit dem ich dreimal zu-
sammenarbeiten durfte – antwortete 
mir auf meine, bei der Probenarbeit 
zu »Hamlet« gestellte Frage: »Vostell! 
Was gibt es Neues?« – Er antwortete: 
»Velasquez!« – da liegt der Hund be-
graben!   
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Die 
Rote 
Liste

Mit der Roten Liste bedrohter Kultureinrichtungen, einer Analogie zu den 
bekannten »Roten Listen« bedrohter Tier- und Pfl anzenfamilien, werden in 
jeder Ausgabe gefährdete Kulturinstitutionen, -vereine und -programme 
vorgestellt. Ziel ist es, auf den Wert einzelner Theater, Museen oder Orches-
ter, seien sie Teil einer Kommune oder einer Großstadt, hinzuweisen. Oft 
wird die Bedeutung einer kulturellen Einrichtung den Nutzern erst durch 
deren Bedrohung deutlich. Erst wenn Empörung und schließlich Protest 
über mögliche Einschnitte oder gar eine Insolvenz entstehen, wird den 
Verantwortlichen bewusst, wie stark das Museum, Theater oder Orchester 
mit der Struktur und der Identität des Ortes verbunden ist.  
Diesen Bewusstseinsprozess gilt es anzuregen. Politik & Kultur stellt dazu 
die Arbeit einzelner Einrichtungen vor und teilt sie ein in Gefährdungs-
kategorien von  bis . Ob und welche Veränderungen für die vorgestell-
ten Einrichtungen eintreten, darüber werden wir Sie fortlaufend infor-
mieren. 

GEFÄHRDUNGSKATEGORIEN

Kategorie   Gefährdung aufgehoben/ungefährdet

Kategorie   Vorwarnliste

Kategorie   gefährdet

Kategorie   von Schließung bedroht

Kategorie   geschlossen

Benachrichtigen Sie uns über die Lage Ihnen bekannter Kultureinrich-
tungen! Senden Sie uns dazu Ihre Vorschläge an info@politikundkultur.
net.

BACHFESTIVALARNSTADT,
ARNSTADT, THÜRINGEN

 • Gründung: 
 • Tätigkeitsfeld: Musikfestival
 • Finanzierung: Mischfi nanzierung durch Kartenverkauf, Sponsoring, 

Sachspenden, Projektförderung und öff entliche Gelder
 •  Homepage: www.bachfestival.arnstadt.de

Die Zukunft des erfolgreichen Bach-
Festivals Arnstadt, das in diesem Jahr 
bereits zum elften Mal veranstaltet 
wurde, ist nicht gesichert. Grund sind 
geplante Einsparungen der Stadt. Die-
se beabsichtigt, die Stadtmarketing 
Arnstadt GmbH, die die Organisation, 
Durchführung und Vermarktung des 
Bach-Festivals verantwortet, aufzu-
lösen und mit dem Kulturbetrieb der 
Stadt Arnstadt zu verschmelzen. Befris-
tete V erträge werden nicht verlängert, 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
in Rente gehen, nicht ersetzt. Damit 
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kann nicht garantiert werden, dass das 
Bach-Festival auch im Jahr  fort-
geführt werden kann. Bürgermeister 
Alexander Dill nennt die Zukunft des 
Festivals »unklar« und lässt zur Zeit 
off en, welche Bereiche dem Rotstift 
zum Opfer fallen werden. Wer die Re-
geln des Konzertbetriebs kennt, weiß 
jedoch, dass die Planungen für das Jahr 
 bereits angelaufen sein müssten. 
Das Bach-Festival-Arnstadt ist auch 
deshalb von so großer Bedeutung für 
die Stadt, weil es sich sehr positiv auf 
die Arnstädter Infrastruktur auswirkt.
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BIBLIOTHEK AM BERLINER PLATZ,
ERFURT, THÜRINGEN

 • Gründung: seit  am Standort (nach Schließung zweier benachbarter 
Zweigbibliotheken)

 • Tätigkeitsfeld: Bibliothek
 • Finanzierung: kommunaler Haushalt
 • Homepage: www.erfurt.de/ef/de/leben/bildung/sturb/standorte/.html

Aus den kürzlich bekannt gewordenen 
Sparplänen der Stadtverwaltung Erfurt 
geht hervor, dass die  Bibliothek am 
Berliner Platz im kommenden Jahr ge-
schlossen werden soll. Die Versorgung 
mit Medien soll in Zukunft die Fahrbib-
liothek übernehmen, ab  mit einem 
neuen Bibliotheksbus. Zum Jahresende 
 läuft der Mietvertrag für die Bi-
bliothek am Berliner Platz aus. Dies 
kommt der Stadtverwaltung gelegen, 
sieht diese die Mietkosten von . 
Euro jährlich als zu hoch an. Verhand-


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lungen mit dem Eigentümer des Ob-
jektes über die Miethöhe hat es bis-
lang nicht gegeben. Die Bibliothek am 
Berliner Platz bietet nicht nur . 
Medien für Kinder, Jugendliche und Er-
wachsene. Lesungen und Ausstellungen 
bereichern regelmäßig das kulturelle 
Leben im Stadtgebiet. Sie ist kulturel-
le Bildungseinrichtung für Groß und 
Klein, Treff punkt, Kommunikations-
zentrum für die deutsche Sprache, und 
Leseort. Sie ist bereits die vierte Stadt-
teilbibliothek, die geschlossen wird.

INSTITUT FÜR BILDUNG, MEDIEN UND KUNST
(IMK) IN LAGEHÖRSTE, NRW

 • Gründung: 
 • Tätigkeitsfeld: Gewerkschaftspolitische Bildungsarbeit
 • Finanzierung: Einnahmen aus Seminaren, Tagungen und Hotelbetrieb, 

Mittel aus Weiterbildungsgesetz NRW
 • Homepage: www.imk.verdi.de, http://freunde-des-imk.mainis-web.de

Das Institut für Bildung, Medien und 
Kunst (IMK) in Lage-Hörste steht vor 
dem Aus. Zum . Dezember  soll 
die Bildungsstätte von ver.di auf Vor-
schlag des Bundesvorstandes geschlos-
sen werden. Der Grund sind notwendige 
Brandschutzmaßnahmen im »Heinrich-
Hansen-Haus«, für die mindestens drei 
Millionen Euro aufgewendet werden 
müssten. Damit die Bildungsstätte, ein 
Symbol für Eigeninitiative und kollek-
tives gewerkschaftliches Engagement, 
erhalten bleiben kann, müssen die Mit-
glieder des Vereins »Freunde und För-

FO
T

O
: J

O
SE

P
H

 P
E

IT
Z

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

derer der Bildungsstätte Lage-Hörste« 
bei der Sitzung des Gew erkschaftsrates 
vom . bis . Mai  ein tragfähiges 
Zukunftskonzept vorlegen. Die Gewerk-
schaftsmitglieder wollen – wie schon 
bei der Erbauung des Hauses in den 
er Jahren – bei der Sanierung hel-
fen. Dazu sammeln sie unter anderem 
Spenden. In Hörste wird seit Jahrzehn-
ten engagierte gewerkschaftspolitische 
Bildungsarbeit geleistet. Tausende 
Betriebsräte, Vertrauensleute, Ge-
werkschafter und Funktionäre haben 
dort solidarisches Handeln gelernt. 

BISHER 
 VORGESTELLTE 
GEFÄHRDETE
 INSTITUTIONEN
Institution, 
Bundesland

Aktuelle
Gefährdung 
( ) = bei Erst-
aufnahme

Schulmuseum 
Bochum, NRW  ()

Saalorgel im 
Kurhaus Wies-
baden, Hessen

 ()

Akku-Arbeitskreis 
Kultur, Rhede, 
NRW

 ()

Neue Philhar-
monie Westfalen, 
Landesorchester 
NRW, Reckling-
hausen, NRW

 ()

Theater Morgen-
stern, Berlin  ()

Anhaltische 
Gemäldegalerie 
Dessau, Sachsen-
Anhalt

 ()

Theater Plauen-
Zwickau, Sachsen  ()

Museum für 
Regionalgeschich-
te, Pönitz, Schles-
wig-Holstein

 ()

Mönchguter 
Museen in Göhren 
auf Rügen, 
Meckl.-Vorpomm.

 ()

Kultureinrichtun-
gen der Stadt Bonn, 
NRW

 ()

Hofgarten-Saal, 
Immenstadt, 
Bayern

 ()

Jugendtheaterbüro 
Berlin  ()

Theater am 
Winterfeldplatz, 
Hans Wurst Nach-
fahren, Berlin

 ()

Studiengang 
Kirchenmusik der 
HfK Bremen

 ()

Zollmuseum 
Friedrichs, Aachen, 
NRW

 ()

Stadtbücherei 
Wedel, Schlsw.-
Holstein

 ()

Institut für klassi-
sche Archäologie 
der Universität 
Leipzig, Sachsen 

 ()

Kulturzentrum 
Kaminwerk, Mem-
mingen, Bayern

 ()

Museum Reichen-
fels, Thüringen  ()

Stadtteilbibliothek 
Großauheim, 
Hanau, Hessen

 ()

Kulturfabrik 
Salzmann, Kassel, 
Hessen

 ()

Museum Burg 
Ranis, Thüringen  ()

Plan – Architektur 
Biennale Köln, 
NRW

 ()

Die vollständige Liste fi nden Sie unter 
www.kulturrat.de/rote-liste-kultur
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THEATER UND ORCHESTER GMBH,
NEUBRANDENBURG/NEUSTRELITZ (TOG)

 • Gründung:  ()
 • Tätigkeitsfeld: Theater, Tanz, Orchester
 • Finanzierung: FAG-Mittel, Landeszuschüsse, Zuschüsse der Kommunalen 

Träger 
 • Homepage: www.theater-und-orchester.de

Das »Eckwertepapier« des Kultusmi-
nisteriums Mecklenburg-Vorpommern 
sieht die Fusion der Theater und Orches-
ter Neubrandenburg / Neustrelitz (TOG) 
mit dem Theater Vorpommern zu einem 
sogenannten »Staatstheater Nordost« 
vor. Den Plänen zufolge soll Neustrelitz 
das Musiktheater und die Tanzkompanie 
verlieren und auch das Orchester des 
Theaters Vorpommern soll verkleinert 
werden. Vom Zusammenschluss der 
Theater verspricht sich die Landesre-
gierung unter anderem den Abbau von 


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circa  Stellen. Bisher haben sowohl der 
Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
als auch die Stadtvertretung Neubran-
denburgs, zwei von drei Gesellschaftern 
der TOG, dem Modell des Kultusminis-
teriums zugestimmt. Die Neustrelitzer 
Stadtvertretung hatte im März sowohl 
dieses Modell als auch ein alternatives 
Solidarmodell abgelehnt, das die Eigen-
 ständigkeit der TOG als produzierendes 
Mehrspartentheater erhalten soll, wegen 
Landeskürzungen aber ein höheres Risi-
ko für die Kommunen bedeutet. 
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Kulturmensch 
Robert Neil MacGregor
Der  in Glasgow geborene Robert Neil 
MacGregor, ist einer der renommiertesten  
britischen Kunsthistoriker und seit  
Direktor des British Museums in London. 
Ende  organisierte er dort die Ausstellung 
»Germany – Memories of a Nation«, die ein 
neues, frisches Bild von Deutschland in 
Großbritannien vermittelte und zu einem 
besseres Verständnis Deutschlands in Groß
britannien beiträgt. 
In einigen Monaten übernimmt der britische 
»Museumsstar« die Leitung der Gründungs-
intendanz des Humboldt-Forums in Berlin. 
Die Erwartungen sind hoch…
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Rezepte waren gestern. 
Wer mehr wissen will, 
muss kosten

Zoff im Regal
Ein Büchermärchen zum 
Johannistag

GEORG RUPPELT

E s war einmal vor vielen, vielen 
Jahren, da grübelte ein Ober-
seminar über die Frage, ob ein 

Kunstwerk noch ein Kunstwerk sei, 
wenn kein Mensch es wahrnehmen 
könne – etwa in einem unbemannten 
Raumschiff ? – Tja…

Und dann stellte mir jemand die Fra-
ge: Was passiert eigentlich in Büchern, 
wenn sie nicht gelesen werden?

Dass ich diese Frage aber auch nicht 
im Entferntesten beantworten konnte, 
ließ mir keine Ruhe. Und so machte ich 
mich auf, die Antwort durch eine Exkur-
sion zu fi nden, die streng alle Regeln 
der exakten Wissenschaften beachtete. 
Im vergangenen Jahr bin ich am späten 
Abend des Johannistages (. Juni, Jo-
hannes Gutenberg, you know!) in mein 
privates Arbeitszimmer gestiegen, in 
der ein Teil der im Laufe meines Lebens 
zusammengekommenen Bücher steht. 
»Was macht ihr Bücher eigentlich«, so 
fragte ich sie, »wenn ihr nicht gelesen 
werdet? « 

Die Antwort war lautstark und über-
deutlich: »Wir langweilen uns!« schrien 
die meisten wütend; ja einige wurden 
ausfallend, beschimpften mich gar 
auf die unfl ätigste Weise: »Seit deiner 
Schulzeit hast du mich nicht in den 
Händen gehabt, du Ignorant!«, hieß es 
etwa – oder auch: »Statt immer wieder 
zu den eingebildeten Mann-, Goethe- 
oder Schiller-Typen zu greifen, nur 
um dir und anderen deine Bildung zu 
beweisen, hättest du einmal in mich 
schauen sollen! Seit du mich gekauft 
hast, stehe ich und stehe und stehe, und 
du hast es nicht einmal für nötig befun-
den, mich aus dem Regal zu nehmen, du 
Penner!« – Starker Tobak das, was mir 
da so entgegenschlug!
Merkwürdig still und zufrieden wirkten 

die Bände, auf deren Rücken etwa die 
Namen Busch, Gernhardt, Heine oder 
Tucholsky standen; sie meckerten gar 
nicht. »Du meine Güte«, dachte ich, 
»was würden diese Bücher erst keifen, 
wenn sie wüssten, wie oft ich aus den 
vielen Regalen in anderen Räumen 
Bände herausnehme und sie lese, ja mit 
ihnen arbeite – etwa aus der Sammlung 
alter und neuer Science Fiction!«

Das Gezeter wurde immer unan-
genehmer; einige Bücher fi elen aus 
den Regalen, blätterten sich auf, um 
ordentlich herumzustauben oder lie-
ßen den Schutzumschlag fallen, um mir 
ihren blanken Rücken zuzudrehen. Hier 
musste ich schleunigst etwas tun – das 
war nicht nur obszön, sondern wurde 
gefährlich!

»Ruhe«, rief ich, »hört mir zu! Ihr 
habt ja Recht! Ja, ja, ich habe eini-
ge«, (Wutausbrüche bei den Büchern), 
»schon gut, schon gut, ich habe viel von 
euch schlecht behandelt. Das soll an-
ders werden. Aber ich kann euch nicht 
alle immer und immer wieder zur Hand 
nehmen; ihr müsst gegen die Langewei-
le auch selbst etwas unternehmen. Ich 
schlage euch ein Spiel vor. Ihr steht ja 
meist in der alphabetischen Reihenfol-
ge nach dem Namen eures Verfassers. 
Zehn aus jedem Buchstaben stellen sich 
vor, und zwar indem sie den ersten oder 
letzten Satz des eigentlichen Textes 
laut vorlesen, also keine Vorworte oder 
Literaturverzeichnisse. Beim nächsten 
Mal ist ein anderer Buchstabe dran oder 
die nächsten zehn aus demselben Buch-
staben. Jedes Buch darf raten, und wel-
ches die meisten Treff er hat, das lese 
ich demnächst ganz durch. Was meint 
ihr dazu?«

Nun war der Teufel los; eine solche 
Kakophonie hatte ich bis dahin nicht 
vernommen! Alle Bücher – bis auf die 
mit den erwähnten Namen, die sich 
vornehm zurückhielten – kreischten, 
schimpften, fl uchten, kicherten, lach-
ten, rezitierten oder sangen (man stau-
ne!) durcheinander, äußerten jedenfalls 

lautstark ihre Meinung. Doch nach ei-
ner Weile beruhigten sich sowohl die 
alten in ihrer Lederhaut wie die jungen 
Paperbacks. Ich muss erwähnen, dass 
besonders die Reclam-Bändchen da-
bei einen beschwichtigenden Einfl uss 
ausübten. 

Beinahe kam es noch zu einem Streit 
über den Buchstaben, den ich auswähl-
te, nämlich das R; aber ich blieb eisern 
und konnte mit Hinweisen auf Lipo-
gramme und einen Roman aus dem . 
Jahrhundert auftrumpfen, der bewusst 
ohne R geschrieben worden war. Also 
das R! Um ehrlich zu sein, hatte ich aus 
persönlicher Eitelkeit gewählt, konnte 
ich doch meine eigenen Titel oder je-
denfalls einen davon mit unterbringen. 
Aber das sagte ich diesen noch viel eit-
leren Büchern nicht.

Nun ging es aber los. Ich löschte das 
Licht, damit die anderen Bücher die Ti-
tel nicht sehen konnten, und griff  dann 
beherzt in die R-Regalbretter, hatte mir 
allerdings meinen Titel schon vorher 
etwas herausgezogen ... – Dann begann 
die Lesung. 

Im Folgenden werden die Titel der Bü-
cher genannt, die sich an diesem denk-
würdigen Johannistag vorstellten; al-
lerdings ist die Reihenfolge eine andere 
als die der später aufgeführten Zitate 
(sonst wär’s ja langweilig):
a. Wilhelm Raabe: Stopfkuchen.
b. Racine: Britannicus.
c. Walther Rathenau – Maximilian Har-

den. Briefwechsel.
d. Rainer Maria Rilke: Gedichte.
e. Joachim Ringelnatz: Gesammelte 

Gedichte.
f. Alain Robbe-Grillet: Die Niederlage 

von Reichenfels.
g. Herbert Rosendorfer: Die große Um-

wendung.
h. Joseph Roth: Radetzkymarsch.
i. Johan Ludvig Runeberg: Der Bruder 

der Wolke.
j. Georg Ruppelt: Schiller im national-

sozialistischen Deutschland.

Und nun folgen die Textanfänge oder 
die Textschlüsse. Who is who? 
.  Ich bin allein hier, jetzt, wohlgeborgen. 
. Ich werde nicht mehr hierher zu-

rückkehren. 
. Wieder an Bord! 
. Der Tod geht stolz spazieren.
 Doch Sterben ist nur Zeitverlust. 
 Dir hängt ein Herz in deiner Brust,
 Das darfst du nie verlieren. 
. Und er spielte mit sich selbst eine 

Partie, schmunzelnd, von Zeit zu 
Zeit auf den leeren Sessel gegen-
über blickend, und in den Ohren das 
sanfte Geräusch des herbstlichen 
Regens, der noch immer unermüd-
lich gegen die Scheiben rann. 

. Hier, Herrin, fi nd ich dich? Fast noch 
im Morgengrauen 

 Durcheilst du den Palast, von keiner 
deiner Frauen

 Begleitet, nur um vor des Sohnes 
Schlafgemache

 Ruhlos zu harren, bis die Majestät 
erwache? 

. O Leben, Leben: Draußensein. Und 
ich in Lohe. Niemand der mich kennt. 

. O Vaterland, o Heimatland,
 du schönstes, liebstes Wort!
. Eine Frage aber, die in Reden und 

Schriften fast zum Topos wurde, 
steht auch heute noch im Mittel-
punkt der wissenschaftlichen und 
nichtwissenschaftlichen Versuche, 
deutsche Geschichte zu analysie-
ren und zu beschreiben – die Frage 
nämlich, wie es möglich war, dass 
sich gerade die im Nationalsozialis-
mus kumulierten Tendenzen in der 
deutschen Geschichte auf so radika-
le Weise gegenüber den Tendenzen 
des freien Gedankens und der Hu-
manität durchsetzen konnten, die 
mit dem Namen Friedrich Schillers 
verbunden sind. 

. Mit herzlichen Wünschen – nicht 
nur für Ihre Ruhe, sondern für Ihr 
Leben und Schaff en.

Und hier die Aufl ösung: /f; /g; a; /e; 
/h; /b; /d; /i; /j; /c.

Georg Ruppelt ist Direktor der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Bibliothek Hannover

Eine Praline muss knack machen
Die aktuelle deutsche Meisterin der Schokolade Sabine Dubenkropp im Porträt

ANDREAS KOLB

W enn die Redaktion von 
Politik & Kultur in die-
ser Ausgabe Sabine Du-
benkropp, die deutsche 

Meisterin der Schokolade , vor-
stellt, geht sie von einem erweiterten 
Kulturbegriff  aus, oder besser gesagt 
von einem kulinarischen. Unser Porträt 
handelt von der Kunst, Gutes aus Scho-
kolade zu machen, aber auch davon, aus 
Schokolade Kunst zu machen. Es geht 
vor allem aber um Sabine Dubenkropp, 
die seit  in dritter Besitzergene-
ration die Confi serie Mélanie in Ber-
lin Charlottenburg führt und in schier 
unerschöpfl icher Kreationslust immer 
wieder neue Pralinés erfi ndet und sich 
erst kürzlich für die Weltmeisterschaft 
der Ch ocolatiers  im Herbst quali-
fi zieren konnte.

Was ist eigentlich eine Meisterin der 
Schokolade? Im Zentrum des Wettbe-
werbs German Chocolate Masters steht 
der Bau eines Schaustückes mit exakt 
vorgeschriebenen Abmessungen: Das 
von Dubenkropp bestand aus sage und 
schreibe über  Teilen, die alle kom-
plett aus Schokolade bestanden. Alle 
Teile wurden zuvor im heimischen Be-
trieb gefertigt und dann nach Köln zum 
Wettbewerb transportiert. Sie mussten 
dort innerhalb von drei Stunden zusam-
mengesetzt werden. Die deutsche Scho-
koladenmeisterin hat auf eine Höhe von 
, m gebaut, genau sieben Zentime-

ter unter dem Limit: sehr fi ligran; sehr 
vielteilig, allein die Blüte bestand aus 
etwa  Teilchen. Weitere Kategorien 
sind neben dem Schaustück: die beste 
gefüllte Praline, das beste Chocolate 
to Go Konzept und der beste Kuchen 
des Tages.

Wie bei vielen Künstlerlaufbahnen 
auch sind im Patisseriefach Wettbewer-
be und Weiterbildungen die Schlüssel 
zu einer erfolgreichen Karriere. Begon-
nen hatte das süße Leben von Duben-
kropp allerdings unspektakulär mit 
einer Ausbildung zur Industriekauf-
frau: Beide Eltern waren Siemensianer 
in Berlin und die Tochter trat in deren 
Fußstapfen. Acht Jahre lang schien 
auch ihr ein Leben als Siemensianerin 

vorgezeichnet zu sein. Die Wende kam 
im Sommer : Sabine Dubenkropp 
absolvierte ein Kochpraktikum im Ka-
DeWe und das machte ihr derart Freude, 
dass sie eine Ausbildung zur Köchin im 
Berlin Excelsior Hotel anschloss.

Es folgten weitere erste Adressen: 
The Westin Grand Hotel, Berlin, Du-
benkropp wurde Commis de cuisine 
im Parkhotel Egerner Hof am Tegern-
see. Als sie bald darauf zum Demichef 
de Partie und Chef de Partie aufsteigt, 
kommen die Michelin Sterne und ge-
nau jetzt, wo man erwartet, sie habe es 
geschaff t, kommt wieder ein Umbruch. 
Die wissensdurstige Köchin zog in die 
USA: Von der deutschen Messerfi rma F. 
Dick hatte sie ein zweĳ ähriges Stipen-
dium an der Johnson & Wales Univer-
sity, Providence, erhalten, das sie als 
Bachelor of Science Degree in Culinary 
Art with Beverage Concentration mit 
summa cum laude abschloss.

Sachbearbeitung, Service, Küche, 
Backstube, Wissenschaft – nach ih-
rer Rückkehr auf den Alten Kontinent 
probierte Dubenkropp wieder etwas 
Neues und wurde Unternehmerin. Seit 
September  ist sie Inhaberin der 
Confi serie Mélanie. Die Praliné-Produk-
tion der alteingesessenen Confi serie in 
Charlottenburg stemmt sie allein, nur 
unterstützt von ihrem Mann im Verkauf.

Sabine Dubenkropp ist ein Mensch, 
der von seiner Kreativität und Experi-
mentierlust lebt. Im Gespräch mit die-
ser Zeitung schildert sie, wie sie ihre 

gar nicht immer so süßen Produkte 
»erfi ndet«: »Die Confi serie Mélanie ist 
seit jeher bekannt für exotische Prali-
nen. Knoblauch, Chili, Senf, Curry. Ich 
wollte da anschließen und raffi  nierte 
Sachen machen. Lange Zeit hatte ich 
auch nur eine einzige Kaff eepraline, 
weil ich dachte, dass Neuerfi ndungen 
im konventionellen Patisseriebereich 
kaum möglich sind. Dann habe ich mir 
einen Schubs gegeben und auch hier 
Neues ausprobiert: Latte Macchiato in 

weißer Schokolade, Espresso in dunkler 
Schokolade, Mokka in Vollmilchscho-
kolade. Und das läuft genauso gut, wie 
meine Exoten. Klassisch ist genauso 
gut wie modern.«

Wie jede Pâtissière hat auch Du-
benkropp ihre Spezialitäten. Eine ih-
rer vielen Pralinen-Eigenkreationen ist 
die »Gesalzene Erdnuss«. Dubenkropps 
Beschreibung ihrer Lieblinge macht Ap-
petit: »Das erste, was bei einer Praline 
wichtig ist, sie sollte knack machen. 
Nur dann wurde die Schokolade bei 
der richtigen Temperatur verarbeitet. 
Derjenige, der sie gemacht hat, versteht 
etwas von seinem Handwerk. Wenn ich 

jemanden im Laden in eine Praline bei-
ßen sehe und sie macht knack, dann 
bin ich glücklich. Die ‚Gesalzene Erd-
nuss‘ ist innen ein wenig fester, ähnlich 
zartschmelzend wie Nougat. Das Gan-
ze ist gesalzen. Mein zweiter absoluter 
Liebling: Tonkabohne-Mohn mit weißer 
Schokolade. Die Tonkabohne ist eine 
süßende Bohne, mit vanilligem Ge-
schmack. Der herbe Mohn bringt einen 
angenehmen Gegenpart. Außen weiße 
Schokolade, innen die Füllung ist sehr 
cremig. Von der Konsistenz dünner als 
Nougat und darin sind Mohnkörnchen.«

Da Dubenkropp aus der Küche 
kommt und sich nicht als klassische 
Konditorin sieht, wagt sie auch un-
konventionelle Würzungen. Bei ihrer 
letzten Tafelschokolade ist dann eben 
neben anderen Gewürzen Knoblauch-
granulat mit reingewandert. Die Ein-
gebungen bekommt sie in der Regel 
durch die Dinge selber: »Ich hatte noch 
Zitronenthymian übrig, und dachte mir, 
bevor er verkommt, verarbeite ich das 
Ganze in einer Ganache. Oder ich habe 
vor einiger Zeit ein tolles Gewürz ge-
kauft und will das eines Tages irgend-
wie neuartig verarbeiten.« Rezepte 
waren gestern, jetzt sind wir bei der 
Kunst der Patisserie angelangt – wer 
mehr wissen will, muss kosten.

Andreas Kolb ist Redakteur von 
Politik & Kultur

www.bei-melanie.de
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Dem oftmals unter-
schätzten Radio gilt es 
mehr Aufmerksamkeit 
zu schenken

Rezipienten sind 
heute vor allem 
interessierte 
ausländische Hörer

Brend Goff  und Meggin Leigh, Moderatoren DW-TV Journal Englisch 

Große Erwartungen
Welche Perspektiven bringt die neue 
Aufgabenplanung der Deutschen Welle? 
Seiten  bis 

Kann das wirklich gehen?
Die Deutsche Welle ist ein Staatsfunk und beansprucht gleichzeitig, unabhängig zu sein – ist das möglich?

OLAF ZIMMERMANN UND 
GABRIELE SCHULZ

D ie Deutsche Welle ist ein 
Unikum. Als einzige ARD-
Anstalt wird sie vom Staat 
fi nanziert, ihr Auftrag wird 

im Deutsche-Welle-Gesetz beschrieben 
und ihre Aufgabenplanung vom Bun-
deskabinett und später dem Deutschen 
Bundestag gebilligt. Allein das unter-
scheidet sie grundlegend von anderen 
ARD-Anstalten und dem ZDF, deren 
Auftrag zwar auch vom Gesetzgeber 
festgelegt wird, die den Landtagen 
aber keine präzise Aufgabenplanung 
vorlegen müssen. Die Finanzierung der 
ARD-Anstalten und des ZDF wird zwar 
als Rundfunkgebühr vom Gesetzgeber 
festgelegt, es folgt jedoch keine so enge 
Steuerung wie es bei einem Zuwen-
dungsempfänger wie der Deutschen 
Welle der Fall ist, deren Haushalt vom 
Deutschen Bundestag festgelegt wird.

Es drängt sich bei so viel inhaltlicher 
und fi nanzieller Nähe zum Staat die 
Frage auf, wie es der Deutschen Welle 
gelingen kann, dennoch unabhängig zu 
sein und nicht nur in ihrem Programm 
für Meinungs- und Pressefreiheit zu 
werben, sondern diese Meinungsfrei-
heit in den eigenen Sendungen zu leben, 
auch gegebenenfalls zum Ärger des Zu-
wendungsgebers. 

Und noch in anderer Hinsicht un-
terscheidet sich die Deutsche Welle 
maßgeblich vom öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk in Deutschland. Eine 
der wesentlichen Aufgaben des öff ent-
lich-rechtlichen Rundfunks im Inland 
besteht im Diskurs. Es geht darum, 
mit Mitteln der Information, mit Bil-
dungsformaten aber auch in fi ktionalen 

Programmen, sowohl Unterhaltung als 
auch Kunst und gesellschaftliche De-
batte in Deutschland zu begleiten und 
gegebenenfalls auch anzuregen. Das 
Publikum der Deutschen Welle ist im 
Ausland. War über viele Jahre eine der 
wichtigen Zielgruppen die im Ausland 
lebenden Deutschen, so hat das Er-
reichen dieser Gruppe an Bedeutung 
verloren. Das Internet und Satelliten 
machen es möglich, Sendungen von 
ARD und ZDF sowie privaten Medienan-
bietern auch im Ausland zu empfangen. 

Die Deutsche Welle hat sich daher 
in den letzten Jahren zu Recht auf ihre 
traditionelle zweite Zielgruppe konzen-
triert, nämlich auf an freien Informati-
onen interessierte Ausländer. Hier hat 
die Deutsche Welle seit Jahrzehnten ein 
starkes Standbein. Die besondere Stär-
ke vieler Sendungen ist, dass sie in der 
jeweiligen Landessprache ausgestrahlt 
werden. Diese Informationen sind von 
hohem Wert gerade dort, wo es keine 
freien Medien gibt. Die Glaubwürdigkeit 
der Deutschen Welle lebt gerade von 
dem freien Wort und der Ausstrahlung 

in den verschiedenen Landessprachen 
– dass dies teuer ist, steht außer Frage.

Seit vielen Jahrzehnten sendet die 
Deutsche Welle auch auf Kurzwelle 
und kann damit auch jene Regionen 
erreichen, in denen anderweitig ver-
breitete audiovisuelle Medien starken 
Restriktionen unterliegen. Das Kurz-

wellenprogramm wurde bereits vor ei-
nigen Jahren – leider noch in der Amts -
zeit von Intendant Bettermann – ein-
geschränkt.

Ein besonderes Gewicht haben die 
Sendungen der Deutschen Welle in 
Krisenregionen. Dieses belegt unter 
anderem das Engagement der Deut-
schen Welle im Ukrainekonfl ikt. Hier 
wurde von der Deutschen Welle schnell 
reagiert und auch der Deutsche Bundes-
tag stellte rasch zusätzliche Mittel zur 
Realisierung eines zusätzlichen Pro-
grammangebots zur Verfügung.

Dennoch ist unverkennbar, dass der 
seit zwei Jahren amtierende Intendant 
Limbourg neue Akzente setzt. Limbourg 
ist gelernter Fernsehnachrichtenjour-
nalist und war vor allem im und für das 
Fernsehen tätig. Insofern gilt seine Auf-
merksamkeit besonders diesem Genre. 
Er will das Profi l der Deutschen Welle als 
Nachrichtensender schärfen und dieses 
im Verbreitungsweg Fernsehen. Dabei 
setzt er in besonderer Weise auf eng-
lischsprachige Angebote. Damit sollen 
die Entscheider im Ausland erreicht und 
sie für Deutschland begeistert werden. 
Ehrlich gesagt bleibt uns verborgen, wie 
für Deutschland auf Englisch geworben 
werden soll, denn eigentlich gehört die 
Sprache eines Landes zu seinen wesent-
lichen Bestandteilen. Und wenn es dar-
um geht, Ausländer für Deutschland zu 
gewinnen und sie möglicherweise dazu 
zu bewegen, sich nicht nur für Deutsch-
land zu interessieren, sondern mit Blick 
auf den demografi schen Wandel und 
den prognostizierten Fachkräftemangel 
in Deutschland zu leben, sind Kennt-
nisse der deutschen Sprache eine der 
wesentlichen Voraussetzungen für eine 
gelungene Integration. 

Unbestritten steht die Deutsche Welle 
in Konkurrenz zu anderen Auslands-
sendern. CNN und BBC senden in ihrer 
Muttersprache Englisch, der expandie-
rende Staatssender Russia today sen-
det in Russisch und in verschiedenen 
Landessprachen. Al Jazzeera sendet in 
Arabisch und zusätzlich in verschiede-
nen Landessprachen. 

Von wachsender Bedeutung ist der 
chinesische Auslandssender, der ins-
besondere in afrikanischen Ländern an 
Stellenwert gewinnt. Für Chinesen ist 
Afrika eben nicht wie für viele Europäer 
der »abgehängte« Kontinent, der vor 
allem mit Bürgerkriegen, Seuchen und 
Elend assoziiert wird, sondern ein Kon-
tinent mit einem großen Reichtum an 
Bodenschätzen und jungen Menschen, 
die etwas im Leben erreichen wollen. 
China investiert bereits seit Jahren in 
Afrika. Die Handelsbeziehungen zwi-
schen einigen afrikanischen Staaten 
und China festigen sich und längst gibt 
es afrikanische Geschäftsleute, die in 
China agieren. Der mit beträchtlichen 
Mitteln ausgestattete chinesische Aus-
landssender kann es sich leisten, in den 
verschiedenen Landessprachen zu sen-
den und realisiert dieses auch.

Wie kann oder wie muss sich die 
Deutsche Welle in diesem Umfeld posi-
tionieren? Ein Pluspunkt ist sicherlich 
die Deutsche Welle Akademie. Sie eröff -
net ausländischen Journalisten Aus- und 

Weiterbildungsmöglichkeiten und zeigt 
damit, was freie Medien leisten können. 
Spezielle Onlineportale wie »qantara.
de«, die in Zusammenarbeit mit ande-
ren Partnern betrieben werden, stehen 
für die so oft beschworene Zweibahn-
straße in der Auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik. Sie sind nicht nur für 
Nutzer im Aus- sondern auch für sol-
che im Inland interessant. Dem oftmals 
unterschätzten Radio gilt es verstärk-
te Aufmerksamkeit zu schenken. Es ist 
nicht nur viel preiswerter als Fernsehen, 
es ist weitaus verbreiteter und auch in 
den letzten Winkeln der Erde – und sei 
es mit Kurzwelle – empfangbar. Fern-
sehproduktionen sind deutlich teurer als 
Radio. Ihnen wird mit dem neuen eng-
lischsprachigen Nachrichtenprogramm 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt, 
doch uns stellt sich, ganz ehrlich gespro-
chen, die Frage, ob es sich auf lange Sicht 
rentieren wird, die knappen Ressourcen 
genau für das Fernsehen auszugeben, 
dessen Reichweiten im Deutsche Wel-
le-Sortiment eher bescheiden sind und 
dann auch noch den Akzent auf ein eng-
lischsprachiges Angebot zu setzen. Diese 
Weichenstellung wurde mit der neuen 
Aufgabenplanung vorgenommen und 
der Intendant der Deutschen Welle wird 
sich daran messen lassen müssen, ob es 
ihm tatsächlich gelingt, einen englisch-
sprachigen Nachrichtenschwerpunkt zu 
etablieren, der die spezifi schen deut-
schen Belange unterstreicht, die Kultur 
und das gesellschaftliche Leben aus 
Deutschland vermittelt. 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates. Gabriele 
Schulz ist Stellvertretende Geschäfts-
führerin des Deutschen Kulturrates 
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Sachlich und unabhängig
Die Entstehung und Entwicklung der Deutschen Welle

ANKE HAGEDORN

A m . Mai  ging der deutsche 
Auslandssender Deutsche Welle 
(DW) erstmals auf Sendung. Sei-
ne Hauptaufgabe, so Bundesprä-

sident Theodor Heuss in seiner Ansprache 
an die Hörer, sei es, das Deutschlandbild 
im Ausland zu »entkrampfen«. Dies, so 
Heuss, müsse »in so aufrichtiger taktvol-
ler Weise geschehen.« Dieser Auszug aus 
der Rede des Bundespräsidenten zeigt das 
Spannungsfeld, in dem sich die DW von 
Anfang an befand: Sie sollte sowohl dem 
ethischen Grundsatz eines unabhängigen 
sachlichen Journalismus genügen als auch 
der Forderung nach positiver Werbung für 
die junge Bundesrepublik nachkommen. 
Damit nahm der Sender von Anfang an 
eine funktionale Zwitterstellung ein. Er-
klärbar ist diese nur durch die besonde-
ren historischen Kontexte, denen die DW 
ihre Entstehung verdankt: Die Abgren-
zung zum Propagandafunk der NS-Zeit, 
die Teilung Deutschlands und der Kalte 
Krieg bilden den Rahmen, in dem sich der 
Sender entwickelte. 

So ist die DW zunächst das Produkt 
eines Machtkampfes um die Rundfunk-
hoheit zwischen der Bundesregierung 
und den Landesrundfunkanstalten, die 
unterschiedliche Konzepte einer neuen 
Medienlandschaft in Deutschland nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges vertraten: 
Während Bundeskanzler Konrad Adenauer 
die Errichtung einer Art Regierungssender 
vorschwebte, orientierten sich die Landes-
rundfunkanstalten am Vorbild der BBC und 

plädierten für die Gründung einer unab-
hängigen Sendeanstalt. Die Auseinander-
setzungen zwischen Bund und Ländern 
konzentrierten sich dabei auf drei wesent-
liche Fragen: die Finanzierung des Senders, 
das Ausmaß des Regierungseinfl usses in 
den Gremien und auf die Personalpolitik 
des Senders sowie die Bereitstellung von 
Sendezeiten für die Bundesregierung. 

Der Zwist endete erst  mit der Ver-
abschiedung des Bundesrundfunkgesetzes 
(BrfG), das die Errichtung der DW als ei-
genständige Institution festschrieb. Bis 
dahin hatte sie quasi als Zweigstelle des 
Nordwestdeutschen Rundfunks agiert und 
ein noch recht bescheidenes aber durch-

aus erfolgreiches Programm in deutscher 
Sprache ausgestrahlt. Aufgabe der DW war 
laut BrfG »den Rundfunkteilnehmern im 
Ausland ein umfassendes Bild des politi-
schen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Lebens in Deutschland« zu vermitteln 
und ihnen die »deutsche Auff assung zu 
wichtigen Fragen« darzustellen und zu 
erläutern. Der Bundesregierung wurde 
ein Verlautbarungsrecht zur Bekanntgabe 
von Gesetzen, Verordnungen und anderen 
amtlichen Meldungen eingeräumt. Regie-
rung, Bundesrat und Bundestag durften 
Vertreter in die wichtigsten Gremien der 
DW entsenden: dem Verwaltungsrat und 
dem Rundfunkrat, dem wiederum die Wahl 
des Intendanten oblag. Das grundlegen-
de Problem der Finanzierung des Sen-
ders wurde ausgeklammert. Dies hatte 
schwerwiegende Folgen für die DW: Für 
die kommenden Jahrzehnte waren lang-
fristige Planungen unmöglich; der Sender 
musste immer wieder aufs Neue mit der 
Bundesregierung über die Höhe der Zu-
wendungen debattieren. 

Ein weiteres Problem war die mangeln-
de Abgrenzung zum »Deutschlandfunk« 
(DLF), der gleichzeitig mit der DW durch 
das BRfG geschaff en wurde. Der DLF sollte 
danach »Rundfunksendungen für Deutsch-
land und das europäische Ausland« ver-
anstalten. Es war also von Anfang an klar, 
dass beide Sender im europäischen Sen-
degebiet in Konkurrenz zueinander treten 
würden. Dieses Problem wurde besonders 
deutlich, als es darum ging, wer von den 
beiden Sendern Fremdsprachensendungen 
in Richtung Osteuropa ausstrahlen sollte. 

Spätestens nach dem Bau der Mauer war 
klar geworden, dass die Ausstrahlung von 
rein deutschsprachigen Sendungen nicht 
mehr ausreichte, um den Kampf um die 
Lufthoheit mit den Auslandssendern der 
DDR und der Ostblockstaaten aufzuneh-
men. Auch hier drückten sich die Verant-
wortlichen in den beteiligten Ministerien 
um eine klare Regelung, so dass schließ-
lich DW und DLF parallel Sendungen in 
osteuropäischen Sprachen ausstrahlten. 

 sendete die Deutsche Welle bereits 
in  Sprachen;  wurden die osteu-
ropäischen Sendungen nochmals ausge-
weitet. Dieser Einsatz zeigte ganz off en-
sichtlich Wirkung: Die russische Führung 

ging mit Störsendern und Hetzkampag-
nen gegen die Osteuropaprogramme und 
insbesondere den Leiter der russischen 
Redaktion, Botho Kirsch, vor: Dieser be-
trachte die UdSSR »durch die Brille eines 
Irren, durch das Prisma der verstocktesten 
Voreingenommenheit«, wetterte »Radio 
Moskau«. 

Die Bundesregierung hatte gegen die an-
tisowjetische Haltung von Kirsch jahrelang 
nichts einzuwenden, stimmte diese doch 
mit der eigenen Position durchaus überein. 
Doch mit der Wende zur neuen Ostpolitik 
der sozialliberalen Koalition unter Willy 
Brandt, die eine Entspannung des Verhält-
nisses zur UdSSR anstrebte, brach diese 
Kongruenz auseinander: Die DW wurde 
zunehmend als außenpolitischer Störfaktor 
empfunden. Es kam zu einer öff entlichen 
Debatte über die Rolle der Osteuropa-Sen-
dungen. Das Magazin »Der Spiegel« erhob 
Kirsch zum »blindwütigen Kalten Krieger«, 
der sich »auf einem ständigen funkpoliti-
schen Kreuzzug gegen den Bolschewismus 
wähnt« (Der Spiegel /).

Die Diskussionen um die Osteuropa-
Programme der Deutschen Welle ma-
chen zwei Grundsatzprobleme deutlich. 
Zum einen zeigt sich daran, dass sich in 
außenpolitischen Krisenzeiten die Idee 
der Unabhängigkeit eines Senders schwer 
durchhalten lässt: Die DW ist von der 
Bundesregierung und insbesondere vom 
Auswärtigem Amt als außenpolitisches 
Werkzeug begriff en und teilweise auch sehr 
direkt instrumentalisiert worden. Der Sen-
der selber hat sich diesem Rollenverständ-
nis nur in Extremfällen widersetzt und sich 

meist – vor dem Hintergrund der Ost-West-
Auseinandersetzung – als Werbeträger 
für die Bundesrepublik verstanden. Zum 
anderen wird auch die Vorstellung einer 
neutralen Berichterstattung über Staaten, 
in denen demokratische Grundsätze nicht 
oder nur sehr eingeschränkt gelten, als 
Utopie entlarvt. 

Nach dem Fall der Mauer musste sich 
die Deutsche Welle grundlegend neu ori-
entieren. Nach außen hin zählte sie zu den 
Gewinnern der Wende: Sie übernahm den 
ehemaligen Auslandsrundfunk der DDR, 
»Radio Berlin International«, die Fernseh-
sparte und zahlreiche Mitarbeiter des RIAS 
sowie die Fremdsprachendredaktionen des 

DLF. Damit war die Frage, wer das deut-
sche Spracherohr im Ausland war, endlich 
geregelt, und die DW stand nun mit RIAS-
TV bzw. DW-TV wie es ab  hieß, auf 
zwei Standbeinen. Wenig später kam mit 
dem Online-Angebot ein weiteres hinzu. 

Damit ergab sich auch die Notwendig-
keit einer neuen gesetzlichen Regelung. 
Erst  wurde nach kontroversen Debat-
ten zu Fragen des Programmauftrags, der 
Finanzierung und der Regierungsnähe bzw. 

-ferne der DW das »Gesetz über die Rund-
funkanstalt des Bundesrechts Deutsche 
Welle« (DWG) verabschiedet, das  
novelliert wurde. Doch weder der tech-
nische und personelle Ausbau noch die 
neuen Gesetze konnten die Frage nach der 
Rollenbestimmung des Senders befriedi-
gend beantworten. Kennzeichnend für die 
Entwicklung der letzten Jahrzehnte ist ein 
konstanter Sparzwang, der nicht nur zur 
Einstellung mehrerer Fremdsprachenpro-
gramme, sondern im Jahr  auch prak-
tisch zur Abschaff ung der gesamten Radio-
sparte inklusive des deutschen Programms 
als eines der wichtigsten Standbeine des 
Senders führte. 

Die Frage, ob die Deutsche Welle im . 
Jahrhundert überhaupt noch gebraucht 
wird, hat durch das Aufbrechen alter Ost-
West Konfl iktlinien sowie durch die Ent-
stehung neuer weiträumiger kultureller 
Konfl ikte in den vergangenen Jahren eine 
erneute Aktualität bekommen. Dies hat 
dazu geführt, dass sich off enbar auch die 
Bundesregierung der Bedeutung der DW 
als Krisen- und Kompensationsfunk be-
wusst geworden ist: Im Dezember  
fasste der Bundestag einen Entschluss, der 
dem Sender erstmals eine langfristige Fi-
nanzierungsgarantie zusichert. Nachdem 
die Deutsche Welle jahrzehntelang mit 
Budgetkürzungen kämpfen musste, stehe 
nun off enbar wieder die Grundsatzfrage im 

Raum, so der aktuelle Intendant des Sen-
ders Peter Limbourg, »wie konkurrenzfähig 
Deutschlands Auslandsrundfunk sein soll 

– gerade in Zeiten, in denen viele andere 
Staaten massiv in ihre Auslandsmedien 
investieren«.

Anke Hagedorn ist derzeit als Dozentin 
für Journalismus in Zürich und als freie 
Autorin für diverse Zeitungen und Zeit-
schriften tätig. Ihre Dissertation, an der 
Universität Konstanz verfasst, erscheint 
im Herbst  unter dem Titel »Die 
Deutsche Welle und die Politik. Deutscher 
Auslandsrundfunk –« beim UVK-
Verlag Konstanz

Defi nierte 
Aufgabe der 
Deutschen 
Welle war, 
»den Rundfunk-
teilnehmern im 
Ausland ein 
umfassendes 
Bild des poli-
tischen, kultu-
rellen und 
wirtschaft-
lichen Lebens in 
Deutschland zu 
vermitteln«

Proteste für mehr Demokratie: Philipp Bilsky, Leiter des Chinesisch-Programms der DW, berichtet  aus Hongkong
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Radio ist für Afrika auch heute das wichtigste Medium: Seit mehr als  Jahren sendet die DW ihr Haussa-Programm für 
Westafrika

Der Weg bleibt 
das Ziel 
Die Deutsche Welle 
zwischen digitalem 
Wandel und Zensur 

PETER LIMBOURG

E in einzelner Bote aus Marathon 
überbrachte der Legende nach 
seinem König die Nachricht vom 

Sieg über die Perser. Columbus hatte 
wieder festen Boden unter den Füßen, 
aber erst Monate später erfuhr man in 
Europa von seiner Entdeckung einer 
neuen Welt. 

Heute setzen Reporter einen Tweet 
aus dem Kriegsgebiet ab und die In-
formation geht in Sekunden um den 
Globus. Mit einem Post bei Facebook 
lässt heute jeder Urlauber seine Freun-
de unmittelbar an seinen persönlichen 
Entdeckungen teilhaben. 

Bevor es die erste Zeitung gab, 
wurden Neuigkeiten von Dorf zu Dorf 
erzählt und erfuhren dabei oft Aus-
schmückung und Deutung, wodurch 
sie ihren eigentlichen Wert verloren. 
Nachrichten aus fernen Regionen wa-
ren zunächst den Eliten vorbehalten, 
die den Informationsvorsprung für den 
eigenen Machterhalt nutzten. 

Über die Jahrtausende haben sich 
einige Parameter nicht wirklich ver-
ändert. Trotz der Möglichkeiten, die 
heute Milliarden von Menschen zur 
Verfügung stehen, um Informationen 
zu erhalten, werden diese häufi g zen-
siert, entsprechen nicht der Wahrheit, 
oder sind politisch gefärbt. 

Das bringt eine Verpfl ichtung für die 
Medien mit sich. In besonders hohem 
Maße sind heutzutage international 
agierende Medienhäuser wie die Deut-
sche Welle gefordert. In den Redaktio-
nen der DW stellen sich Journalisten 
täglich dieser Herausforderung für un-
ser globales Publikum. Der Umstand, 
dass unsere Zuschauer, Hörer und 
Nutzer auf der ganzen Welt zu fi nden 
sind und auf vielen Wegen an Informa-
tionen gelangen können, verpfl ichtet 
uns umso mehr, über die Nachricht 
hinaus Hintergrund und Einordnung 
zu liefern. Aufgeklärte Menschen ha-
ben ein Recht auf alle Aspekte und die 
Darbietung verschiedener Blickwinkel 
bietet Aufklärung. 

Seit über  Jahren vermittelt die 
Deutsche Welle Nachrichten über 
Deutschland, Europa und das Gesche-
hen in der übrigen Welt. Wir gelten 
als glaubwürdiger Absender. Heute ist 
unser Land international so stark nach-
gefragt wie selten zuvor. Die deutsche 
Perspektive wird weithin geschätzt. 
Kultur hat im Programm der DW ho-
hen Stellenwert, denn sie ermöglicht 
anderen Völkern einen Zugang auf einer 

vertrauten Ebene. In unserem Selbst-
verständnis ist die DW Kulturbericht-
erstatter, Kulturträger und Kulturver-
mittler zugleich. 

Die einzigartige Expertise der DW 
ist in ihrer kulturellen Vielfalt be-
gründet. Menschen aus  Nationen 
arbeiten in den Redaktionen unserer 
 Sendesprachen. Neben den vier 
Fernsehkanälen – Deutsch, Englisch, 
Arabisch und Spanisch – produziert 
die DW Hörfunkprogramme für Afrika 
auf Französisch, Portugiesisch und in 

mehreren Regionalsprachen. So werden 
auch Hörer in Pakistan, Afghanistan 
und weiteren Ländern Asiens mit Hör-
funkprogrammen in den großen Regi-
onalsprachen versorgt. Hinzu kommen 
Online-Angebote in vielen Sprachen, 
die von Text über Videoinhalte bis hin 
zu interaktiven Blog-Formaten unsere 
Nutzer informieren und sie gleichzeitig 
zum Dialog einladen. 

Die DW ermöglicht durch ihr Pro-
grammangebot die Teilnahme am glo-
balen Nachrichtengeschehen und am 
Entwicklungsprozess über eine Vielzahl 
von Kanälen, die regional mit Bedacht 
gewählt sind. Ein Schwerpunkt liegt 

dabei in der Berichterstattung über 
die Entwicklung in den Ländern, in 
denen es keine freie Presse und nur 
eingeschränkte Meinungsfreiheit gibt. 
Für die Menschen in diesen Ländern 
ist das Programm der DW oft eine von 
wenigen verfügbaren Quellen für ob-
jektive Informationen über ihr eigenes 
Land. Für die technischen Hürden, die 
von Staaten aufgestellt werden, um Me-
dien wie der DW den Eintritt ins Land 
zu erschweren, gilt es Umgehungen zu 
fi nden. 

Im Dialog mit anderen internatio-
nal operierenden freien Medienhäu-
sern entwickelt die DW ständig neue 
Verbreitungswege, um mehr Menschen 
mit einem objektiven Informationsan-
gebot versorgen zu können. In Staa-
ten, in denen die Zensur nicht nur 
die eigenen Medien betriff t, sondern 
gerade auch fremde Stimmen wie die 
Deutsche Welle, wird durch technische 
Einschränkungen Zensur auch im Inter-
net ausgeübt. Hier bietet die DW über 
so genannte VPN-Zugänge Lösungen 
für Nutzer an und arbeitet im Verbund 
mit Non-P rofi t-Organisationen, um den 
staatlichen Zensursystemen möglichst 
effi  zient zu begegnen. 

Der afrikanische Kontinent stellt die 
DW vor ganz andere Herausforderun-
gen. Wir sind bestrebt, die jeweiligen 
technischen Optionen in den Zielge-
bieten optimal auszuschöpfen. Spezi-
alisten in unserem Haus verfolgen die 
technische Entwicklung in den Zielregi-
onen und adaptieren unsere Sendewe-
ge entsprechend. Wir entwickeln auch 
Anwendungen, um technologische Pro-
bleme für unsere Nutzer zu lösen. Für 
Regionen mit schwachem oder fehlen-
dem Internetzugang, sowie für Gebie-
te mit lückenhafter Abdeckung durch 
Mobilfunknetze bietet die DW durch 
spezielle Lösungen ihre Programme so 
an, dass sie eine möglichst große Zahl 
von Nutzern erreichen. 

Radiosendungen der DW in afrika-
nischen Regionalsprachen werden wei-
terhin auch über Kurzwelle verbreitet. 
Sie stehen außerdem als downloadbare 
Podcasts zur Verfügung: das Smartpho-
ne ist in Afrika die Technologie mit dem 
größten Verbreitungspotenzial. Über 
speziell entwickelte Apps können die 
Angebote der DW automatisch auf das 
Mobiltelefon heruntergeladen werden, 
wenn der Nutzer sich auch nur kurzfris-
tig in einer Region mit gutem Netzwerk 
befi ndet. Die auf dem Mobiltelefon ge-
speicherten Dateien kann man dann 
später jederzeit anhören, nachdem 
man das Gebiet mit ausreichend star-

kem Netzwerk wieder verlassen hat. 
Die Bundesregierung unterstützt den 
Auftrag der Deutschen Welle mit zu-
sätzlichen Mitteln für die Verstärkung 
der Berichterstattung in Zielgebieten, 
die durch die internationale Agenda in 
den Fokus rücken. So werden unsere 
Redaktionen in die Lage versetzt, bei-
spielsweise im arabischen Sprachraum 
mehr Aufklärung gegen Terrorismus zu 
betreiben oder den Menschen in Russ-
land und der Ukraine rund um die Uhr 
Nachrichten über beide Staaten und 
die Auswirkungen ihres militärischen 
Konfl ikts in den jeweiligen Landesspra-
chen zu bringen. 

Die dreißig Sprachredaktionen der 
DW verfügen über Internetpräsenzen 
von der jeweiligen DW-Homepage in 
Landessprache über Facebook-Seiten 
bis zu mehreren Twitter-Adressen. In 
den Sprachregionen, in denen die DW 
auch ein Fernsehprogramm sendet, 
greifen diese Plattformen die Themen 
aus dem Programm auf und bieten den 
Nutzern die Möglichkeit zum Dialog. 
Zudem werden weitere Themen aus den 
Zielgebieten journalistisch bearbeitet. 

Der in diesem Juni bevorstehende 
Sendestart für das neu konfi gurierte 
englischsprachige Fernsehprogramm 
der Deutschen Welle ist ein weiterer 
Meilenstein in der langen Geschichte 
des deutschen Auslandssenders. Die 
DW erweitert mit einem ausgebau-
ten Angebot in der Lingua franca der 
internationalen Entscheider und an-

derer Multiplikatoren den Kreis ihrer 
Nutzer. Dies geschieht auch über die 
Verbreitung des Programms auf einem 
zusätzlichen Satelliten. Damit können 
wir Zuschauer in Ländern erreichen, in 
denen die DW vorher nicht auf diesem 
Weg zu sehen war. 

Die deutsche Perspektive wird auch 
weiterhin die prägende Absenderken-
nung der Deutschen Welle bleiben. 
Wir sind der deutsche Auslandssender. 
Unser Auftrag ist es, Deutschland im 
Ausland als europäisch gewachsene 
Kulturnation und freiheitlich verfass-
ten, demokratischen Rechts- und So-
zialstaat verständlich zu machen. Wir 
wollen deutschen, europäischen und 
anderen Sichtweisen international ein 
Forum geben. Darüber hinaus fördert 
die DW die deutsche Sprache und das 
Verständnis und den Austausch der 
Kulturen und Völker. Wir würdigen die 
Bedeutung von Presse-, Meinungs- und 
Informationsfreiheit und stellen sicher, 
dass die Werte und Perspektiven, für die 
Deutschland heute steht, in den Ziel-
regionen bekannt werden. Dabei legen 
wir unsere strengen journalistischen 
Programmgrundsätze und einen hohen 
Qualitätsanspruch zugrunde. 

Wir wenden uns dabei insbesondere, 
aber nicht ausschließlich, an globale 
Entscheider. An Menschen also, die 
Einfl uss auf die Meinungsbildung ha-
ben – oder künftig haben werden. In 
autoritären Staaten wendet sich die 
Deutsche Welle an jene, die sich aktiv 

für Demokratie, Freiheitsrechte und 
Fortschritt einsetzen. 

Auch nach über sechzig Jahren ist 
die Deutsche Welle ständig in Bewe-
gung. Stillstand können wir uns nicht 
leisten. Die internationale politische 
Entwicklung verändert auch unsere 
Agenda. Neue Brennpunkte erfordern 
eine Antwort in Form von journalis-
tischer Aufklärung und Analyse. Neue 
Zensurmethoden verlangen nach tech-
nischen Lösungen zu deren Umgehung. 
Und die fortschreitende Digitalisierung 
unserer Welt verlangt eine Anpassung 
der technischen Verbreitung unseres 
Programmangebots. 

Dieser Herausforderung, dem Wan-
del der Welt zu folgen, sind wir mit 
einer umfassenden Reform der Struk-
turen und des Programmangebotes 
begegnet. In den Redaktionen, in der 
Technik, wie auch in der Verwaltung, 
arbeiten hoch qualifi zierte Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter täglich an deren 
Umsetzung. Die hohe Motivation der 
Menschen, die bei der Deutschen Welle 
arbeiten, ihr Verständnis für unseren 
spezifi schen Auftrag, sind beste Vor-
aussetzung, den gesetzlichen Auftrag 
auch künftig erfolgreich zu erfüllen. 
Dank des hervorragenden Einsatzes 
aller Kolleginnen und Kollegen weiß 
ich, dass die Deutsche Welle für die 
Zukunft gerüstet ist.

Peter Limbourg ist Intendant der 
Deutschen Welle

Der Sendestart des neu 
konfi gurierten 
englischsprachigen 
Fernsehsenders der 
DW ist ein Meilenstein

Heute kann man 
innerhalb von 
Sekunden den 
ganzen Globus an 
seinen Erlebnissen 
teilhaben lassen
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Menschen machen 
Programm
Die Aufgabenplanung der Deutschen Welle und ihre 
Auswirkungen auf die Personalstruktur
AYSE TEKIN

B raucht die Deutsche Welle 
(DW) noch Deutsch und die 
Mitarbeiter, deren Mutter-
sprache Deutsch ist? Müs-

sen wir alle Englisch lernen? Wenn ja, 
welches – Amerikanisch, BBC-Englisch, 
Afrikanisches Englisch ? Werden die 
anderen DW-Sprachen noch genügend 
gewürdigt? Wie ist ihre Entwicklungs-
perspektive und worin liegt ihr journa-
listischer Wert? Diese Fragen, die in der 
aktuellen Presseberichterstattung be-
stimmend sind, beschäftigen auch und 
gerade die Mitarbeiter der DW. Alle vier 
Jahre werden ähnliche Fragen gestellt. 

Die Aufgabenplanung der DW und de-
ren Evaluierung alle vier Jahre sind ge-
setzliche Vorgaben zur demokratischen 
Kontrolle des Auslandsrundfunks. Sie 
bestimmen direkt die Arbeit der Mit-
arbeiter im Haus. Werden einschnei-
dende Änderungen oktroyiert, folgen 
Konsequenzen für den Personalbedarf 
des Senders. Zudem bestimmt seit 
Jahrzehnten auch der Etat die Ent-
scheidungen über Aufgabenplanung 
und Personalbedarf der DW. So hat die 
Deutsche Welle seit  ein Viertel 
ihrer Sprachangebote und ein Drittel 
des Personals eingespart.

Nicht zuletzt prägt der rasche Wan -
del technischer Errungenschaften das
Berufsbild des Journalisten. Rundfunk-
redakteure, die ehedem auf Kurzwelle, 
mit der dafür eigenen Schreibweise und 
einem besonderem Sprechtempo ge-
sendet haben, liefern nun Video- und 
Fernsehbeiträge sowie »content« für 
das Internet und die Sozialen Medien. 
Mit der Digitalisierung, haben sich die 
beruflichen Anforderungen für Re-
dakteure nicht nur rasant verändert, 
sondern auch vervielfacht. Wenn dies 
jedoch mit immer knapper werdenden 
Ressourcen einhergeht, ist die Mi-
schung problematisch. Für die Mitar-
beiter der DW bedeutet dieser Verän-
derungsdruck enorme Anpassungen, 
ständige Schulungen, Fortbildungen, 
gegebenenfalls auch die Umsetzung in 
andere Bereiche bei gleichzeitiger Ar-
beitsverdichtung. Hier ist anzumerken, 
dass das Durchschnittsalter der festen 
Mitarbeiter bei knapp über fünfzig Jah-
ren liegt. Die jüngeren Kollegen unter 
uns haben meistens den Status eines 
Freien und/oder sind befristet beschäf-
tigt. 

Die Reformbereitschaft der Belegschaft 
der Deutschen Welle ist jetzt heraus-
gefordert durch die neue Devise »DW 
News for the World«! Laut Aufgaben-
planung wird unser Angebot in engli-
scher Sprache erweitert und zu einem 
englischen Informationskanal ausge-

baut, wofür der Etat zuungunsten der 
anderen Sprachen umgeschichtet wird.

Das bedeutet Kürzungen oder im 
schlimmsten Falle auch Entlassungen 
für die Kollegen der anderen Sprachre-
daktionen, darunter Deutsch. Die Ta-
rifverträge der Deutschen Welle sehen 
in diesem Fall Schutzmaßnahmen für 
feste Kollegen vor. Der Intendant hat 
das Instrument der betriebsbeding-
ten Kündigungen bisher nicht einge-
setzt. Die Aufsichtsgremien der DW 
sowie die Geschäftsleitung sind hier 
der Forderung der Personalräte und 
Gewerkschaften gefolgt, die Umstruk-
turierungsmaßnahmen sozialverträg-
lich zu gestalten. Dennoch sind wir von 
weitreichendem Personalabbau getrof-
fen. In sogenannten Abbaubereichen 
wurden Stellen für die freien Mitarbei-
ter beendet oder eingeschränkt. Bei Be-
endigungen werden Übergangsgelder/ 
Abfi ndungen bezahlt. Bei Einschrän-
kungen sinkt das Einkommen in der 
Regel um mehr als  Prozent, was für 
den einzelnen Mitarbeiter nicht nur 
schmerzhaft, sondern in vielen Fällen 
auch existenzgefährdend ist. In den 
letzten neun Monaten mussten uns 
durch die neue Aufgabenplanung bzw. 
Sparmaßnahmen  Kollegen verlassen 
und in  Fällen wurde die Tätigkeit 
um mehr als  Prozent reduziert und 
ein Ende ist noch nicht angekündigt.

Das Alleinstellungsmerkmal der 
Deutschen Welle ist, dass sie in  Spra-
chen sendet und ihre Mitarbeiter aus 
 Nationen kommen. Für die Kollegen, 
die befristet und/oder als Freie beschäf-
tigt sind und deren Aufenthaltserlaub-
nis von der DW abhängig ist, haben 
Maßnahmen wie die Nichtverlänge-
rung eines befristeten Arbeitsvertrages 
oder die Beendigung eines Honorar-
rahmenvertrags weitreichende Folgen. 
Besonders problematisch ist die Lage 

für die Kollegen, die aus Kriegsgebieten 
kommen oder deren Rückkehr in Län-
der erfolgen müsste, in denen es keine 
Medienfreiheit gibt und Journalisten 
vielfältigen Pressionen ausgesetzt sind. 
Manch einer müsste Deutschland gege-
benenfalls verlassen. Selbst wen n dies 
nicht der Fall ist, haben es die Kollegen 
aus den Sprachredaktionen sehr schwer, 
eine adäquate Arbeit zu fi nden, wenn 
sie die DW verlassen. 

Mit der Trennung von den Mitarbei-
tern verliert die Deutsche Welle aber 
auch in jedem einzelnen Fall einen 
Erfahrungsschatz, der zumeist unwie-
derbringlich verloren geht. Die Kollegen 
sind sowohl Experten für ihre Sendege-
biete als auch für Deutschland. Dieses 
für den Dialog mit der Welt wertvolle 
Wissen basiert auf einer profunden 
Auseinandersetzung mit Deutschland, 
das mit seinen komplexen föderalen 
und kommunalen Strukturen, seiner 
gewachsenen internationalen Verant-
wortung und nicht zuletzt durch seine 
Geschichte ein vielfältiges, aber auch 
kompliziertes Land ist. Das macht ein 
Personalwechsel zu einer Herausfor-
derung.

Ayse Tekin ist Vorsitzende des 
Gesamtpersonalrates der 
Deutschen Welle

Ein kapitaler Fehler
Zur Aufgabenplanung der 
Deutschen Welle

KLAUS REICHERT

I ch halte die Umstellung der Deut-
schen Welle – Stichwort »Flagg-
schiff  Englisch« – für einen kapi-

talen Fehler. An englischsprachigen 
Sendern besteht kein Mangel. Sie sind 
seit Jahren etabliert und in aller Welt 
erreichbar. Mit ihnen zu konkurrieren 
dürfte ein aussichtsloses Unterfangen 
sein.

Und wie soll das Flaggschiff be-
stückt werden? Englisch gilt als leichte 
Sprache. Jeder bedient sich ihrer »ir-
gendwie« wenigstens in Mittel- und 
Nordeuropa. Dabei ist Englisch, je-
denfalls ab einem gewissen Niveau der 
Kompetenz, außerordentlich komplex 
und nuanciert.  

Als Anglist weiß ich, wovon ich 
spreche. Das liegt vor allem an der 
Idiomatik und am Sprachgebrauch, die 
man nur erlernen kann, wenn man jah-
relang in englischsprachigem Umfeld 
lebt. Für die Deutsche Welle würde das 
bedeuten, vor allem Muttersprachler 
einzustellen, was natürlich zu Lasten 
und auf Kosten der bisherigen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter ginge. 
Zugleich dürfte den englischen, ame-
rikanischen, neuseeländischen oder 
australischen Muttersprachlern der 
politische, kulturelle, wirtschaftliche, 
gesellschaftliche usw. Hintergrund 
Deutschlands, aus dessen Perspektive 
ja kommentiert und analysiert werden 
soll, nicht vertraut sein. Deshalb sollen 
die deutschsprachigen Redaktionen 
als Zulieferer fungieren und Texte lie-
fern, die ins Englische übersetzt wer-
den müssten. Dass das Übersetzen kein 
eins-zu-eins-Geschäft ist, weil eben 
jede Sprache einen eigenen Denk-
stil und Verstehenshorizont besitzt, 
ist jedem bekannt, der sich mit dem 
Übersetzen professionell beschäftigt. 
Übersetzungen können immer nur An-
näherungen sein mit entsprechenden 
Unschärfen und Verschiebungen, ge-
rade auch bei zentralen Begriff en, die 
in verschiedenen Sprachen verschie-
denes meinen (können).

Der Bundesfi nanzminister und die 
Kulturstaatsministerin planen kräftige 
Etaterhöhungen ab , um »für in 
der Vergangenheit gestiegene Perso-
nalkosten« aufzukommen sowie »ei-
nen Ausgleich für entstehende Tarif-
steigerungen« zu schaff en. Das ist eine 
gute, dankbar zur Kenntnis genom-
mene Nachricht, obwohl die geplan-
te Erhöhung erst noch von Kabinett, 
Bundestag und Bundesrat abgesegnet 
werden muss. Dass bis dahin noch ei-

niges passieren kann, sollte man nicht 
außer Acht lassen. Nun plant aber der 
Intendant, mit dem neuen englisch-
sprachigen Programm schon im Juni 
 auf Sendung zu gehen. Wo soll 
das Geld – und wie viel – herkommen? 
Wie wird umgeschichtet? Welche Re-
daktionen werden geschlossen, wel-
che reduziert? Diese Fragen stehen 
seit Monaten im Raum und sind nie 
verlässlich beantwortet worden. Sechs-
hundert Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter haben im Dezember  gegen 
die Umstrukturierung demonstriert, 
mehr als dreihundert Prominente aus 
Kultur und Wissenschaft haben einen 
Protestbrief unterschrieben, aber der 
Intendant hält sein Flaggschiff  unbe-
eindruckt auf Kurs.

Dass überhaupt die Ausrichtung auf 
das Englische, auch vom Rundfunkrat 
und vom Verwaltungsrat, nicht in Fra-
ge gestellt wird, hängt damit zusam-
men, dass sie als Lingua franca ausge-
geben wird. Das Wort entbehrt nicht 
der Komik, da im späten Mittelalter 
darunter die Sprache verstanden wur-
de, die sich in den Küstenstädten des 
Mittelmeers herausgebildet hatte: ein 
Gemisch aus »fränkischen« (also roma-
nischen), arabischen, byzantinischen 
und türkischen Elementen, das heißt 
eine Verkehrssprache für Händler und 
Seefahrer. Die Lingua franca entspricht 
also dem, was heute »globalese« heißt, 
und was man seit dem . Jahrhundert 
Kauderwelsch nennt. Man kann also 
vermuten, dass die »Entscheider«, 
wie die DW sie nennt, die vor allem 
in Afrika und Asien erreicht werden 
sollen, allenfalls für das Milieu die-
ser Lingua franca ein Ohr haben. Und 
dafür der ganze Aufwand? Der Redak-
teursausschuss der Deutschen Welle 
schreibt in einem off enen Brief unter 
der Überschrift »Sprachenvielfalt der 
DW erhalten!«: »Ein Ausbau allein des 
englischsprachigen TV-Angebots ließe 
die Informationsbedürfnisse großer 
Bevölkerungsteile in aller Welt un-
berücksichtigt. Es ist zudem ein Irr-
glaube, die von der DW als Zielgruppe 
anvisierten Eliten würden weltweit 
Englisch in einem solchen Ausmaß 
beherrschen, dass sie englischspra-
chigen Medien folgen könnten oder 
wollten.« Fazit: »Die Deutsche Wel-
le sollte deshalb ihre – derzeit  – 
Sprachredaktionen am Standort Bonn 
erhalten.« Man möchte sich wünschen, 
dass angesichts der zunehmenden 
Brandherde in aller Welt eher noch 
mehr Sprachredaktionen eingerich-
tet würden.

In der Aufgabenplanung ist halb-
herzig und eher wie eine Pfl ichtübung 
auf Grund politischen Drucks davon 
die Rede, dass Angebote in deutscher 

Sprache, was immer das heißen soll, 
erhalten blieben. Doch die Herabstu-
fung des Deutschen gegenüber dem 
Englischen beruht auf einer Fehlein-
schätzung. Es ist richtig, dass bis vor 
etwa zehn Jahren die Bedeutung des 
Deutschen an den Universitäten der 
westlichen Länder einschließlich der 
USA – und nur dort! – abgesunken ist. 
Aber der Wind hat sich gedreht, wie 
zuletzt der enorme Erfolg der Deutsch-
landausstellung Neil MacGregors im 
British Museum und seine Begleit-
sendungen in der BBC gezeigt ha-
ben. Man braucht sich nur bei Klaus 
Dieter Lehmann, dem Präsidenten 
des Goethe Instituts, zu erkundigen, 
um zu erfahren, dass die Nachfrage 
nach Deutsch weltweit stetig wächst, 
besonders in Indien und Asien, und 
in den osteuropäischen Ländern oh-
nehin. Das hat verschiedene Gründe. 
Zum einen stellen deutsche Firmen 
im Ausland zunehmend Menschen mit 
Deutschkenntnissen ein. Darauf hat 
zum Beispiel die Thyssen-Stiftung re-
agiert, indem sie  Deutschlehrstühle 
in China einrichtete. Zum andern wird 
Deutschland wegen seiner Kultur- und 
Wissenschaftslandschaft immer attrak-
tiver. Immer mehr junge Menschen vor 
allem aus Asien wollen hier studieren 
und drängen in die Universitäten, die 
technischen Hochschulen, die Musik- 
und Kunsthochschulen. Sie darauf 
vorzubereiten, was sie hier erwartet, 
wäre eine dringende Aufgabe der 
Deutschen Welle. Die Verantwortung 
für deutsche Sprache und Kultur kann 
nicht nur über Sprachkurse abgewickelt 
werden. Wichtig wären anspruchsvolle 
Formate zu Themen aus Geschichte 
und Wissenschaft, Politik und Kultur, 
Wirtschaft und Gesellschaft. Und zwar 
auf Deutsch, damit die Menschen vor-
bereitet nach Deutschland kommen. 
Dafür braucht es keinen englischen 
Nachrichtensender. 

Staatsministerin Monika Grütters 
sagte in ihrer eindrucksvollen Rede im 
Deutschen Bundestag am . Dezem-
ber : »Es darf nicht der Eindruck 
entstehen (...), Etatsteigerungen könn-
ten mit der Drohung durchgesetzt wer-
den, das deutschsprachige Programm 
zu reduzieren, also ausgerechnet bei 
der Kernaufgabe zu lahmen. Das geht 
nicht. Diese Wahl hat man gar nicht. 
Schon das Deutsche-Welle-Gesetz 
steht dem entgegen.«

Dennoch wurde die Aufgabenpla-
nung vom Rundfunkrat mit großer 
Mehrheit durchgewunken. 

 Klaus Reichert ist Ehrenpräsident 
der Deutschen Akademie für Sprache 
und Dichtung und Mitglied des 
Rundfunkrates der Deutschen Welle      

Das Gesetz schreibt 
alle vier Jahre eine 
Evaluierung der 
Deutschen Welle vor

Die Deutsche Welle 
sendet in  Sprachen 
und hat Mitarbeiter 
aus  Ländern

Die Reformbereit-
schaft der Belegschaft 
ist enorm heraus-
gefordert durch »DW 
News for The World!«

Praktische Übung im Rahmen eines Kurses der DW Akademie vor Ort in Afghanistan
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Anspruchsvoll, objektiv und informativ
Zur Zukunft und Neuausrichtung der Deutschen Welle

MONIKA GRÜTTERS

N icht erst die Krisen in der Uk-
raine und in vielen anderen 
Teilen der Welt zeigen uns, 
wie wichtig unabhängiger, 

freier Journalismus ist. Gerade die Kon-
fl ikte in unserer Nachbarschaft führen 
uns die Bedeutung von Meinungs- und 
Pressefreiheit schmerzlich vor Augen. 

Die Deutsche Welle steht als Aus-
landssender für eben diese Meinungs-
freiheit, für Pressefreiheit, Menschen-
rechte, Demokratie und soziale Markt-
wirtschaft. Sie konkurriert inzwischen 
mit  weiteren Auslandssendern,  
von denen viele gerade nicht für freie 
Meinungsäußerung stehen, sondern 
für eine aggressive und tendenziöse 
Berichterstattung und nicht selten für 
Zensur und Propaganda. Das hohe Gut 
der Rundfunkfreiheit steht in Deutsch-
land für eine freie und unabhängige 
Berichterstattung und eine ebenso 
selbstbewusste Meinungsbildung der 
Bürgerinnen und Bürger. Freie, unbe-
einfl usste Medien sind Voraussetzung 
für eine demokratische Gesellschaft. 
Aufgrund der deutschen Geschichte mit 
zwei Diktaturen in einem Jahrhundert 
wissen wir um ihren Wert. Es ist unsere 
Grundüberzeugung, dass es sich lohnt, 
diese Freiheit auch über die Grenzen 
Deutschlands hinauszutragen. Schon 
ein Blick ins östliche Europa zeigt unter 
dem Einfl uss des Ukraine-Konfl ikts, wie 
stark Medien Mittel politischer Macht-
entfaltung sind.  Unsere Nachbarn im 
Baltikum beispielsweise sind massiv ag-
gressiver russischer Meinungs-Beein-
fl ussung ausgesetzt. Die Menschen, ob 
in unserer Nachbarschaft oder an vielen 
anderen Orten der Welt, verlangen nach 
objektiver Berichterstattung. Gerade 
ihnen sind wir es schuldig, die Deutsche 
Welle viel stärker noch als bisher in den 
Fokus der Aufmerksamkeit zu rücken 
und sie zu stärken.

Durch ihre journalistische Unabhän-
gigkeit und innere staatsferne Verfasst-
heit ver körpert die Deutsche Welle ein 
Modell der Kommunikationsfreiheit, 
das weltweit objektive Berichterstat-
tung ermöglicht und für die demo-

kratischen und freiheitlichen Werte 
Deutschlands einsteht und wirbt. Die 
Deutsche Welle trägt so zur Re putation 
Deutschlands in der Welt ebenso bei 
wie zur Förderung der deutschen Spra-
che und Kultur.

Laut Deutsche-Welle-Gesetz bietet 
die Deutsche Welle für das Ausland 
Rundfunk und Telemedien in deut-
scher und in anderen Sprachen an. Die 
Angebote der Deutschen Welle sollen 
»Deutschland als europä isch gewach-
sene Kulturnation und freiheitlich 
verfassten demokratischen Rechtsstaat 
verständlich machen. Sie sollen deut-
schen und anderen Sichtweisen zu we-
sentlichen Themen vor allem der Politik, 
Kultur und Wirtschaft sowohl in Europa 
wie in anderen Kontinenten ein Forum 
geben mit dem Ziel, das Verständnis 
und den Austausch der Kulturen und 
Völker zu fördern. Die Deutsche Welle 
fördert dabei ins besondere die deutsche 
Sprache.«

Die Deutsche Welle muss diesen 
Auftrag in einem Umfeld erfüllen, das 
insbesondere von drei Parametern be-
stimmt wird: 

Erstens wandelt sich durch den ra-
santen technischen Fortschritt weltweit 
die Art, wie Fernsehen und Hörfunk 
genutzt werden. Im Zuge der Digitali-
sierung und der zuneh menden Medi-
enkonvergenz ist das Internet neben 
TV und Radio nicht nur als zu sätzlicher 
Übertragungsweg, sondern als eigen-

ständiges Kommunikationsmedium 
getreten. Zweitens steigt der Bedarf an 
verlässlichen, ausgewogenen, profes-
sionell recher chierten und aufbereite-
ten Medienangeboten in einer Vielzahl 
regionaler Krisen herde und Regionen, 
in denen etwa staatliche Zensur, mani-
pulative Desinformationspolitik, man-
gelnde Medienvielfalt oder Repressio-

nen gegen die freie Presse den Zugang 
zu Informationen deutlich erschweren. 
Drittens hat sich das weltweite Umfeld 
für die Deutsche Welle in den vergange-
nen Jahren deutlich gewandelt. Immer 
mehr Staaten erkennen die Bedeutung 
medial vermittelter Kommunikation an 
und investieren erhebliche Mittel in ih-
ren Auslandsrundfunk. Neben den Aus-
landssendern Großbritanniens, Frank-
reichs und der USA werben etwa auch 
die Auslandssender Russlands, Chinas 
und des Iran sowie die pan-nationalen 
Sender Euronews und Al Jazeera mit 
großem personellem und in haltlichem 
Einsatz um die Aufmerksamkeit der In-
formationssuchenden. 

Die Deutsche Welle hat die oben 
genannten Herausforderungen bereits 
frühzeitig angenommen und Pro gramm- 
und Strukturreformen eingeleitet. Mit 
der aktuellen Aufgabenplanung setzt 
sie diese Reformen fort. So hat sie sich 
zum Ziel gesetzt, ihre Reichweite von 
über  Millionen wöchentlichen 
Nutzerkontakten auf  Millionen zu 
steigern. Ihre Absicht ist es, als globaler 
Informationsanbieter mit mehr Nach-
richten und aktuellerem Programm 
mit hoher Regionalkompetenz wahr-
genommen zu werden. Kernzielgruppe 
sollen Entscheider und Teilnehmer an 
der politischen Meinungsbildung sein. 
Sprachlich will die Deutsche Welle den 
Fokus auf Englisch und Deutsch legen. 
Hinzu kommen Regionalsprachen für 
Gebiete, in denen Englisch weniger ver-
breitet ist. Das Angebot soll interaktiver 
und die Verbreitungswege ausgebaut 
werden. 

Diese Philosophie ist konsequent. 
Wenn die Deutsche Welle ihren Pro-
grammauftrag auch künftig erfüllen 
und auf den internationalen Medien-
märkten präsent bleiben will, muss 
sie auf Veränderungen reagieren und 
ihre Angebote anpassen. Die Konkur-
renz schläft nicht. Es ist gut, dass die 
Deutsche Welle den Ehrgeiz hat, Ak-
zeptanz und Reichweite im Vergleich 
zu anderen internationalen Sendern 
zu verbessern. Richtschnur muss hier 
immer der im Deutsche-Welle-Gesetz 
defi nierte Auftrag bleiben. Einen Aus-

landssender auf reiner Quotenjagd wird 
es daher nicht geben.

Zu einem effi  zienten Ressourcen-
einsatz gehört es, klare und nachvoll-
ziehbare Prioritäten zu setzen. Die 
Deutsche Welle kann nicht allen Regi-
onen, Sprachen und Zielgruppen eine 
maximale Aufmerksamkeit widmen. Die 
Konzentration auf Kernaufgaben, auf 
eine regionale Schwerpunktsetzung 
und damit auf die Sprachen Englisch 
und Deutsch sind aus meiner Sicht 
sinnvoll und richtig. 

Die Ausrichtung hin zu mehr Nach-
richten und aktueller Berichterstat-
tung, wie sie die Deutsche Welle in 
ihrer Aufgabenplanung festgelegt hat, 
ist konsequent, aber auch eine Heraus-
forderung. Denn es muss klar sein, dass 
Beiträge aus Politik, Kultur, Wirtschaft 
und Gesellschaft ebenso im Programm 
vorkommen sollten, nicht nur im Nach-
richtenformat, sondern beispielsweise 
auch als Dokumentationen und Maga-
zine. Die von der Bundeskanzlerin mit 
den Bundesländern  vereinbarte 
Kooperation der Deutschen Welle mit 
ARD, ZDF und Deutschlandradio soll 
dazu beitragen, ein solches Programm 
mit vertretbaren Kosten zu ermöglichen. 
ARD, ZDF und Deutschlandradio haben 
qualitativ hochwertige Programmteile, 
gerade auch im Bereich Kultur, die be-
reits durch die Bürgerinnen und Bürger 
über die Rundfunkabgabe bezahlt sind. 
Daher ist es folgerichtig, dass diese 
teilweise auch für das Programm der 
Deutschen Welle im Ausland verwen-
det werden. Zur Vereinbarung gehört 
auch, dass die Deutsche Welle auf das 
umfangreiche Korrespondentennetz 
von ARD,  ZDF und Deutschlandradio 
zurückgreifen kann. Umgekehrt sollten 
auch die inländischen öff entlich-recht-

lichen Sender auf die Auslandserfah-
rung und das Programm der deutschen 
Welle zurückgreifen und davon profi -
tieren können. 

Trotz der Konsolidierungsbemü-
hungen im Bundeshaushalt haben wir 
nach Jahren der Stagnation den Bun-
deszuschuss an die Deutsche Welle nun 
substanziell erhöht: Gegenüber  
stehen der Deutschen Welle  rund 
 Millionen Euro mehr zu, in  so-
gar rund , Millionen Euro. Ab  
werde ich zudem der deutschen Welle 
jährlich zusätzliche  Millionen Euro 
für tarifl ich gestiegene Personalkosten 
zur Verfügung stellen können. Dafür 
haben wir uns intensiv beim Bundes-
fi nanzminister eingesetzt, der diesem 
Wunsch voll entsprochen hat. All dies 
ist Anerkennung des besonderen Auf-
trags der Deutschen Welle, der durch 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
mit großem Einsatz und hoher Pro-
fessionalität erfüllt wird. Die Bundes-
regierung erkennt damit ausdrücklich 
den Stellenwert der Deutschen Welle 
als mediale Stimme Deutschlands in 
der Welt an und nimmt damit die Auf-
gabe des Koalitionsvertrags in Angriff , 
unseren Auslandssender dauerhaft und 
spürbar zu stärken.

Die Menschen in Europa und der 
Welt interessieren sich für Deutsch-
land, und sie wollen sich objektiv in-
formieren. In vielen Regionen ist dies 
leider nicht oder nur schwer möglich. 
Die Nutzerzahlen der Deutschen Welle 
nicht nur in den Krisengebieten zei-
gen, dass die Nachfrage gerade dort sehr 
groß ist. Es ist deshalb sowohl im Inte-
resse unseres Landes, als auch im Inte-
resse der Menschen in der Welt, einen 
Auslandssender nutzen zu können, der 
mit einem anspruchsvollen, objektiven 
und informativen Programm möglichst 
viele Menschen in der Welt erreicht. Da-
ran arbeitet mein Haus, daran arbeiten 
wir in der Bundesregierung, und daran 
arbeitet die Deutsche Welle. Wir sind 
dabei auf einem sehr guten Weg. 

Monika Grütters, MdB ist Staats-
ministerin für Kultur und Medien 
im Bundeskanzleramt

Ausrichtung hin zu 
mehr Nachrichten
und aktueller 
Berichterstattung

Die Deutsche Welle 
verkörpert ein Modell 
der Kommunikations-
freiheit

Orchestercampus : Komponistin Zeynep Gedizlioðlu mit dem Istanbul University State Conservatory Symphony Orchestra und dem künstlerischen Leiter Ramiz Malik Aslanov nach der Urauff ührung der 
DW-Auftragskomposition »Durak«
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Bildungsprogramm für Afrika und Asien: Produktion der Radionovela »Learning by Ear« in Pakistan

Komplementäres Kompetenzzentrum
Vier Fragen an Christian 
Gramsch

 Was ist die Kernaufgabe der DW 
Akademie?
Wir setzen uns seit  Jahren welt-
weit dafür ein, dass Menschen ihr 
Recht auf Meinungs- und Informati-
onsfreiheit einfordern und wahrneh-
men können, damit sie an den Ge-
sellschaften, in denen sie leben, auch 
aktiv teilhaben können. Die meisten 
Staaten der Welt haben sich zwar 
dazu verpfl ichtet, dieses Menschen-
recht zu fördern und einzuhalten, 
de facto wird die Meinungsfreiheit 
jedoch in vielen Ländern nach wie 
vor eingeschränkt. Laut einer Ana-
lyse von Freedomhouse kann nur 
einer von sieben Menschen auf der 
Welt sich tatsächlich frei und unge-
hindert äußern. Indem wir Medien 
entwickeln, tragen wir dazu bei, dass 
mehr Menschen ihr Recht auf freien 
Zugang zu Information ausüben 
können.

In welchen Ländern arbeitet die 
DW Akademie?
Die DW Akademie ist aktuell in etwa 
 Ländern tätig. Im Rahmen einer 
gemeinsam mit dem Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) erar-
beiteten strategischen Ausrichtung 

konzentrieren wir uns in  Ländern 
auf ausgewählte Schwerpunkte, die in 
langfristig angelegten Programmen 
den Aufbau freier und unabhängiger 
Medienlandschaften unterstützen. 
Darüber hinaus führen wir für das 
Auswärtige Amt oder die Europäische 
Union sowie weitere Auftraggeber 
weltweit Projekte zur Medienent-
wicklung und zur Professionalisie-
rung von Journalisten durch. 
In unseren auf mehrere Jahre ange-
legten Projekten geht es beispiels-
weise darum, die Ausbildung von 
Journalisten nach internationalen 
Standards zu organisieren, gute 
rechtliche Rahmenbedingungen 
für den jeweiligen Mediensektor 
zu schaff en, öff entlich-rechtliche 
Medienstrukturen aufzubauen und 
zukunftsfähig zu gestalten, Medien-
unternehmen nachhaltig zu fi nan-
zieren und Menschen im Umgang mit 
unterschiedlichen Medien zu schu-
len, damit sie sich am öff entlichen 
Diskurs beteiligen können.

Wie sieht das konkret in der Pra-
xis aus?
In Burundi beispielsweise stärken 
wir Privatradios in ländlichen Regio-
nen, damit die Landbevölkerung sich 
leichter in die öff entliche Diskussion 
einbringen kann. In Ghana helfen 
wir Machern von Community Radios 
dabei, sich besser miteinander zu 

vernetzen. In der Ukraine bieten wir 
mit einer vor kurzem neu gegrün-
deten Media E-School berufstätigen 
Journalisten und Medienmanagern 
außerhalb der großen Städte ein 
umfangreiches Weiterbildungskon-
zept. Wir zeigen Dorfbewohnern in 
Tunesien Wege auf, wie sie sich die für 
ihre Belange nötigen Informationen 
verschaff en können. Wir tragen dazu 
bei die journalistische Ausbildung in 
Bangladesch zu professionalisieren, 
begleiten Journalismus-Studenten in 
der Mongolei und Kolumbien auf dem 
Weg in ihren Beruf oder geben Schü-
lerinnen in Palästina eine Plattform, 
damit sie ihre Meinung öff entlich sa-
gen können. In Bolivien unterstützen 
wir Radionetzwerke dabei, indigene 
Bevölkerungsgruppen umfassend und 
ausgewogen zu informieren und da-
mit die Minderheiten im Land zu stär-
ken. Und in Myanmar beraten wir den 
ersten unabhängigen Presserat dabei, 
Mediengesetze für eine unabhängige 
Presse im Land zu entwickeln.

Welche Rolle spielt die DW Akade-
mie in Bezug auf die Neuausrich-
tung der DW?
Wir arbeiten komplementär zu den 
journalistischen Angeboten der 
Deutschen Welle. Als deren Kom-
petenzzentrum für Bildung und 
Wissensvermittlung tragen wir maß-
geblich zum Unternehmenserfolg bei. 

Neben der Medienentwicklung bietet 
die DW Akademie in Bonn und in 
Istanbul einen internationalen Mas-
terstudiengang für Nachwuchsjour-
nalisten und Medienmanager an. 
Seit  gehören die seit langem 
schon erfolgreichen Angebote zum 
»Deutsch Lernen« zur DW Akademie. 
Mit einer Vielzahl von interaktiven, 
kreativen und unterhaltenden For-
maten können Interessierte weltweit 
und kostenlos Deutsch lernen. Die 
Kurse richten sich sowohl an Anfän-
ger als auch an Fortgeschrittene.
Die DW Akademie bildet außerdem 
den journalistischen Nachwuchs der 
Deutschen Welle aus. 
Im Mai startet unser neu konzipier-
tes bilinguales und crossmediales 
Volontariat, das genau auf die An-
forderungen des neu ausgerichteten 
Programmes der DW zugeschnitten 
ist.  Darüber hinaus trainieren wir 
DW-Kolleginnen und Kollegen für 
ihren Auftritt im neuen englisch-
sprachigen Sender. In Deutschland 
und auch international schulen wir 
Verantwortliche aus Politik und Zivil-
gesellschaft im Umgang mit Medien 
und bereiten sie auf den Dialog mit 
der Öff entlichkeit vor.

Christian Gramsch ist Direktor der 
Deutschen Welle Akademie. Die Fra-
gen stellte Verena Schmidt, Mitarbei-
terin des Deutschen Kulturrates

Auf einer Wellen-Länge
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und die DW Akademie setzen auf eine strategische Partnerschaft

THOMAS SILBERHORN

K ann eine Welt ohne Mei-
nungsfreiheit gerecht sein? 
Können Menschen ihr Leben 
frei gestalten, wenn sie kei-

nen Zugang zu Informationen haben? 
Die Antwort lautet ganz einfach: Nein. 
Eine gerechte Welt braucht Meinungs-
freiheit, Dialog und Menschen, die sich 
auf der Grundlage von freien Informa-
tionen eine Meinung bilden und mit-
reden können.

Meinungsfreiheit und der Zugang 
zu Informationen spielen eine Schlüs-
selrolle für Entwicklung. Und sie sind 
das Kerngeschäft der Deutschen Welle 
(DW). Der deutsche Auslandsrundfunk 
steht für ein seriöses und umfassendes 
Informationsangebot, das über Internet, 
TV und Radio weltweit zu empfangen 
ist. Unter diesem Dach arbeitet die DW 
Akademie weltweit im Rahmen von Pro-
jekten mit Partnerorganisationen daran, 
leistungsfähige, freie und vielfältige 
Medienlandschaften zu gestalten. Seit 
 bündelt das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) die Projekte im 
Bereich Meinungsfreiheit und Medie-
nentwicklung bei der DW Akademie. Mit 
ihrem Engagement bereichert sie die 
deutsche Entwicklungspolitik – unter 
anderem auch in Zusammenarbeit mit 
Durchführungsorganisationen wie der 
Deutschen Gesellschaft für internatio-
nale Zusammenarbeit (GIZ). 

Ein Leben in Würde ist nur möglich, 
wenn sich alle frei und ohne Angst in-
formieren und äußern können. Medi-
en sind eine Plattform für den Dialog. 
Sie sind ein Grundpfeiler einer demo-
kratischen Öff entlichkeit. Sie tragen 
zum Bewusstsein über die politischen 
Verhältnisse bei. Sie sorgen für Trans-
parenz. Und sie stärken gute Regie-
rungsführung, weil sie die politischen 
Akteure zur Rechenschaft ziehen.

Wir leben heute in einer globalen 
Informationsgesellschaft. Politische 
Debatten werden weltweit geführt. Die 
Deutsche Welle vermittelt deutsche 
Perspektiven mit Hilfe eines starken 
Programms, ergänzt von einem cross-
medialen Angebot im Internet, das 
weitere Hintergrundinformationen und 
Analysen liefert. Dazu kommt die Regi-
onalkompetenz des Senders mit einem 
Medienangebot in  Sprachen. Egal, 
ob es um den Klimawandel geht, um 
Hungerkrisen oder die Gestaltung der 
globalen Finanzströme – die Werte, für 
die Deutschland steht, kommen welt-
weit zur Geltung: Freiheit, Menschen-
rechte, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 
und sozialer Ausgleich. 

Dabei spielen das Programm der 
DW und die Projekte der DW Akade-
mie zusammen – wie das Beispiel Uk-
raine zeigt: Während die Programme 
auf Deutsch, Englisch und Ukrainisch 
ausführlich über die aktuelle politische 
Lage berichten, Analysen und Hinter-
gründe liefern, unterstützt die DW 
Akademie lokale Medien dabei, in den 
Regionen des Landes eigene journa-
listische Angebote zu produzieren, die 
ausgewogen sind und die Bevölkerung 
ansprechen. Und sie bringt Medien und 
Zivilgesellschaft aus den verschiedenen 
Landesteilen zum Dialog zusammen.

DW-Programm und DW Akademie 
nutzen gemeinsame Expertise, Res-
sourcen und Netzwerke. Die Marke 
DW steht für journalistische Kompe-
tenz und fachliche Unabhängigkeit. Sie 
sorgt bei den Partnern in den Koopera-
tionsländern für Vertrauen und Aner-
kennung – eine Basis, von der die Pro-
jektarbeit der DW Akademie profi tiert. 

Die DW Akademie blickt auf eine 
-jährige Geschichte zurück: Seit  
sind mehrere tausend Medienschaf-
fende aus Entwicklungs- und Schwel-

lenländern ausgebildet worden – oft 
mit Förderung des BMZ. Doch längst 
geht ihr Angebot über die Schulung 
von Journalisten und Journalistinnen 
hinaus. Das BMZ und die DW Akade-
mie setzen auf umfassende Ansätze: 
bessere rechtliche und politische Rah-
menbedingungen, gute Qualifi zierungs-
chancen für Medienschaff ende und 
die wirtschaftliche Tragfähigkeit von 
Medien. Die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien bieten 
dabei große Chancen – vor allem für 
Dialog und Mitsprache. Neben den 
klassischen Medienhäusern spielen 
zivilgesellschaftliche Organisationen 

und auch staatliche Partner immer öfter 
eine zentrale Rolle.

Auf dem sich öffnenden Medien-
markt in Myanmar besteht beispiels-
weise ein großer Bedarf an professi-
onell ausgebildeten Journalisten und 
Journalistinnen. Deshalb unterstützt 
das BMZ die Gründung des »Myanmar 
Journalism Institute«. Es hilft außer-
dem beim Aufbau eines Presserates und 
 fördert lokale Community-Medien für 
ethnische Minderheiten. An Schulen 
in den Palästinensischen Gebieten ler-
nen Jugendliche nun Medien kompetent 
zu nutzen, um sich für ihre Anliegen 
Gehör zu verschaff en. In Uganda wird 

ein parlamentarisches Forum gefördert, 
in dem Abgeordnete, Journalisten und 
Menschenrechtsexperten gemeinsam 
die Medien- und Meinungsfreiheit stär-
ken. Und in Ghana unterstützt die deut-
sche Entwicklungspolitik Menschen 
und Medien dabei, Informationen von 
öff entlichen Stellen einzufordern.

Während die DW-Programme sich 
vor allem an Entscheidungsträger rich-
ten, konzentrieren sich die Projekte 
der DW Akademie in der Regel auf die 
besonders benachteiligten Gruppen: 
Jugendliche in sozial schwachen Rand-
gebieten der großen Städte z. B. in Af-
rika; Menschen auf dem Land, wo das 

mediale Angebot oft unzureichend ist; 
indigene Minderheiten, die bei natio-
nalen Debatten z. B. in Lateinamerika 
übergangen werden.  

Die Deutsche Welle vermittelt im 
globalen Dialog und stärkt die Stim-
men der Menschen vor Ort. Beides ist 
notwendig, damit jeder Mensch eine 
gerechte Entwicklungschance erhält.

Thomas Silberhorn, MdB ist Parla-
mentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
und Mitglied des Rundfunkrates der 
Deutschen Welle
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Deutsche Welle in Berlin, Voltastraße (vornehmlich TV)

Deutschlands Werte- und 
Kulturvermittlerin
Was kann die Deutsche Welle 
heute leisten 

KARL JÜSTEN

D ie Deutsche Welle ist eine ein-
malige Chance. Und sie leistet 
mit engagiertem, freiem Journa-

lismus einen ganz eigenen Beitrag zur 
deutschen Außen- und auswärtigen Kul-
turpolitik. Und mit ihrer Geschichte und 
ihren Entwicklungen spiegelt die »Welle« 
die Geschichte der Bundesrepublik wider.

Vor über  Jahren begann die Deutsche 
Welle, Radiosendungen in alle Welt auszu-
strahlen. Sie sollte, so der damalige Bun-
despräsident Heuss beim Sendestart , 
»unmittelbar durch den Äther das Ohr und 
auch das Herz der Menschen deutscher 
Herkunft, Art und Sprache in aller Welt« 
erreichen und »Stimme der Heimat« sein. 
Seit dieser Zeit hat sich weltweit die Me-
dienlandschaft radikal verändert. Das ging 
auch an der DW nicht spurlos vorbei. Sie 
setzt konsequent auf die Trimedialität: TV, 
Radio, Internet.

Die Deutsche Welle ist längst nicht 
mehr die einzige Möglichkeit, sich welt-
weit über und aus Deutschland zu infor-
mieren. Heute sind nicht mehr vorrangig 
die Auslandsdeutschen ihre Zielgruppe, 
sondern alle, die sich für Deutschland 
interessieren, insbesondere internatio-
nale Entscheider, Akteure in politischer 
Gestaltung und jene, die sich unter zum 
Teil schwierigen Bedingungen für Demo-
kratie und Rechtstaatlichkeit einsetzen. 
Sie versteht sich mehr denn je als Deutsch-
lands Werte- und Kulturvermittlerin in der 
»Einen Welt«. Sie ist der internationalen 
Zusammenarbeit und dem Miteinander 
der globalen Weltfamilie verpfl ichtet. Die 
DW ist steuerfi nanziert, sie wird aber nicht 
vom Staat geführt und kann deshalb umso 
stärker glaubhafte Fürsprecherin sein. 

So verbreitet sie aus der Mitte Europas 
heraus ein Bild des Weltgeschehens, das 
nicht einseitig und eng, sondern wahrhaftig 
und diskussionsfreudig ist. Damit lädt sie 
zum internationalen Dialog ein und führt 
Menschen zusammen. In den vergangenen 
Jahren durfte ich mehrfach Entwicklungs-

länder und Staaten mit einer prekären 
Menschenrechtslage bereisen. Und öfter 
als einmal begegnete ich auf solchen Rei-
sen Gesprächspartnern, die »die Welle« 
nutzten, die sich dankbar zeigten für den 
anderen, sensiblen Blick dieses Senders, die 
mir schließlich auch aus eigenem Erleben 
die Bedeutung der DW für oppositionelle 
Kräfte in Diktaturen berichteten: Eine ver-
lässliche Stimme der Information in ihrer 
eigenen Sprache, gelegentlich wie ein Licht 
im Dunkel der Unterdrückung. 

Und all das wird und muss auch so 
bleiben. Denn dieses Ziel ist im Deutsche-
Welle-Gesetz eindeutig formuliert: Der 
Sender soll »deutschen und anderen Sicht-
weisen zu wesentlichen Themen vor allem 
der Politik, Kultur und Wirtschaft sowohl 
in Europa wie in anderen Kontinenten ein 
Forum geben mit dem Ziel, das Verständ-
nis und den Austausch der Kulturen und 
Völker zu fördern«. Das ist eine komple-
xe Aufgabe für ein global sensibles und 
vielsprachiges Medienunternehmen. Die 
Mitarbeiter des Senders – vom Cutter in 
der Berliner Voltastraße oder der Archiv-
kraft im Bonner Schürmannbau bis zum 
Korrespondenten in Lagos oder Jerusalem, 
New York oder Bangkok – zeigen Tag für 
Tag Leistung, die wirklich bemerkenswert 
ist. Die Anforderungen sind auch deshalb 
gestiegen, weil die Nutzer immer häufi ger 
in den Dialog mit den Redaktionen treten.

Neben diesen journalistischen Heraus-
forderungen gibt es weitere Faktoren, die 
ein Auslandssender kaum beeinfl ussen 
kann: da sind die Finanzen, die Distri-
butionswege, die sich rasant weiter ent-
wickelnden technischen Möglichkeiten, 
die sich ständig ändernde internationale 
Medienlandschaft mit zahlreichen neuen 
Mitbewerbern. Leider muss man auch die 
Schikanen totalitärer Regime nennen, de-
nen Meinungsfreiheit nur hinderlich ist.

Nicht zuletzt bedeutet die Globalisie-
rung auch, dass die Deutsche Welle eine 
schiere Flut von Informationen nach ih-
ren hohen Standards verarbeiten muss. 
Vorgänge müssen gewichtet, erklärt und 
eingeordnet werden. Das gilt für Berichte 
aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft, 
Soziales und Religion, Sport, Lifestyle und 
betont auch für das Thema Kultur – wobei 

die DW bewusst einen weiten Kulturbe-
griff  hat. Bildende und darstellende Kunst, 
Musik und Literatur, Hochkultur, Straßen-
aktion und Avantgarde  aus Deutschland 
und der Welt müssen im Angebot der DW 
einen prominenten Platz haben.

 Intendant Peter Limbourg hat das ehr-
geizige Ziel avisiert, bis  die Reich-
weite und Bedeutung der DW deutlich zu 
steigern. Sie braucht dazu eine zukunftsfä-
hige Unternehmens- und eine realistische 
Vertriebsstrategie, um sich international 
auf den Medienmärkten behaupten zu 
können. Und sie braucht interessante, un-
verwechselbare Angebote, die ihre Stärken 
hervorheben. 

Eine dieser Stärken ist zweifellos die 
Sprachenvielfalt der Deutschen Welle. Sie 
ist der Türöff ner in viele Medienmärkte. 
Dabei hat der Sender in den letzten Jah-
ren wegen fi nanzieller Engpässe Angebote 
einstellen müssen. Wertvolle Ressourcen 
gingen dem Haus verloren. Auch bei den 
Verbreitungswegen musste gekürzt werden, 
so dass die Nutzerzahlen insbesondere 
im deutschsprachigen Fernsehprogramm 
zurückgingen. Das ist bedauerlich. Der 
Aderlass passt nicht in die gegenwärtige 
weltpolitische Landschaft. Wenn Deutsch-
land mehr internationale Verantwortung 
übernehmen möchte und muss, dann ist 
gerade die DW ein hervorragendes Ins-
trument, um sich diesen Problemen zu 
stellen. Sie ist letztlich auch der Sender 
für die harte Tagespolitik wie die soziale 
Kompetenz in der Außenpolitik, indem sie 
für Frieden, Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit weltweit eintritt.

Rundfunkrat und Verwaltungsrat haben 
sich ausdrücklich hinter die strategische 
Entscheidung  der DW-Geschäftsführung 
gestellt, die englische Sprache durch ein 
erweitertes Angebot im linearen TV und 
online zu stärken. Wenn die Deutsche Wel-
le im Wettbewerb um die internationalen 
Köpfe und Meinungen erfolgreich sein will, 
führt daran nach unserer Ansicht kein Weg 
vorbei. Wichtig ist den Aufsichtsgremien, 
dass diese strategische Neuausrichtung 
nicht zu Lasten der erwähnten Sprachen-
vielfalt geht. Denn nur mit dem Gesamtpa-
ket – einem umfangreichen Angebot in der 
internationalen Hauptsprache Englisch, 

dem bewährten deutschsprachigen An-
gebot und den regionalen sprachlichen 
Angeboten – kann die DW unserer Ansicht 
nach strategisch erfolgreich sein. In allen 
Sprachen müssen deutsche Themen weiter 
eine wichtige Rolle spielen. 

So muss auch Deutsch als Sprache bei 
der DW eine Zukunft haben – online und 
im linearen TV. Die Gremien sind über-
zeugt, dass die weltweite Zahl derjeni-
gen, die sich für Deutsch interessieren 
und das Angebot nutzen können, immer 
noch steigerungsfähig ist. Sprache ist ein 
Kultur- und Wertevermittler. Es geht also 
um unsere Werte, unsere Überzeugungen.

Von der Ausweitung der englischen TV-
Nachrichtenfl ächen sollten auch Impulse 
für die Angebote in Deutsch, Arabisch und 
Spanisch ausgehen. Insbesondere will sich 
die Geschäftsführung der DW  Gedan-
ken über die Zielgruppe des deutschspra-
chigen Programms und damit über die 
passenden Angebote Gedanken machen. 
Dabei können dem deutschen Programm 
mehr Übernahmen von ARD und ZDF hel-
fen, etwa Dokumentationen oder Kultur-
beiträge. Die vor zwei Jahren beschlossene 
Kooperation und der Programmaustausch 
mit den öff entlich-rechtlichen Inlandsen-
dern sind wichtig für die Zukunft der DW 
und müssen stärker genutzt werden. 

Die Aufsichtsgremien der DW beobach-
ten auch sehr genau, mit welchem Tempo 
Social Media eine stärker bestimmende 
mediale Rolle bekommt. Twitter, Face-
book und andere Plattformen beschleu-
nigen und vervielfachen die Verbreitung 
von Informationen und Meinungen. Die 
Deutsche Welle wird hier ein klares Kon-
zept benötigen, da attraktive Angebote 
in diesem Bereich für die beabsichtigte 
Reichweitensteigerung unerlässlich sein 
werden, dieser Bereich der Medien aber 
seine Verwerfungen hat. Die neue App ist 
dazu ein wichtiger Baustein.

Die Aufsichtsgremien sind für die Ge-
schäftsführung und die Programmverant-
wortlichen der DW ein kritisches, aber vor 
allem konstruktives Korrektiv. Ihnen ob-
liegt die Fürsorge für die Mitarbeiter und 
auch die Kontrolle der Inhalte. Jüngst dis-
kutierten die Gremien ausführlich über die 
Angebote in China, der Ukraine, Russland 
und im Arabischen Raum. Beschwerden 
über Inhalte werden sehr ernst genommen. 

Angesichts der Neuausrichtung der 
DW gemäß der Aufgabenplanung haben 
sich die Gremien des Rundfunkrates neu 
konstituiert. Es gibt nun einen Programm-
ausschuss, der alle Inhalte auf allen Ver-
breitungswegen in allen Sprachen gemäß 
dem DW-Gesetz prüft. Der gewachsenen 
Bedeutung der DW-Akademie trägt ein ei-
gener Ausschuss Rechnung, der die konse-
quente Weiterentwicklung ihrer Angebote 
begleitet. Angesichts der veränderten Me-
dienmärkte hängt die Zukunft des Senders 
entscheidend davon ab, auf welchen Wegen 
und in welchen Formaten die journalisti-
schen Beiträge und auch Serviceangebote 
wie die Sprachkurse Verbreitung fi nden. 
Mit diesen Themen wird sich ein neu ge-
gründeter Ausschuss Distribution befassen. 

Die Gremien sind zuversichtlich, dass 
die DW auch künftig ihrem Auftrag ge-
recht werden kann. Dazu bedarf sie gesi-
cherter fi nanzieller Ressourcen, um einen 
modernen Auslandssender zu betreiben. 
Kulturstaatsministerin Monika Grütters 
leistet dazu mit hohem Engagement einen 
wesentlichen Beitrag. Die angekündigten 
Mittelaufwüchse durch die Bundesregie-
rung sind dringend erforderlich, um den 
Sender in der Substanz zu erhalten.

Die entscheidende Ressource des Hau-
ses sind die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter. Sie stehen für deutschen Quali-
tätsjournalismus weltweit. Die Debatten 
um die fi nanzielle Ausstattung der DW 
im Sender und in der Politik haben alle 
erkennen lassen, welch hohen Stellenwert 
die DW als Instrument deutscher Außen-, 
Entwicklungs- und Kulturpolitik hat. Die 
Stellung und das Bild Deutschlands in der 
Welt müssen auch durch einen respektab-
len und respektierten Auslandssender zum 
Ausdruck kommen.

Prälat Karl Jüsten ist Vorsitzender 
des Rundfunkrates  der Deutschen Welle

Wenn die 
Deutsche Welle 
international 
erfolgreich sein 
will, führt an der 
erweiterten 
Ausrichtung an 
der englischen  
Sprache kein 
Weg vorbei. Aber 
auch Deutsch 
muss bei der DW 
eine Zukunft 
haben – online 
und im linearen 
Fernsehen
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Filmförderung gibt es in allen Ländern, besonders den nicht englischsprachigenSzene aus dem Film »Frau Ella« von Markus Goller FOTO:  PANTALEON ENTERTAINM ENT GMBH, WARNER BROS. ENTERT

Was kann, will, muss der deutsche 
Auslandssender?
Statements der kultur- und medienpolitischen Sprecher der Fraktionen im Bundestag zur Bedeutung und Rolle der Deutschen Welle

Marco Wanderwitz ist kultur- und 
medienpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Martin Dörmann ist Sprecher für 
Kultur und Medien der SPD-Bundes-
tagsfraktion sowie Mitglied im Ver-
waltungsrat der Deutschen Welle

Tabea Rößner ist Sprecherin für 
Medienpolitik der Bundestags-
fraktion Bündnis /Die Grünen

Harald Petzold ist medienpolitischer 
Sprecher der Fraktion Die Linke im 
Deutschen Bundestag

Stimme im 
Medienkrieg
MARCO WANDERWITZ

Lange hat die Deutsche Welle nicht 
mehr so sehr im Fokus des öff entlichen 
Interesses gestanden wie in den letzten 
Monaten. 

Das ist gut, weil die Arbeit unseres 
deutschen Auslandssenders und sei-
ner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
so auch in Deutschland stärkere Wür-
digung fi ndet. Die Deutsche Welle als 
Stimme der Freiheit, Menschenrechte 
und Demokratie trägt mit ihrem qua-
litativen Programm nicht unerheblich 
zum Ansehen Deutschlands in der Welt 
bei. 

Weniger gut ist der Anlass für diese 
Wertschätzung. Auch Deutschland be-
fi ndet sich in einem verschärften Kampf 
um die weltöff entliche Meinung. Die 
Kriege des . Jahrhunderts sind nicht 
zuletzt Meinungs- und Medienkriege. 
Regime wie Russland, China oder Iran 
nehmen gewaltige Summen in die Hand, 
um ihrem Auslandsrundfunk in der 
Welt Gehör und Gesicht zu verschaf-
fen. Anders als bei der Deutschen Welle 
fi ndet dort Propaganda statt.

Der neue Intendant Peter Limbourg 
hat weitreichende Umbaupläne ent-
wickelt, die auch nötig waren. Kern-
stück ist eine geschärfte Defi nition der 
Zielgruppen und der Anspruch eines 
aktuelleren Programms. Die »globa-
len Entscheider und Teilnehmer an 
der politischen Meinungsbildung« 
erwarten rund um die Uhr Nachrich-
ten und aktuelle Informationsange-
bote – vor allem auch auf Englisch. 
Englischsprachige Angebote haben 
weltweit das höchste Nutzungspo-
tenzial – Deutschlands Stimme kann 
in der Welt nur gehört werden, wenn 
sie auch verstanden wird.

Es gilt, im weltweiten Medienkon-
zert eine Stimme beizutragen, die se-
riös ist, die deutsche Sicht der Dinge 
transportiert und die unterschiedliche 
Meinungen zulässt. Zum Beispiel der 
Russland-Ukraine-Konfl ikt: Mit einer 
kurzfristigen Ausweitung der Bericht-
erstattung ist die Deutsche Welle dort 
zu einer glaubwürdigen und stark nach-
gefragten Informationsquelle geworden.

Die Digitalisierung und ein sich 
weiter wandelndes Mediennutzungs-
verhalten sind weitere Gründe für tief-
greifende Reformen. 

Die Pläne für einen »breaking-
news«-fähigen Kanal in Englisch 
schmälern aber nicht die Bedeutung der 
deutschen Sprache für das Programm. 
Deutsch soll die Hauptarbeitssprache 
der Deutschen Welle bleiben. Auch die 
Vermittlung von Deutschlands Kultur, 
Gesellschaft, Wirtschaft und Politik 
bleibt Kernaufgabe.

Zu den großen Stärken des Senders 
zählt seine hohe Regionalkompetenz. 
Ein Programmangebot in  Sprachen 
ist ein Markenzeichen, das internati-
onal seinesgleichen sucht. Das soll so 
bleiben.  Ich freue mich, dass Kultur-
staatsministerin Monika Grütters, Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble und 
unseren Koalitionsfraktionen eine 
strukturelle Erhöhung des DW-Etats 
ab  gelungen ist. Die tarifbedingten 
Personalkostensteigerungen werden 
mit  Millionen Euro pro Jahr zusätz-
lich ausgeglichen. 

Damit und mit dem zwischenzeitlich 
erfolgten Beschluss der neuen Aufga-
benplanung durch die Sendergremien 
hat die Deutsche Welle eine gute Zu-
kunft vor sich.

Die Stimme der 
Freiheit stärken
MARTIN DÖRMANN

Ein sich dynamisch entwickelndes, glo-
bales Informationsumfeld stellt auch 
die Deutsche Welle vor große Heraus-
forderungen. Es gibt jedoch Grund zum 
Optimismus. Mit einer neuen Aufga-
benplanung soll die Relevanz unseres 
Auslandssenders deutlich erhöht wer-
den. Und erstmals seit vielen Jahren 
stellen Parlament und Bundesregierung 
eine nachhaltige Finanzierung sicher.

Wenn es sie nicht gäbe – man müss-
te sie erfi nden. Angesichts zahlreicher 
Krisenherde und demokratiefeindlicher 
Tendenzen leistet die Deutsche Welle 
(DW) einen unverzichtbaren Beitrag 
zur weltweiten Meinungsvielfalt. Auf 
allen Kontinenten und in insgesamt  
unterschiedlichen Sprachen kann man 
DW-Programme abrufen, sei es über TV, 
per Radio oder online. Für viele Men-
schen ist die Deutsche Welle eine Stim-
me der Freiheit, der sie vertrauen. Ihre 
journalistische Qualität und Glaubwür-
digkeit genießen hohe Anerkennung.

Gleichzeitig verändert sich die Me-
diennutzung. Und es wachsen Konkur-
renzangebote, beispielsweise d ie eng-
lischsprachigen, hochsubventionier-
ten Auslandssender aus Russland und 
China. Vor diesem Hintergrund nimmt 
die DW eine teilweise Neuausrichtung 
vor, um ihre Relevanz und Reichweite 
zu verbessern. 

Die neue Aufgabenplanung wurde 
kürzlich von den zuständigen Gremien 
einstimmig verabschiedet. Die Spra-
chenvielfalt soll als besondere Stärke 
erhalten bleiben. Vor allem das eng-
lischsprachige TV-Programm wird aber 
deutlich attraktiver und aktueller ge-
staltet. Hier sind die mit Abstand größ-
ten Wachstumspotenziale zu erwarten. 
Zudem steht die DW in vielen Ländern 
in einem harten Wettbewerb um attrak-
tive Sendeplätze bei den Bouquets von 
TV-Plattformen. Dabei soll die deutsche 
und europäische Perspektive erhalten 
bleiben. Sie zu vermitteln ist ein Kern-
auftrag des Senders.

Der Deutsche Bundestag unterstützt 
die neue Aufgabenplanung, jedenfalls 
die Koalitionsfraktionen. Schon im Ko-
alitionsvertrag haben Union und SPD 
eine Stärkung der Deutschen Welle 

angekündigt. Dem lassen wir nun Ta-
ten folgen. Bereits in den Haushalten 
 und  wurden vom Parlament 
zusätzliche Projekt- und Investitions-
mittel in zweistelliger Millionenhöhe 
beschlossen. Personalkostensteige-
rungen sollen zukünftig angemessen 
berücksichtigt werden. Das hat es so 
seit Ende der er Jahre nicht mehr 
gegeben. 

Mit dieser Perspektive ist es gelun-
gen, die vom Intendanten als Notmaß-
nahmen ins Spiel gebrachten Kürzungs-
szenarien für die linearen TV-Angebote 
in drei Sprachen abzuwenden. Die enor-
men Potenziale der Deutschen Welle 
und ihrer äußerst engagierten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter können 
nun noch besser zur Geltung gebracht 
werden. Und das ist gut so!

FO
T

O
: B

Ü
R

O
 W

A
N

D
E

R
W

IT
Z

Demokratie 
weltweit fördern
TABEA RÖẞNER

Die Deutsche Welle macht eine her-
ausragende Arbeit. In  Sprachen 
werden demokratische Werte in alle 
Welt vermittelt. Diese Arbeit muss fi -
nanziell gesichert werden. Daher war 
es dringend notwendig, die Mittel für 
die Deutsche Welle um  Millionen 
Euro für das Jahr  zu erhöhen. Die 
Stärkung der vielsprachigen demokra-
tiefördernden Ausrichtung und die 
damit verbundene adäquate fi nanzi-
elle Ausstattung waren auch Ziel des 
Antrags meiner Fraktion Bündnis /
Die Grünen, als es im Bundestag um 
die Aufgabenplanung des deutschen 
Auslandssenders ging. 

Trotz der Finanzspritze ist die Zu-
kunft der regionalen Berichterstattung 
der Deutschen Welle unsicher. Die Be-
richterstattung in  Sprachen ist stark 
und stellt im globalen Wettstreit um 
Information ein echtes Alleinstellungs-
merkmal dar, das kein anderer inter-
nationaler Auslandssender zu bieten 
hat. Aber dieses Alleinstellungsmerk-
mal, das eng mit der Kernaufgabe der 
Deutschen Welle, nämlich der Demo-
kratieförderung, zusammenhängt, ist in 
Gefahr. Die durch Intendant Limbourg 
vorangetriebene einseitige Ausrichtung 
auf einen englischsprachigen, »brea-
king news«-fähigen Fernsehsender 
ist ein Fehler: Ein Medium, das teuer 
ist, sendet Formate, die nicht in allen 
Ländern funktionieren, in einer Spra-
che, die viele Zielgruppen gar nicht 
verstehen. 

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht. 
Aber wenn ich die Wahl habe zwischen 
deutschsprachigen und fremdsprachi-
gen Nachrichten zu entscheiden, dann 
wähle ich meine Muttersprache – und 
das, obwohl ich des Englischen durch-
aus mächtig bin. Es ist mehr als frag-
lich, ob es den sogenannten »globalen 
Entscheidern«, die die Intendanz mit 
ihrer Neuausrichtung der Deutschen 
Welle erreichen möchte, anders geht. 

Vor allem aber geht die Rechnung, 
mit der Neuausrichtung der Deutschen 
Welle die Reichweite um  Prozent 
steigern zu wollen, meines Erachtens 
nicht auf. Wenn bestimmte Menschen 
durch die Eindämmung der regionalen 
Berichterstattung nicht mehr erreicht 
werden, und die Deutsche Welle fortan 
mit ihrem englischen Hauptprogramm 
mit internationalen Sendern wie der 
BBC um Zuschauer konkurriert, büßt 
sie dann nicht insgesamt an Reichwei-
te ein? Der Verzicht darauf, hunderte 
von Millionen von Menschen in ihren 
Muttersprachen zu erreichen, kommt 
die deutschen Bemühungen um De-
mokratieförderung und Völkerver-
ständigung möglicherweise nicht nur 
inhaltlich, sondern auch strategisch 
teuer zu stehen.   

Die Vielsprachigkeit ist die Kernkom-
petenz und das Alleinstellungsmerkmal 
der Deutschen Welle. Sie ist gleichzeitig 
der Schlüssel zu ihrer Kernaufgabe: Völ-
kerverständigung und Demokratieför-
derung. In den Partnerländern der deut-
 schen Entwicklungszusammenarbeit 
genießt die Deutsche Welle einen sehr 
guten Ruf, weil sie gerade in unfreien 
Medienmärkten elementare Funktionen 
eines in der Regionalsprache verfassten 
Informationskanals erfüllt. Es wäre fahr-
lässig, diese Rolle aufzugeben. In Zeiten, 
in denen qualitätsvoller Journalis-
mus weltweit in der Krise steckt, alle
mal.

Nur noch für 
nationale Eliten?
HARALD PETZOLD

Nach einer langen Zeit chronischer Un-
terfi nanzierung verkündete die Staats-
ministerin für Kultur und Medien Ende 
Februar diesen Jahres, den Zuschuss für 
die Deutsche Welle (DW) ab dem Haus-
haltsjahr  um  Millionen Euro 
aufzustocken. Das strukturelle Defi zit 
sei damit beseitigt. Eine frohe Kunde 
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Senders und ein schöner Erfolg 
ihres Kampfes. Ob mit diesem zusätzli-
chen Geld der Personalabbau gestoppt 
und die prekären Beschäftigungsver-
hältnisse überwunden werden, bleibt 
indes abzuwarten. 

Diese Nachricht ist aber auch eine po-
litische Bestätigung des neuen Kurses, 
den der Intendant gleich nach seiner 
Amtsübernahme eingeleitet hat, ein 
Kurs mithin, der unverändert kritisch 
hinterfragt werden muss. 

Geht es nach Peter Limbourg, soll 
die DW innerhalb weniger Jahre hin-
ter dem US-amerikanischen CNN und 
der britischen BBC, aber vor dem rus-
sischen Auslandssender Russia Today, 
dem arabischen Al Jazeera und dem 
chinesischen Staatssender CCTV auf 
dem dritten Rang unter den weltweit 
agierenden Sendern platziert werden. 
Der Intendant der DW hat unmiss-
verständlich erklärt, dass es an der 
Zeit sei, »Putins Propaganda endlich 
Paroli zu bieten«. Es herrsche global 
eine »Auseinandersetzung der Wer-
te«, an der sich zu beteiligen, er für 
eine »nationale Aufgabe« hält. Diese 
Neuausrichtung steht meines Erach-
tens im Gegensatz zur Ziel- und Auf-
gabenstellung der DW und weicht die 
bisher gültigen Programmgrundsätze 
auf. Ich befürchte eine Einschränkung 
der journalistischen und redaktionellen 
Unabhängigkeit, um den Sender in die 
globale Interessenpolitik Deutschlands 
einordnen zu können. 

Mit der Konzentration auf die eng-
lische Sprache soll der Sender in Zu-
kunft vor allem »Meinungsbildner« und 
»Entscheidungsträger«, also einfl uss-
reiche Multiplikatoren in den jeweili-
gen Ländern erreichen. Die bevorzugte 
Bedienung nationaler Eliten und die 
damit verbundene Beschneidung des 
bisherigen vielsprachigen Angebots der 
DW lehne ich ab. 

Gegen eine stärkere Verwendung der 
englischen Sprache im Programman-
gebot der DW habe ich hingegen keine 
Einwände, wenn  das Englische nicht 
zur zweckgerichteten »Leitsprache« 
wird und die deutsche Sprache dabei 
nicht auf der Strecke bleibt. Denn die 
Verdrängung der deutschen Sprache 
widerspricht dem Deutsche-Welle-
Gesetz. 

Die deutsche Sprache muss neben 
Englisch Schwerpunkt bleiben. Deut-
sche und Deutschsprachige im Ausland 
müssen auch künftig Zielgruppe für 
die DW sein. Die Vielsprachigkeit darf 
kein Opfer einer fragwürdigen Mission 
werden.
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Die deutsche 
und europäische 
Perspektive soll 
erhalten bleiben

Die bisher gültigen 
Programmgrundsätze 
dürfen nicht 
aufgeweicht werden
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Die aktuelle Aufbruch-
stimmung muss 
genutzt werden

Blick in einen Kurs des Fortbildungszentrums der DW Akademie
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Ein gefragter Partner in Krisengebieten  
Zur Bedeutung der Deutschen Welle

BEATE GRZESKI

A ls Vermittler deutscher und 
europäischer Perspektiven auf 
das Weltgeschehen genießt die 

Deutsche Welle weltweit und seit über 
sechs Jahrzehnten eine hohe Reputa-
tion. Sie gibt darüber hinaus auch an-
deren internationalen Sichtweisen auf 
politische, kulturelle und wirtschaftli-
che Themen ein Forum und trägt damit 
zur Verständigung und zum Austausch 
der Kulturen und Völker bei. Insgesamt 
leistet die Deutsche Welle somit einen 
wichtigen Beitrag zur internationalen 
Positionierung Deutschlands.

Vor etwas mehr als einem Jahr hat die 
Deutsche Welle begonnen, eine Neuauf-
stellung und die dafür erforderlichen 
Anpassungen an die internationalen 
Herausforderungen der Zukunft in die 
Wege zu leiten. In der jüngst beschlos-
senen Aufgabenplanung - stellt 
sie sich der zunehmenden Digitalisie-
rung, der sich verschärfenden internati-
onalen Medienkonkurrenz und reagiert 
auf die wachsende Zahl von Krisenher-
den auf der ganzen Welt. Diese Auf-
bruchsstimmung wollen wir nutzen und 
gemeinsam Ziele erreichen, die wir uns 
bei unserer Neuausrichtung der Aus-
wärtigen Kultur- und Bildungspolitik 
im Zuge des gerade zu Ende gegangenen 
Prozesses »Review  – Außenpolitik 
weiter denken« gesetzt haben und die 
uns als Richtschnur dienen.

Zunächst fokussieren wir als Aus-
wärtiges Amt die Zusammenarbeit 
mit der DW im Wesentlichen auf vier 
Schwerpunktregionen bzw. -länder. 
Dazu zählen die arabische Welt, Sub-
sahara-Afrika, die Ukraine und in gerin-
gerem Umfang auch Afghanistan. 

Eine zentrale Erkenntnis des Review-
Prozesses – vor dem Hintergrund einer 
zunehmend ungeordneten Welt – war, 
dass wir auf Krisen schneller und ef-
fektiver reagieren müssen. Gerade in 
Gebieten, die schwer zu erreichen sind, 
kommt glaubwürdigen, objektiv berich-
tenden Medien eine besondere Rolle zu. 
In vielen Regionen Afrikas ist das Radio 
weiterhin Leitmedium und damit der 
schnellste Weg, um viele Menschen zu 

erreichen. Als sich die Situation in den 
von der Ebola-Epidemie am stärksten 
betroff enen Ländern Liberia, Guinea 
und Sierra Leona rapide und dramatisch 
verschärfte, konnte die Deutsche Wel-
le mit Mitteln der »Aktion Afrika« des 
Auswärtigen Amts innerhalb weniger 
Wochen eine Sonderreihe zum Thema 
Ebola produzieren und in den Landes-
sprachen der Region, aber auch in wei-
teren gefährdeten Staaten, aussenden. 
Die Besonderheit dieses Programms 
war, dass im Format einer fi ktiven »be-
hind-the-scenes«- Reportage vor allem 
bildungsferne Schichten angesprochen 
wurden. Bekannte DW-Radiomodera-
toren unterhielten sich darin »off  the 
record« über ihre Gefühle und Ängste 
in Bezug auf die Krankheit. Ziel war es, 
einen unkomplizierteren Zugang zu 
gesellschaftlich heiklen Themen vor 
Ort zu fi nden und so eine größere Ak-

zeptanz der notwendigen Schritte zur 
gesundheitlichen Vorsorge zu schaff en. 

Krisen und Umbrüche stellen die 
Auswärtige Kultur- und Bildungspo-
litik (AKBP) vor die Herausforderung, 
schnell und konkret zu handeln. Dies 
ist dem Auswärtigen Amt nur möglich, 
wenn es auf Netzwerke und Fachwissen 
seiner Partner zurückgreifen kann. Bei-
spiel Ukraine: Mit Hilfe des Deutschen 
Bundestages haben wir  ein Pro-
gramm zur Stärkung der Zusammen-
arbeit mit der Zivilgesellschaft in der 
östlichen Partnerschaft aufgelegt. So 
kann die Deutsche Welle unter ande-
rem  ihr Programm in russischer und 
ukrainischer Sprache ausbauen. 

Wichtig bleibt es, vor allem in nach-
haltige Strukturen zu investieren. Dar-
um haben wir ein Projekt mit der Deut-
schen Welle Akademie auf die Beine ge-
stellt, um den begonnenen Reformpro-

zess im Medienbereich nachhaltig zu 
unterstützen. Fachleute der Deutschen 
Welle beraten die Kollegen in Kiew bei 
der Transformation des staatlichen 
Rundfunks in eine öff entlich-rechtliche 
Medienanstalt nach westlichem Vorbild. 
Damit wollen wir dazu beitragen, ein 
demokratisches Gegengewicht zu den 
Fernsehanstalten der örtlichen Olig-
archen oder Sendern aus Russland zu 
etablieren. Denn gerade jetzt braucht 
die neue ukrainische Demokratie eine 
eff ektive und glaubwürdige »vierte Ge-
walt« mehr denn je. 

Generell steigt die Bedeutung der 
Deutschen Welle als »Stimme der Frei-
heit« wieder, sei es in Konfl ikt- und 
Krisenregionen, in denen es um die 
mediale Deutungshoheit geht (Stich-
wort: hybride Kriegsführung), sei es in 
Staaten, in denen es kaum Zugang zu 
freien und verlässlichen Informationen 

gibt. Durch ihren neuen Ansatz, auf be-
stimmte Regionen zugeschnittene In-
formationen und Hintergrundberichte 
im crossmedialen Mix anzubieten und 
dabei auch eine Vielzahl von Regional-
sprachen zu berücksichtigen – gerade 
feiert die amharische Redaktion ihr 
-jähriges Bestehen – , wird sich die 
Deutsche Welle weiter gegen wach-
sende Konkurrenz gut behaupten und 
ihre Vorbildfunktion für nach Informa-
tions- und Medienfreiheit strebende 
Journalisten in aller Welt beibehalten 
können. Das Auswärtige Amt wird sie 
dabei auch in Zukunft nach Kräften 
unterstützen. 

Beate Grzeski ist Beauftragte 
für Außenwissenschaftspolitik, 
Deutschlandkommunikation und den 
Dialog zwischen den Kulturen im 
Auswärtigen Amt

Veränderung der Deutschen Welle mit und 
nicht gegen die Mitarbeiter 
 Fragen an
Frank Werneke
Welche Auswirkungen hat die 
neue Aufgabenplanung auf die 
Mitarbeiterstruktur der Deutschen 
Welle?
Zunächst einmal können die Kolle-
ginnen und Kollegen bei der Deut-
schen Welle erleichtert aufatmen: 
Sie haben mit Protesten in den Gre-
mien des Senders, bei der Politik und 
unterstützt auch durch uns als ihre 
Gewerkschaft deutlich gemacht, wie 
unverzichtbar der Erhalt der Deut-
schen Welle als »Stimme der Frei-
heit« ist, die weltweit und in unter-
schiedlichen Sprachen empfangbar 
sein muss, um ihre Funktion erfüllen 
zu können. Über die Funktion und 
die Zukunft des Auslandssenders 
gab es heftige Auseinandersetzun-
gen. In den vergangenen Monaten 
mussten aufgrund der chronischen 
Finanzknappheit des Senders nahe-
zu  freie Mitarbeiter ganz ihren 
Hut nehmen oder wurden durch 
Auftragsreduzierungen in ihrer ma-
teriellen Existenz bedroht. Der Qua-
litätsverlust in allen Programmen 

war deutlich spürbar, die Moral der 
Mitarbeiter erschüttert. Die an sich 
sinnvolle Stärkung der Programme 
in der Weltsprache Englisch droh-
te an hektischen und mangelhaft 
fi nanzierten Umbau-Szenarien zu 
scheitern. Dieses Szenario ist nun 
vom Tisch: Ab  soll der von der 
Bundesregierung fi nanzierte Sender 
mit zusätzlichen Mitteln in Höhe 
von  Millionen Euro jährlich aus-
gestattet werden. Alle Sprachen und 
TV-Kanäle sollen erhalten bleiben, 
Kosten für Tarifsteigerungen  
und  bezahlt werden. Von den  
Kündigungen freier Mitarbeiter wur-
den  zurückgenommen. 

Welche Maßnahmen sollten 
ergriff en werden, um die Umstruk-
turierung sozial verträglich zu 
machen? 
Die nachhaltige Sicherung der Spra-
chenvielfalt der Deutschen Welle ist 
zusammen mit der Regionalkompe-
tenz der Beschäftigten aus  Natio-
nen ihr Alleinstellungsmerkmal. Gera-
de in Zeiten zunehmender politischer, 
religiöser und kultureller Spannungen 
rund um den Globus braucht Deutsch-

land eine starke und vertrauenswürdi-
ge Stimme in der Welt. Nur wenn die 
Deutsche Welle auch in Zukunft in TV, 
Radio und Internet mit einer Stimme, 
aber in vielen Sprachen spricht, wird 
sie weiterhin Gehör fi nden. Auch 
wenn die Bundesregierung weitere 
vier Millionen Euro für das Programm 
avisiert hat, darf der Aufbau des 
englischen Kanals nicht weiter zu 
Lasten der anderen Sprachredakti-
onen gehen. Es gilt, die notwendige 
Balance zwischen dem englischen 
Kanal und den anderen Programmen 
zu fi nden. Außerdem muss Intendant 
Peter Limbourg der Bundesregierung 
einen umfassenden Ressourcenplan 
nachreichen. Es kommt jetzt darauf 
an, den Ressourcen, die in der Vielfalt 
und hohen journalistischen Kompe-
tenz, mit der auch in Gegenden, in 
denen Pressefreiheit ein Fremdwort 
ist, Informationen vermittelt werden, 
einen angemessenen Stellenwert zu 
verschaff en.

Welche Gefahren ergeben sich 
auch für die Zukunft für die Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen der 
Deutschen Welle? 

Es ist vor allem unabdingbar, den 
hektischen Totalumbau der Deut-
schen Welle zu einem hauptsächlich 
englischen Nachrichtensender zu 
beenden. Alle Redaktionen, auch die 
deutsche, benötigen eine angemes-
sene fi nanzielle und personelle Aus-
stattung. Seriöser Journalismus, und 
das ist das Aushängeschild der Deut-
schen Welle, kostet Zeit und Geld. 
Die Deutsche Welle hat jetzt die 
Chance, weltweit zum Aushänge-
schild für Pressefreiheit und seriö-
sen Journalismus als wesentlicher 
Bestandteil der Demokratie zu 
werden. Dieser bereits begonnene 
Reformprozess steht und fällt mit 
den Kolleginnen und Kollegen, die 
dem Sender ihr Wissen, ihre Stimme 
und ihr Gesicht verleihen und daher 
ist es unabdingbar, sie in diesem 
Prozess mitzunehmen und nicht ab-
zuhängen.

Frank Werneke ist Stellvertretender 
Vorsitzender der ver.di; Leiter des 
Fachbereichs  Medien, Kunst und 
Industrie. Verena Schmidt ist 
Mitarbeiterin des Deutschen 
Kulturrates
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Eine Alternative 
könnte ein Stiftungs-
modell sein – wie in 
NRW praktiziert

Hochwertige lokale Berichterstattung wird auch in Zukunft ohne Subventionen kaum möglich sein
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Die Schublade 
bleibt zu 
Die lokale Medienvielfalt ist in Gefahr – 
die Bundesländer sind uneins
HELMUT HARTUNG

D as Bundesverwaltungsge-
richt in Leipzig hatte Ende 
Dezember  in letzter 
Instanz entschieden, dass 

ProSiebenSat. auch in ihrem überre-
gionalen Programm regionale Werbung 
senden darf. Dieser Gerichtsbeschluss 
eröff net dem Sender neue Vermark-
tungsfelder, weil ProSiebenSat. jetzt 
auch lokale Unternehmen ansprechen 
kann, für die sich das Schalten bun-
desweiter Clips nicht lohnen würde. 
Die ersten Vereinbarungen wurden 
inzwischen abgeschlossen. Dem Ur-
teil aus Leipzig ging eine ablehnende 
Entscheidung des Verwaltungsgerichts 

Berlin aus dem September  voraus. 
Damals waren der TV-Gruppe lokale 
Spots untersagt worden, da die Münch-
ner nur über nationale Sender-Lizenzen 
verfügen. 

Das Leipziger Urteil hat unter Medi-
enpolitikern und Landesmedienanstal-
ten, aber auch bei den Verlegerverbän-
den und lokalen TV-Veranstaltern für 
Kritik gesorgt. So erklärte der renom-
mierte Medien- und Verfassungsrecht-
ler Dieter Dörr in der Februar-Ausgabe 
von promedia: »Dass nur die redakti-
onellen Programminhalte, aber nicht 
die Werbung Gegenstand des rund-
funkrechtlichen Lizenzierungserforder-
nisses sein sollen, ist für mich schwer 
nachvollziehbar. Neben der Verbreitung 
der redaktionell gestalteten Inhalte ist 
auch die Verbreitung von Werbespots 

von dem Begriff  ›Programm‹ in § a 
RStV umfasst. Dem steht auch nicht 
entgegen, dass sich dem Rundfunk-
staatsvertrag nach momentan geltender 
Rechtslage kein ausdrückliches Verbot 
regional diff erenzierter Werbung ent-
nehmen lässt. Auf der Grundlage einer 
Lizenz für die Verbreitung bundeswei-
ten Rundfunks ist die Verbreitung regi-
onal diff erenzierter Werbebotschaften 
dennoch nicht zulässig, weil es sich 
bei regional diff erenzierter Werbung 
gerade nicht mehr um bundesweit 
verbreiteten Rundfunk handelt.«  »Es 
besteht die Gefahr«, so Dörr weiter, 
»dass die Vielfalt von Presse und re-
gionalen sowie lokalen Rundfunkan-
geboten beeinträchtigt wird. Verfas-
sungsrechtlich ist dies von Bedeutung, 
weil eine solche Entwicklung, wie das 
Bundesverfassungsgericht zutreff end 
betont hat, die Pressefreiheit berüh-
ren würde. Diese gewährleistet auch 
das Institut ›Freie Presse‹, also deren 
Bestand und die Funktionsfähigkeit.«
ProSiebenSat. interpretiert die aktu-
elle Rechtslage und das Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts naturgemäß 
anders. Dazu Julian Geist, Konzern-
sprecher der ProSiebenSat. Media AG 
und Leiter des Bereichs Medienpolitik: 
»Für uns klärt das rechtskräftige Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts als 
höchste Verwaltungsrechtsinstanz in 
Deutschland abschließend die regula-
torischen Streitfragen. Einer möglichen 
Verschärfung des Rundfunkstaatsver-
trages wurde bereits eine deutliche 
Absage erteilt, indem das BVerwG 
darauf hinweist, dass Änderungen der 
Zulassungsnormen im Rundfunkstaats-
vertrag ernste verfassungsrechtliche 
Bedenken begegnen würden. Auf Basis 
der Urteilsbegründung können schon 
jetzt Zweifel am legitimen Zweck so-
wie der Erforderlichkeit einer restrik-
tiver gefassten Zulassungsregelung 
bestehen.« Angesichts der möglichen 

Umsatzeinbußen bei lokalen und re-
gionalen Medien kündigte die Politik 
dennoch bereits Anfang des Jahres eine 
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages 
an. Für Jacqueline Kraege, Staatssekre-
tärin für Medien in Rheinland Pfalz, 
dient regionale Werbung in erster Li-
nie zur Finanzierung regionaler Inhal-
te. »Die Lösung des Problems«, so die 
Medienstaatssekretärin, »liegt schon 
in der Schublade. Um Rechtssicher-
heit und -klarheit zu schaff en, soll der 
Tatbestand der regionalisierten Wer-
bung nun im Rundfunkstaatsvertrag 
ausdrücklich geregelt werden. In der 
Rundfunkkommission wurde bereits 
der Textentwurf eines neuen §  Abs. 
 RStV konsentiert, der deutlich macht, 
dass Werbung unmittelbarer Bestand-
teil des Programms ist und damit von 
der bundesweiten Programmlizenz 
mit umfasst wird. Eine Veränderung 
der Werbeblöcke, etwa durch Regio-

nalisierung, ist danach nicht von der 
bestehenden Lizenz erfasst.«

Bei der Ministerpräsidentenkonfe-
renz am . März haben sich die Länder 

– aufgrund einer Intervention Bayerns 
– aber allen Ankündigungen zum Trotz 
dennoch nicht auf eine Änderung des 
Rundfunkstaatsvertrages verständigt. 
Ob es noch einen Kompromiss geben 
wird ist off en.

Die passive Haltung der Länder ist 
insofern unverständlich, als die Bund-
Länder-Kommission zur Medienkon-
vergenz, die sich gerade konstituiert 
hat, die Sicherung und den Ausbau 
der Medienvielfalt als Hauptziel ih-
rer Aktivitäten definiert hat. Dabei 
geht es um Videoplattformen, Such-
maschinen, Netzneutralität, Wettbe-
werbsbedingungen, Kartellrecht und 
Medienkonzentrationsrecht. Zu oft wird 
dabei aber übersehen, dass die größten 
Defi zite in der Medienvielfalt nicht bei 

den nationalen Medien liegen, sondern 
im lokalen Bereich. Jeder weiß um die 
Transmissionsprobleme der Zeitun-
gen, um die vielfältigen Konzepte der 
Verlage, digitale Geschäftsmodelle zu 
entwickeln und so auch wieder jüngere 
Leser zu erreichen. Wir verfügen über 
reichweitenstarke Radiomarken, die 
regional strukturiert sind, aber lokal 
kaum informieren. Lokale TV-Sender 
existieren überwiegend in den ostdeut-
schen Bundesländern. Ihre wirtschaft-
liche Lage ist teilweise desaströs. Und 
das Internet, Blogs oder lokale News-
Seiten? Fehlanzeige! Es gibt in einigen 
Regionen engagierte lokale Blogs, die 
sich allerdings mit dieser Dienstleis-
tung kaum fi nanzieren und klassische 
lokale Zeitungsredaktionen qualitativ 
bisher nicht ersetzen können. 

Nur mit einem Verbot regionalisier-
ter TV-Werbung ist das Defi zit natür-
lich noch nicht beseitigt, es wäre jedoch 
eine Initiative, um die Rahmenbedin-
gungen der lokalen Medien nicht noch 
weiter zu verschlechtern.

Wo liegen die Alternativen? Ein An-
satz könnte das Stiftungsmodell aus 
NRW sein, wenn damit n icht nur die 
klassischen Redaktionen sondern auch 
Online-Angebote gefördert werden. 
Aber auch die lokalen Zeitungen sollten 
sich nicht länger gegen Subventionen 
wehren. Die Landesmedienanstalten 
müssten zudem ihre Förderpolitik än-
dern. Statt Millionen jährlich für die 
Infrastruktur von lokalen TV-Sendern 
auszugeben, sollten Bürgermedien – so 
wie es Thüringen praktiziert – subs-
tantieller unterstützt werden. Gleich-
zeitig muss man aber fragen, warum 
die dritten ARD-Programme nicht ihre 
lokale Berichterstattung ausbauen? 
Hier sollten die Prioritäten anders ge-
setzt werden. Denn Grundversorgung 
kann sich nicht nur auf nationale oder 
länderbezogene Informationen erstre-
cken. Die ARD-Anstalten verfügen über 
gut ausgestattete Regionalstudios, mit 
Radio-, TV- und Online-Redakteuren, 
die auch mehr relevante lokale Inhalte 
liefern könnten. 

Hochwertige lokale Informationen 
sind auch künftig ohne Subventionen 
kaum möglich. Aber sie sollten dort 
eingesetzt werden, wo zugleich eine 
große Meinungsvielfalt erreicht wird 
und man darf lokalen Medien nicht 
ihre wirtschaftliche Existenzgrundla-
ge entziehen.

Helmut Hartung ist Chefredakteur 
des medienpolitischen Magazins 
promedia

Es waren nur wenige Stunden bis 
zum Publikumseinlass und es gab 
noch einiges zu proben. Um : 
Uhr sollte die März-Folge der Sa-
tiresendung »Die Anstalt« im ZDF 
live ausgestrahlt werden. Da kam an 
jenem Dienstag die Nachricht ins 
Studio vom abgestürzten German-
wings-Flug.  Tote. Schrecklich. 
Viele Deutsche unter den Opfern. 
Ungeklärte Absturzursache. Die Pro-
ben wurden unterbrochen. Bespre-
chungen. Der Bundespräsident hatte 
seine Südamerikareise abgebrochen. 
Stefan Raab wollte seine Sendung 
streichen. Oliver Welke würde wohl 
die heute-Show am Freitag ausfallen 
lassen. Schnell ergab sich einver-
nehmlich zwischen Machern und 
ZDF: »Die Anstalt« würde an diesem 
Tag nicht live gesendet. 
»Die Anstalt« ist eine aktuelle Sati-
re. Aber sie muss nicht jede neueste 
Aktualität aufgreifen. In dieser Folge 
ging es um Griechenland. Am Tag 
vor der geplanten Livesendung war 
der griechische Premier Tsipras 
zum Antrittsbesuch in Berlin. Schon 
Wochen vorher ging es um die neue 
griechische Regierung und wie sie 
weiter dem Spardiktat der Troika 
folgen würde. Und die Medien misch-

ten kräftig mit, Stimmung gegen die 
neue griechische Regierung zu ma-
chen. Die Bild-Zeitung hatte im Blatt 
Vorlagen gedruckt, womit die Bürger 
ihr »Nein« zu weiteren Zahlungen 
für Griechenland bekunden sollten, 
um so Druck auf den Bundestag zu 
machen. Spätestens nachdem der 
manipulierte Stinkefi nger des grie-
chischen Finanzministers Varoufakis 
bei Jauch einem Millionenpublikum 
als echt verkauft wurde, war die 
Stimmung abstrus aufgewühlt. Es 
sollte in dieser Folge der » Anstalt« 
vor allem um Deutschlands Rolle ge-
genüber Griechenland gehen. Heute 
und in der Vergangenheit. Das war 
sehr aktuell. Aber nach dem Absturz 
der Germanwings-Maschine trat das 
in den Hintergrund. 
Zur geplanten Sendezeit wurde die 
»Anstalt« vor Livepublikum in Mün-
chen aufgezeichnet. Das Publikum 
konnte dem trotz der Tagesereig-
nisse wunderbar folgen. Auf Twitter 
mokierte man sich unterdessen über 
den Ausfall der Livesendung: Wieso 
wurde denn Lanz und die gefühlt 
. Hitler-Doku ausgestrahlt, aber 
ausgerechnet »Die Anstalt« nicht? 
Es dauerte ein paar Tage, bis der um 
eine Woche verschobene Ausstrah-
lungstermin später im ZDF bekannt 
gemacht wurde.
In dieser Sendung war ich als Gast; 
es war eine gute Arbeit im gesam-
ten Team um Max Uthoff , Claus von 
Wagner und mit dem »unsichtbaren 
Dritten« im Stab, Dietrich Krauss. 

Selten erlebt man eine Produktion, 
wo mit so viel Enthusiasmus, Einsatz 
und Freude gearbeitet wird. »Die 
Anstalt« und ihr neues Team hat dar-
über hinaus einen ganz eigenen Dreh, 
der über das klassische Kabarett-, 
Satire- und Infotainment-Repertoire 
hinausweist: Sie nimmt Menschen in 
die Sendung, die in besonderer Weise 
Zeitzeugen sind. So gab es in einer 
Folge über das Flüchtlingselend ei-
nen Chor syrischer Flüchtlinge. Zum 
. Jahrestag des Mauerfalls am . 
November  hatten die Anstalts-
Macher die damalige Willkommens-
Euphorie neben die harten Frontex-
Praktiken von heute gestellt. Zum 
Abschluss dieser Sendung trat der sy-
rische Flüchtlingschor »Zufl ucht« auf. 
Mit ihm bekam der Flüchtlingsstrom 
Gesicht und Stimme. Ein sehr ergrei-
fender Moment. Sehr emotional.
Nach dem Germanwings-Absturz 
herrschte eine andere Emotion. Be-
stürzung. Unruhe. Wir wollten die 
Ursache wissen. Die spezielle Aufge-
regtheit in einer solchen Situation 
hat dabei viel mit unserer Art von 
Medienöff entlichkeit zu tun. Die 
Medien schwimmen auf der Welle 
der Emotionalisierung und versu-
chen so lange wie möglich darauf 
zu surfen. Das ist das gute Recht der 
Medien, aber es ist auch billig. Da 
wird die Fassungslosigkeit bebildert. 
Die Angst, es könnte jeden treff en, 
wird zum Treibsatz. Der schlim-
me Tod von  Menschen wird 
ausgeschlachtet. Ein ganzes Jour-

nalisten-Heer übertönt die innere 
Sprachlosigkeit und macht uns selbst 
wiederum sprachlos. Einbettender 
Journalismus.
Würden wir stets Opfern mit diesem 
Aufwand begegnen – es gäbe keinen 
Abend, an dem Kabarett noch statt-
fi nden könnte. Tausende von Flücht-
lingen, die jährlich im Mittelmeer un-
tergehen, . Hungertote am Tag 

– würde ihr Tod in Sondersendungen 
gefasst, es wäre kein Platz mehr für 
Satire. Doch das läuft unter unserem 
Aufmerksamkeitsradar durch. Des-
wegen bricht kein Bundespräsident 
seine Südamerikareise ab. Zu wenig 
Deutsche unter den Opfern.
Was den Bundespräsidenten betriff t: 
Am Ende der »Anstalt« zum Thema 
Griechenland war auch ein Zeitzeuge 
zu Gast: Ein Überlebender des deut-
schen Massakers von Distomo. Der 
damals -Jährige Argyris Sfountouris 
hatte am . Mai  durch die SS 
fast seine gesamte Familie verloren. 
Bis heute hat er keinerlei Entschädi-
gung erhalten. Trotz Klage durch alle 
Instanzen. Nun war er live im Studio 
und berichtete vom Bundespräsiden-
ten-Besuch in Griechenland. Vor Jah-
resfrist hatte Gauck da eine Entschul-
digung vorgetragen. Das war gut so. 
Von deutscher Seite überfällig. Doch 
eine Entschädigung lehnt die Bundes-
regierung weiter kategorisch ab. Zu 
wenig Deutsche unter den Opfern?
Soviel zur Kultur unserer Politik.

Arnulf Rating ist Kabarettist
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Ein wichtiger Schritt
Zur Zukunft des Deutschen 
Computerspielpreises

FELIX ZIMMERMANN

I m letzten Jahr hatte der Deut-
sche Computerspielpreis seinen 
Tiefpunkt erreicht. Eine zu die-
sem Zeitpunkt sechsjährige Ge-

schichte von mindestens fragwürdigen 
Juryentscheidungen, Regularien und 
Preisträgern fand  mit dem Wech-
sel des Preises von der Staatsminis-
terin für Kultur und Medien hin zum 
Ministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur ihr unrühmliches Ende. 
Doch dieses Ende off enbarte bei genau-
erem Hinsehen, dass es vielmehr die 
Chance eines Neuanfangs bot. Unter der 
Schirmherrschaft des Bundesverkehrs-
ministers Alexander Dobrindt und vor 
allem dessen Parlamentarische Staats-
sekretärin Dorothee Bär sollte der Preis 
eine Zukunft bekommen, eine relevante, 
prägende noch dazu. Ohne größeren 
Einfluss auf den bereits zu großen 
Teilen organisierten Computerspiel-
preis  nehmen zu können, blieb 
es allerdings bisher bei Versprechun-
gen. Versprechungen, die Erwartungen 
weckten, denn vor allem Staatssekre-
tärin Bär ist in der Videospielbranche 
als Verfechterin des Mediums bekannt 
und schien tatsächlich geeignet, den 
von Skandalen geschüttelten Preis zu 
erneuern – und war gleichzeitig zum 
Erfolg verdammt.

Schon im Vorfeld der diesjährigen 
Preisverleihung wurde die Erneuerung 
des Computerspielpreises greifbar. Ein-
gebettet in die Neugestaltung der Web-
site des Preises wurden die Regularien 
überarbeitet, neue Preiskategorien ge-
schaff en und neue Jurys berufen. Dabei 
war essenziell, dass diese Änderungen 
erstmals angemessen kommuniziert 
wurden. Von einer Transparenzoff ensi-
ve zu sprechen, ist besonders im Lich-
te vieler kommunikativer Fauxpas der 
letzten Jahre nicht zu weit gegriff en. 
Etwas tat sich beim Preis, Dorothee Bär 
hatte Wort gehalten und die Umstruk-
turierung begonnen. 

Dass sich mit den Jahren eine an-
sehnliche Liste an Problemfeldern an-
gesammelte hatte, prägte den Charakter 

dieser Umstrukturierungen. Ohne in 
kopfl osen Aktionismus zu verfallen, 
schien Dorothee Bär in Kooperation 
mit den beiden Branchenverbänden 
BIU und G.A.M.E. die Resonanz aus 
der Videospielszene aufzugreifen. Statt 
mit einer Fokussierung auf künstlerisch 
bzw. pädagogisch wertvolle Videospiele 
einen großen Teil der Branche auszu-
klammern, fanden technische Brillanz, 
Innovationskraft und schlicht Spielspaß 
ihren Weg in die Zugangsvorausset-
zungen des Preises. Dieser Schritt war 
längst überfällig. Endlich konnte nun 
die deutsche Videospielszene in ihrer 
Gänze abgebildet werden.

Dieser Linie folgend, wurde auch 
eine Überarbeitung der Preiskategori-
en notwendig. Sieben neue Kategorien 
wurden geschaff en und so die regula-
torische Öff nung in der direkten Aus-
gestaltung des Preises umgesetzt. Die 
Preise für Beste Innovation oder für 
Beste Inszenierung stehen dabei bei-
spielhaft für das neue Selbstverständnis 
des Preises, der nun vielfältige Impulse 
aus der Branche aufzugreifen und zu 
würdigen sucht. Doch sehen sich unter 
den neuen Preiskategorien erstmals seit 
 auch wieder internationale Pro-
duktionen vertreten. Diese zu würdigen 
und damit zu zeigen, dass die deutsche 
Videospielbranche aktiv ist und Strö-
mungen auf internationalem Parkett 
wahrnimmt, ist Grundvoraussetzung, 
um einen renommierten, beachtungs-
würdigen Preis zu etablieren. Dass die-
se Erkenntnis mit der Schaff ung von 
sogar drei internationalen Kategorien 
nun endlich beim Computerspielpreis 
angekommen ist, zeigt nochmals die 
besonnene Auseinandersetzung mit 
den bisherigen Defi ziten des Preises.

Seinen Höhepunkt fanden Neujus-
tierung und Öff nung des Preises im 
erstmalig vergebenen Publikumspreis, 
der Staatssekretärin Bär besonders am 
Herzen liegt. Dieser steht für das neue 
Profi l eines Preises, der weniger Selbst-
beweihräucherung von Politik und 
Branche und dafür näher an den Spie-
lerinnen und Spielern dran sein soll. Per 
Online-Voting konnte die Spielerschaft 
so direkt Einfl uss auf den Preis nehmen, 
nachdem Entscheidungen bisher im El-
fenbeinturm gefallen zu sein schienen 
und der Öff entlichkeit meist nicht viel 

mehr übrig blieb, als danach ungläubig 
den Kopf zu schütteln. Auch das ist ein 
wichtiger Schritt, um den Computer-
spielpreis als Auszeichnung der ganzen 
Branche zu etablieren, hinter dem nicht 
nur einige wenige Entscheidungsträger, 
sondern ein Großteil der deutschen Vi-
deospielszene stehen kann.

Dass nach einigen Diskussionen 
um Juryentscheidungen und -arbeit 
der letzten Jahre auch dieser Bereich 
einer Generalüberholung bedurft hat-
te, führte schlussendlich zur Neube-
setzung der Jurys und Überarbeitung 
der praktischen Ausgestaltung der Ju-
ryarbeit. Einhellig positive Stimmen 
vernimmt man aus den neu besetzten 
Fachjurys der einzelnen Kategorien und 
der Hauptjury, die von angeregter Dis-
kussion und kompetentem Austausch 
geprägt gewesen sein sollen. Dass in 
diesem Jahr vor allem bekannte Vi-
deospielkenner und -sympathisanten 
aus Wissenschaft, Politik, Wirtschaft 
und Szene berufen wurden, kann nur 
belebend auf die Arbeit in den Jurys 
gewirkt haben. Vor allem aber versam-
melten sich in diesem Jahr kompetente 
Branchenkenner, die nicht von Video-
spielskeptikern ausgebremst wurden, 
die sich in den letzten Jahren wegen 
der künstlerisch-pädagogischen Fi-
xierung des Preises in den Jurys ein-
genistet hatten. Wie bedeutsam diese 
Neubesetzung und Neuausrichtung der 
Jurys für den Preis ist, kann kaum genug 
hervorgehoben werden. Wenn dieser 
Preis perspektivisch ein relevanter, an-
erkannter Preis sein will, dann muss 
er nachvollziehbare Nominierungen 
und Preisträger liefern, die mit gutem 
Gewissen von der Szene getragen wer-
den können. Dass dies nur auf einer 
kompetenten und transparenten Jury 
fußen kann, wurde nun endlich erkannt. 
Nominierungen, die in der Szene tat-
sächlich für Zustimmung sorgten, wa-
ren die Folge.

Als sich Vertreter aus Branche und 
Politik im April zur Preisverleihung 
im Berliner ewerk versammelten, war 
so aus hohen Erwartungen Optimis-
mus geworden. Ob dieser Optimismus 
berechtigt war, konnte man erstmalig 
auch Online per Live-Stream verfol-
gen. Dass diese absolut naheliegende 
digitale Übertragung der Gala erst in 

diesem Jahr umgesetzt wurde, ist ein 
Armutszeugnis für die bisherigen Preis-
verleihungen, unterstrich aber auch die 
Bedeutung dieses Neuanfangs. 

Die unterhaltsame, erfrischend kur -
ze Preisverleihung bestätigte den po-
sitiven Eindruck, der sich in der Vor-
bereitung herausgebildet hatte. Char-
mant und unaufgeregt von Tagesschau-
Sprecherin Judith Rakers moderiert, 
blieb die Politik im Hintergrund und 
machte Platz für einen Abend, bei dem 

tatsächlich die deutsche Videospiel-
branche im Fokus stand. Dass sich jeder 
der Laudatorinnen und Laudatoren an 
diesem Abend gerne selbst als Gaming-
Experte vorstellte, brachte Satiriker Oli-
ver Kalkofe bei seiner Laudatio dabei 
humorvoll auf den Punkt. Doch auch 
geschauspielerte Videospielaffi  nität bei 
dem einen oder anderen konnten ei-
nen insgesamt gelungenen Abend nicht 
verhindern. Denn auch die prämierten 
Spiele blieben der Linie des diesjähri-
gen Preises treu und sind schlüssige 
Entscheidungen und Produkt einer of-
fenkundig fruchtbaren Juryarbeit. 

Natürlich ist mit diesem Abend nicht 
plötzlich das Ende der Entwicklung des 
Deutsches Computerspielpreises er-
reicht. Es muss das Ziel sein, auf der 
diesjährigen positiven Entwicklung auf-
zubauen und das hohe Niveau der Gala 
und besonders der Juryentscheidungen 
auch langfristig zu halten. Diese siebte 
Verleihung des Deutschen Computer-
spielpreises stellt einen Neuanfang 
dar, es wurde gute Arbeit geleistet von 
den Trägern des Preises, BIU, G.A.M.E. 
und BMVI, und vor allem von Dorothee 
Bär, die die Initiative ergriff en und den 
schon totgeglaubten Preis wiederbelebt 
hat. Die letzten Jahre sind in der Szene 
aber noch lange nicht vergessen. Ob 
nun die Akzeptanz des Preises in einer 
breiten Öff entlichkeit nie bestanden 
hat oder über die Jahre zerstört wurde, 

führt dabei zum selben Ergebnis: Es 
wird viel Überzeugungsarbeit geleistet 
werden müssen, damit die Spielerschaft 
an diesen Preis glauben kann. Nachvoll-
ziehbare Kategorien und Preisträger, 
die nah an der Branche sind und eine 
gelungene Verleihung liefern dafür 
die passenden Argumente. Denn dass 
dieser Preis von einer breiten Öff ent-
lichkeit angenommen und getragen 
wird, ist wichtig, ist er doch vor allem 
auch Förderpreis für die deutsche Vi-
deospielbranche. Seit dem letzten Jahr 
konnten die Preisgelder um . 
Euro auf insgesamt . Euro ge-
steigert werden, in seiner Begrüßungs-
rede versprach Verkehrsminister Dob-
rindt weitere fi nanzielle Mittel für die 
Zukunft. Bis der Computerspielpreis in 
Regionen ähnlich des Filmpreises mit 
seinen fast drei Millionen Euro aus-
geschütteten Geldern kommt, müssen 
laut Dorothee Bär noch einige Haus-
halte ins Land gehen. Für weitere 
Produktionen auf einem derart hohen 
Niveau wie das diesjährige Beste Deut-
sche Spiel » Lords of the Fallen«, das 
auch den Vergleich mit internationa-
len Großproduktionen nicht scheuen 
braucht, sind diese zusätzlichen Gelder 
ohne Zweifel notwendig. Dass ein von 
der Videospielszene getragener und 
gestützter Preis allerdings vor allem 
Signalwirkung für die jahrelang ver-
nachlässigte deutsche Videospielbran-
che sein, Diskussionen über dieses 
zukunftsträchtige Medium in weiten 
Teilen der Öff entlichkeit anregen und 
langfristig eine breitere Akzeptanz für 
das Medium fördern kann, ist dabei 
ebenso wichtig. Denn bis die deutsche 
Videospielbranche international kon-
kurrenzfähig und anerkannt ist, werden 
noch viele Gespräche geführt und ei-
nige Zeit in die Stärkung des Standorts 
Deutschland investiert werden müssen. 
Doch wenigstens hat die Branche seit 
diesem Jahr nun einen Preis, für den sie 
sich nicht mehr schämen muss, sondern 
auf den sie tatsächlich stolz sein kann 

– und der für die Zukunft noch einiges 
Potential bietet.

Felix Zimmermann ist leidenschaftli-
cher Gamer. Er studiert Kommunika-
tionswissenschaft und Geschichte in 
Münster

Screenshot des Gewinners der Kategorie Bestes Deutsches Spiel »Lords of the Fallen« beim Computerspielpreis 

Schon im Vorfeld der 
diesjährigen Preis-
 verleihung wurde die 
Erneuerung greifbar
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Teaser

Kommunale Daseinsvorsorge
Der Auftrag der Öff entlichen Bibliotheken

FRANK SIMONRITZ

D ie Kulturstaatsministerin hat es 
auf den Punkt gebracht: »Öf-
fentliche Bibliotheken müssen 

auch im digitalen Umfeld ihrem Auftrag 
nachkommen können.«

Für die Öff entlichen Bibliotheken, 
die in den Städten und Gemeinden zu 
den Einrichtungen der kommunalen 
Daseinsvorsorge gehören, ist es tatsäch-
lich eine der zentralen Zukunftsfragen, 
ob es ihnen möglich ist, auch in einer 
zunehmend von der Digitalisierung 

geprägten Gesellschaft ein attraktives 
Medienangebot für die Bürgerinnen 
und Bürger vorzuhalten. Ein solches 
Angebot ist unverzichtbar, wenn Biblio-
theken auch zukünftig eine Anlaufstel-
le für alle Schichten und Gruppen der 
Gesellschaft sein wollen. »Bibliotheken 
sind«, so sagt es das Hessische Biblio-
theksgesetz aus dem Jahr  in seiner 
Präambel, »für jedermann zugänglich 
und gewährleisten damit in besonderer 
Weise das in Art.  des Grundgesetzes 
[…] verankerte Grundrecht, sich aus 
allgemein zugänglichen Quellen un-
gehindert unterrichten zu können.«

Seit Jahren schwelt der Konflikt 
im Hinblick auf das E-Book-Angebot 
in Öff entlichen Bibliotheken. Auf der 
einen Seite stehen die Bibliotheken, 
die früh erkannt haben, dass E-Books 
ein unverzichtbarer Bestandteil eines 
zeitgemäßen Medienangebots für die 
Bevölkerung sind. Waren es  erst 
 Öff entliche Bibliotheken, die ihren 
Nutzerinnen und Nutzern ein entspre-
chendes Angebot machen konnten, so 
ist diese Zahl bis  auf . ge-
stiegen. In den letzten sechs Jahren 
hat sich das E-Book-Angebot also zu 
einem selbstverständlichen Service der 
Öff entlichen Bibliotheken entwickelt.

Auch die Zahl der E-Book-Titel, die in 
den Öff entlichen Bibliotheken, die die 
Angebote des größten Dienstleisters 
auf diesem Sektor nutzen, zur Verfü-
gung stehen, ist in diesen sechs Jah-
ren exponentiell angestiegen: Waren 
es  etwa . Titel, die in den 
 Bibliotheken angeboten werden 
konnten, so waren es  bereits etwa 
. E-Book-Titel, die in . Öf-
fentlichen Bibliotheken für Leserinnen 
und Leser zur Verfügung standen. Die-
se Zahl entspricht in etwa der Zahl der 
hauptamtlich geleiteten Öff entlichen 
Bibliotheken in Deutschland, sodass es 
hier mittlerweile eine sehr hohe Markt-
durchdringung geben dürfte.

Trotzdem ist das natürlich nur 
ein kleinerer Teil der tatsächlich in 
Deutschland verfügbaren E-Book-Titel. 
Und genau hier liegt das Problem. Auf 
der anderen Seite stehen nämlich nach 
wie vor die Verlage und Verlagsgruppen, 
die angesichts der derzeit praktizierten 
Lizenzmodelle nicht dazu bereit sind, 
ihr E-Book-Angebot für Öff entliche 
Bibliotheken zu öff nen.

Dabei geht es nicht darum, dass Bi-
bliotheken nicht dazu bereit wären, für 
die Lizenzierung von E-Books zu bezah-
len. Und es ist weiterhin auch nicht so, 
dass Bibliotheken nicht bereit wären 
anzuerkennen, dass für die mehrfache 
parallele Nutzung z. B. von Bestsellern 
auch auf dem Weg von Simultan-Lizen-
zen mehrfach bezahlt wird.

Das Problem, das die Bibliotheken 
derzeit haben, besteht darin, dass sich 
Verlage bei E-Books – anders als bei 
gedruckten Büchern – beliebig dem 
Verleih durch Bibliotheken entziehen 
können. Das führt dazu, dass Biblio-
theken aktuell die E-Book-Titel großer 
Publikumsverlage wie Rowohlt und S. 
Fischer, die beide zur Holtzbrinck-
Gruppe gehören, nicht anbieten kön-
nen. Die Konsequenz: Auch in einer gut 
ausgestatteten Stadtbibliothek sind nur 
etwa die Hälfte der E-Book-Titel aus der 
Spiegel-Bestsellerliste verfügbar. Dieser 
Zustand ist aus Sicht des Deutschen 
Bibliotheksverbands nicht hinnehmbar!
Die Position der Bibliotheken ist hier 
klar und eindeutig: Bibliotheken stehen 
dafür, dass Medien aller Art von ihnen 
zu den marktüblichen Bedingungen 
erworben und lizenziert werden. Sie 

haben die Aufgabe, die von ihnen aus 
Steuermitteln erworbenen Medien allen 
Nutzerinnen und Nutzern, die auf ihre 
Angebote zugreifen wollen, zur Verfü-
gung zu stellen. Für die Nutzung von 
Medien in Bibliotheken, die in der Re-
gel durch das Verleihen erfolgt, erfolgt 
darüber hinaus in einem geregelten 
Verfahren die Ausschüttung der soge-
nannten »Bibliothekstantieme« für Au-
toren und Verleger. Dieses System, das 
seine rechtliche Grundlage in §  des 

Urheberrechtsgesetzes hat und um das 
uns viele andere Kulturstaaten völlig 
zu Recht beneiden, muss dringend auf 
die Zurverfügungstellung von E-Books 
in Öff entlichen Bibliotheken erweitert 
werden. Nur auf diesem Weg lässt sich 
der Aspekt der Nutzung dieser Medien 
in den Bibliotheken adäquat abbilden.

Die Vertreter der Bibliotheken hoff en 
darauf, dass der Appell von Staatsmi-
nisterin Grütte rs dazu führt, dass in al-
lernächster Zeit Wege gefunden werden, 

E-Books nicht nur bei der Mehrwert-
steuer, sondern auch bei der Verfügbar-
keit in Öff entlichen Bibliotheken den 
gedruckten Büchern gleichzustellen. 
Wenn es perspektivisch zu einer gesetz-
lichen Regelung kommt, haben wir eine 
klare Vorstellung, was diese Regelung 
umfassen sollte.

Frank Simon-Ritz ist Vorsitzender 
des Deutschen Bibliotheks-
verbands

Selbstregulierung als Königsweg
E-Book-Ausleihe in 
Öff entlichen Bibliotheken

HEINRICH RIETHMÜLLER

D ie Online-Ausleihe von E-
Books in öff entlichen Biblio-
theken wird von den deut-
schen Verlagen grundsätz-

lich begrüßt und unterstützt. Um sie zu 
realisieren müssen keine Gesetze geän-
dert werden. Vielmehr zeigt sich an der 
imponierenden Zahl von gut . 
E-Book-Titeln, die schon heute für die 
elektronische Ausleihe durch öff entli-
che Büchereien zur Verfügung stehen, 
dass das geltende Urheberrechtsgesetz 
einen geeigneten Rechtsrahmen für die 
E-Book-Ausleihe bietet. Bestehende 
Probleme können und sollten von Bib-
liotheken, Buchhandel und Verlagen ge-
meinsam gelöst werden, wie es gerade 
Kulturstaatsministerin Monika Grütters 
in ihren »Kulturpolitischen Forderun-
gen für das Urheberrecht im digitalen 
Umfeld« zu Recht gefordert hat. 

Eine solche Selbstregulierung durch 
die Marktteilnehmer kann und wird 
berücksichtigen, dass die Konkurrenz-

situation zwischen Bibliotheken und 
(Online-) Buchhandel bei E-Books eine 
ganz andere als bei gedruckten Büchern 
ist. E-Book-Downloads von Websites öf-
fentlicher Bibliotheken unterscheiden 
sich aus Sicht des Kunden von kom-
merziellen Angeboten des temporären 
Zugriff s auf elektronische Bücher – wie 
beispielsweise skoobe.de –  vor allem 
dadurch, dass sie anders als diese nichts 
kosten und über eine andere URL an-
gesteuert werden. Es wäre ein massiver 
Eingriff  in den digitalen Primärmarkt, 
auf dessen Existenz Autoren, Verlage 
und Buchhändler angewiesen sind, wenn 
die bestehenden Rechte von Urhebern 
und Verlagen an ihren E-Books zuguns-
ten von Bibliotheken angetastet würden.

Buchhandel und Verlage haben in 
den letzten Jahren viel investiert, um 
der stetig steigenden Zahl von Kun-
den attraktive Angebote unterbreiten 
zu können, die einen preisgünstigen, 
zeitlich begrenzten Zugriff  auf E-Books 
dem dauerhaften Erwerb solcher Inhal-
te vorziehen. Von den dadurch erschlos-
senen Märkten profi tieren nicht zuletzt 
die Urheber. Kommerzielle Anbieter, 
die auf ihren Plattformen temporäre 
E-Book-Nutzungen vermarkten wollen, 

müssen marktgerechte Lizenzgebüh-
ren zahlen, wenn sie ihren Kunden at-
traktive Inhalte bieten wollen. Diesem 
bewährten Geschäftsmodell würde der 
Boden entzogen, wenn mit den öff ent-
lichen Bibliotheken ein Wettbewerber 
im Markt unterwegs wäre, der von der 
Pfl icht zur Aushandlung angemessener 
Lizenzverträge für E-Book-Nutzungen 
befreit wäre. Verlagen wäre dann die 
Möglichkeit genommen, kommerzielle 
und nichtkommerzielle Auswertungen 
ihrer E-Books in sinnvoller Weise zu 
verbinden. Urheber verlören durch die 
Schaff ung einer gesetzlichen Schran-
kenregelung die Möglichkeit selbst zu 
entscheiden, wem sie zu welchen Be-
dingungen umfassende Rechte zur Nut-
zung ihrer E-Books übertragen wollen. 
Verbraucher müssten befürchten, dass 
die Vielfalt von Inhalten ausdünnen 
und die Innovationskraft des Marktes 
erlahmen würde, weil aufgrund einer 
ruinösen Wettbewerbssituation nicht 
mehr in attraktive Modelle der tempo-
rären Nutzung von E-Books investiert 
würde. 

Autoren und Verlage sehen sich in 
einer natürlichen Partnerschaft mit den 
öff entlichen Bibliotheken und haben 

großes Interesse daran, dass immer 
mehr Büchereien immer mehr ihrer E-
Books anbieten. Dafür ist indes weder 
eine Ausweitung von Schrankenrege-
lungen im Urheberrechtsgesetz noch 
eine elementare Beschneidung von 
Autorenrechten durch die Annahme 
einer sogenannten Erschöpfung von 
Rechten an digitalen Inhalten nötig. Die 
Entwicklung der Online-Ausleihe wird 
nämlich nicht dadurch gebremst, dass 
Verlage zu wenig Titel zur Verfügung 
stellen. Sie wird gebremst, weil die Bi-
bliotheken für dieses digitale Zusatzan-
gebot kein zusätzliches Geld erhalten 
und sie deshalb keine angemessenen 
Lizenzgebühren zahlen wollen, und 
weil ihre Erwerbungsetats gemessen 
an den Gesamtausgaben ernüchternd 
klein sind. 

Vor diesem Hintergrund ist die 
Schrankenforderung ein gänzlich un-
passendes und unverhältnismäßiges 
Mittel. Und sie ist unfair gegenüber 
den Autoren. Gesetzliche Schranken 
im Urheberrecht bedeuten immer eine 
massive rechtliche Einschränkung der 
Kreativen, die erfahrungsgemäß nicht 
durch die Einnahmen aus der kollekti-
ven Lizenzierung durch Verwertungs-

gesellschaften kompensiert werden 
kann. Autoren leben langfristig besser 
von Vergütungen, die in individuell ver-
handelten Verträgen vereinbart wer-
den. Seit vielen Jahren handeln große 
Aggregatoren als Dienstleister der Bi-
bliotheken problemlos solche E-Book-
Lizenzen mit  den einzelnen Verlagen 
aus. So soll es und so muss es bleiben. 
Urheberrechtsschranken dürfen nicht 
dazu dienen, Budgetprobleme von öf-
fentlichen Bibliotheken zu lösen.  

Um die Bibliotheken zu unterstützen, 
würden die deutschen Verlage gerne in 
gemeinsame Verhandlungen mit dem 
deutschen Bibliotheksverband treten, 
um Lizenz- und Vergütungsmodelle für 
die E-Book-Ausleihe festzulegen. Dies 
ist ihnen jedoch leider kartellrechtlich 
verboten. Der deutsche Gesetzgeber hat 
es in der Hand, den Weg zu solchen Ver-
handlungen durch eine Änderung des 
bestehenden Kartellrechts zu öff nen. 
Dann stünde der von der Kulturstaats-
ministerin geforderten Selbstregulie-
rung nichts mehr im Wege.

Heinrich Riethmüller ist Vorsteher 
des Börsenvereins des Deutschen 
Buchhandels 

Zu welchen Bedingungen können E-Books in Öff entlichen Bibliotheken zur Verfügung gestellt werden?

Bei E-Books können 
sich Verlage beliebig 
dem Verleih durch 
Bibliotheken 
entziehen
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Ein Angriff auf die kulturelle Vielfalt
Netzneutralität, die wichtigste Grundvoraussetzung für den Erfolg des Internets, muss unangetastet bleiben

MALTE BEHRMANN

I n der jüngsten Zeit bekommt die 
Diskussion um die Netzneutrali-
tät neue Nahrung. Dabei hatten 
wir gedacht, diese Diskussion ist 

ein für alle Mal beendet. Aber dem ist 
nicht so: Sowohl die Bundesregierung, 
als auch der neue deutsche EU-Kom-
missar Oettinger sägen wieder fl eißig 
an der Netzneutralität. Der BDI Vorsit-
zende Grillo hat sich neulich in einem 
Artikel in der Frankfurter Allgemeine 
Zeitung für eine »tolerante Defi nition« 
der Netzneutralität ausgesprochen. 
Auch die deutsche Telekom scheint 
alles daran zu setzen, die Debatte um 
die Netzneutralität neu zu entfachen. 
Das ist besonders pikant, weil sich die 
Bundesregierung in ihrer Digitalen 
Agenda ausdrücklich zur Netzneutra-
lität bekennt und die Telekom damit 
aktiv die politische Zielsetzung ihres 
Haupt-Eigentümers unterminiert. 

Seit der Gründung des Internets ist 
es eine wichtige Grundvoraussetzung 
für Wachstum und fairen Wettbewerb 
im Internet, dass diejenigen, die Netz-
werke physisch bereitstellen, keine 
Dienste anbieten dürfen, und diejeni-
gen, die Dienste anbieten, keine Netz-
werke bereitstellen können. Der Inhalt, 
der durch die Netze geleitet wird, muss 
neutral sein und die Netzbetreiber ag-
nostisch gegenüber dem Inhalt. Die-
se relativ einfache Regel ist wohl die 
entscheidende Grundvoraussetzung für 
den Erfolg des Internets überhaupt. In 
der letzten Legislaturperiode gab es un-
ter der hervorragenden Kommissarin 
Neelie Kroes eine umfassende Analyse 
des Themas. Nach langer, gründlicher 
Debatte haben sich das Europäische 
Parlament und die Europäische Kom-
mission mit dem Rat darauf verständigt, 
die Netzneutralität in Europa uneinge-

schränkt beizubehalten. Netzneutralität 
ist vor allem die Voraussetzung für kul-
turelle Vielfalt im Internet. Nur wenn die 
Netze inhaltsneutral sind, werden nicht 
die Inhalte priorisiert, für deren Weiter-
leitung besser bezahlt wird, sondern die, 
die die Nutzer tatsächlich haben wol-
len; nur dann können tatsächlich alle 
Lieferanten von Inhalten gleichrangig 
teilhaben. Ein Zwei-Klassen Internet 
würde zu mehr Inhaltsarmut im Internet 
führen. Wir hätten im Medienbereich 
eine teilweise Rückkehr zum Diktat der 
Vertriebsoligopole aus Übersee, wie wir 
sie vor dem Internet kannten. Bedauer-
licherweise haben sich die Lobbyisten 
dieser US-Content-Oligopole besonders 
tief in den Gehörgang von deutschen 
Ministerialen eingeschlichen, so dass 
sie die komplizierte Positionierung der 
deutschen Kultur- und Kreativwirtschaft 

– so hat es den Anschein – nur noch mit 
deren Brille wahrnimmt. Gerade für die 
im Digitalisierungsprozess befi ndliche 
europäische Kultur- und Kreativwirt-
schaft wäre dies von Nachteil, weil sie im 
Ergebnis die Inhalte aus Übersee nach-
frageunabhängig priorisieren würden. 

Die US-amerikanische Regierung hat 
in den letzten Wochen bestätigt, dass 
sie bei diesem Prinzip bleiben möch-
te. In Europa sieht die Situation leider 
anders. Hier gibt es leider keine großen 
Player wie sie im Silicon Valley, in Chi-
na und auch in Ost-Asien entstanden 
sind. In Europa hängt das Internet vor 
allem auch mit den Marktmechanismen 
zusammen, die dadurch entstanden 
sind, dass wir kulturell noch keinen 
gemeinsamen europäischen digitalen 
Markt haben. Viele Internetdienste 
werden nur national und in nationa-
len Sprachen angeboten und können 
mit den Skalen- und Netzwerkeff ekten 
der großen Anbieter aus Übersee nicht 
dauerhaft mithalten. Ein gutes Beispiel 

dafür ist der Niedergang von StudiVZ 
im Verhältnis zu Facebook. Diese Ef-
fekte gelten aber vor allem auch für 
die Inhalte selbst. Wir sind daher in 
besonderem Maße auf die Netzneut-
ralität angewiesen, weil sie die Chan-
cengleichheit – gerade auch kleinerer 
Anbieter – im Sinne der kulturellen 
Vielfalt sicherstellt. 

Ich vergleiche die Netzneutralität 
immer gerne mit einem anderen wich-
tigen Prinzip, der Abschaff ung der Skla-
verei. Dabei steht natürlich einerseits 
der Gesichtspunkt der zivilisatorischen 
Errungenschaft im Mittelpunkt. Denn 
Netzneutralität bedeutet auch kultu-
relle Vielfalt, es bedeutet ökonomische 
Vielfalt und bedeutet vor allem die 
Möglichkeit auf unterschiedlichem Ni-
veau gleiche Inhalte vortragen zu kön-
nen – eine große Chance für den demo-
kratischen Prozess. Off ensichtlich gibt 
es dieses moralische Prinzip im Sinne 
einer zivilisatorischen Errungenschaft, 
dass die Netzbetreiber keine Services 
anbieten dürfen und umgekehrt. 

Zugleich gibt es aber eine ökonomi-
sche Dimension. Erinnern wir uns an 
den US-amerikanischen Bürgerkrieg,
in dem die Nordstaaten, die keine Skla-
verei kannten, gegen die Südstaaten 
kämpften, die ihre Sklaven behalten 
wollten. Die Nordstaaten waren mi-
litärisch und ökonomisch überlegen, 
weil sie keine Sklaven hatten und da-
her wettbewerbsfähiger sein mussten 

– sie waren zivilisatorisch überlegen. 
Eine ganz ähnliche Situation besteht 
mit der Netzneutralität: Es steht zu be-
fürchten, dass die Regionen der Welt, 
die Netzneutralität aufweichen, dau-
erhaft weniger wettbewerbsfähig sein 
werden als die Regionen der Welt, in 
denen die Netzneutralität Bestand hat. 
Denn ein Zwei-Klassen-Internet oder 
neudeutsch-euphemistisch formuliert 

»Managed Services« werden schon sehr 
schnell diejenigen begünstigen, die in 
der Lage sind, das nötige Kleingeld zu 
bezahlen um sich einen Wettbewerbs-
vorteil im Vertrieb zu verschaff en. 

Dabei ist es ein Missverständnis zu 
glauben, die Bezahlung für das Zwei-
Klassen-Internet sei so etwas wie eine 
Autobahngebühr oder für besonders 
schnelle Netze im Energiebereich. 
Anders als die Netze im Energiebe-

reich und im Transportwesen, sind 
Kommunikationsnetze wie das Inter-
net anderen Gesetzmäßigkeiten der 
Netzdynamik unterworfen. Denn das 
Internet funktioniert ja auch zugleich 
wie ein großes Kaufhaus, das viele un-
terschiedliche Regale hat. Insoweit gibt 
es einen starken Steuerungseff ekt im 
Bereich der Produktplatzierung und da-
mit letztlich im inhaltlichen Angebot. 
Das Internet ist eben nicht nur Netz, 
sondern auch selbst Inhalt. Derjenige, 
der sich mit Geld besseren Zugang kau-
fen kann, kann dafür sorgen, dass die 
Vielfalt angebotsseitig zurück gedrängt 
wird. Das ist insbesondere anhand der 
Tatsache problematisch, dass wir kei-
nen vollendeten europäischen digita-
len Binnenmarkt haben – und vielleicht 
kulturell auch gar nicht haben wollen 

– ein besonderes Problem. Ohne Netz-
neutralität als Prinzip, ohne ständige 
Gefahr der Konkurrenz werden unsere 
Netzanbieter so mächtig, dass nationa-
le, kulturelle Inhalte kaum eine Chance 
mehr haben werden. In den USA bleibt 

es bei der Netzneutralität. Und das ist 
im Sinne der Skalierbarkeit nur gut für 
die ganz großen, aber nicht für uns.  

Der politische Plan scheint jetzt zu 
sein, die Netzneutralität als Prinzip zu 
erhalten, aber auf Defi nitionsebene 
auszuhöhlen. Um im Bild zu bleiben, 
was man da vor hat ist so, als ob man 
sagen würde: »Wir haben jetzt einen 
Pfl egenotstand und deshalb nehmen 
wir mal den Komplex Pfl ege aus dem 
Sklavereiverbot aus.« Die Missbrauchs-
gefahr ist immens. Und die, die das 
Zwei-Klassen-Internet wollen, wis-
sen das genau! Ähnliches gilt, wenn 
jetzt vorgeschlagen wird, dass man 
»Polizei und Feuerwehr, sowie einige 
weitere Fälle …« aus der Netzneutrali-
tät ausnehmen würde. Das wäre ganz 
ähnlich, als ob man »Polizei und Feu-
erwehr, sowie einige weitere Fälle …« 
vom Sklavereiverbot ausnehmen würde. 
Ich würde sagen, ähnlich wie die Netz-
neutralität ist auch das Sklavereiverbot 
ein Prinzip, dem man nicht durch die 
Defi nitionsschraube beikommt – wer 
das Prinzip antastet, zerstört es sofort 

– und es zerbricht wie Glas. 
Gerade für die kulturelle Vielfalt in 

Europa ist die Netzneutralität besonders 
wichtig. Gleiches gilt für die Freiheit der 
 Presse und der Information, sowie die 
Meinungsfreiheit. Insoweit ist die Netz-
neutralität eine wichtige Voraussetzung 
für ein vielfältiges Deutschland und Eu-
ropa, sowie eine off ene und demokra-
tische Gesellschaft westeuropäischen 
Musters. Der Angriff  auf die Netzneut-
ralität ist zugleich auch ein Angriff  auf 
die kulturelle Vielfalt Europas. 

Malte Behrmann ist Rechtsanwalt und 
Professor an der bbw Hochschule in 
Berlin und ist dort verantwortlich für 
den Master-Studiengang »Management 
of Creative Industries« 

Netzneutralität 
garantiert die 
Chancengleichheit 
im Internet
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oder Realität? / S. 70

–  Christian Höppner: Transkulturelle Kommunikation:  
Ich und Du. Containerland Deutschland / S. 74

–  Andreas Freudenberg: Plädoyer für die Stadt  
der  Diversität.  Jahre Einwanderungsgesellschaft  
beginnen in Deutschland zu wirken / S. 77

Migrationsgeschichte
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 83

–  Katrin Göring-Eckardt: Heimat – Wir suchen noch / S. 85

–  Rita Süssmuth: Eingewandert nach Deutschland. 
 Anfragen an eine Kultur des Zusammenlebens / S. 88

–  Vural Öger:  Jahre Migration aus der Türkei / S. 92

–  Max Fuchs: Viel wurde erreicht / S. 95

–  Gülay Kizilocak: Etappen der türkischen  
Migrations geschichte / S. 97

–  Olaf Zimmermann: Türkische Migranten. Teilhabe  
an Kunst und Kultur und die Last der deutschen  
Geschichte / S. 100

–  Didem Yüksel: Herzlichen Glückwunsch!  
Sie sind Teil der Gesellschaft / S. 103

–  Mehmet Çalli: Eine Erfolgsgeschichte. Fremde  
wird zur neuen Heimat / S. 106

– Kristin Bäßler: Türkische Migration heute / S. 108

Von der Ausländer- zur Integrationspolitik
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 111

–  Olaf Zimmermann: Feuerwehr sucht Migranten / S. 113

–  Wolfgang Barth: Pisa-Schock und ein veränderter  
Bildungsbegriff. Kulturelle Bildung in einer 
Einwanderungs gesellschaft, die eigentlich keine  
sein möchte / S. 117

–  Roberto Alborino: Grundlagen von  
Integrations prozessen / S. 121

–  Andreas Damelang: Die Potenziale der  
Zuwanderung nutzen / S. 124

–  Kristin Bäßler: Es geht um die Gemeinsamkeiten. 
 Resultate des . Integrationsgipfels im Kanzleramt / S. 127

–  Max Fuchs: Vom NIP zum NAP. Eine Bewertung des 
.  Integrationsgipfels der Bundesregierung / S. 131

–  Memet Kılıç: Interkulturalität ist Zukunft und Heraus-
forderung. Zu den Aufgaben des Bundeszuwanderungs- 
und Integrationsrates / S. 134

–  Sidar A. Demirdögen: Ein Koffer voller Hoffnungen. 
 Aktuelle Integrationspolitik in Deutschland / S. 137

–  Ergun Can: Gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen / S. 141

–  Birgit Jagusch: Rechtliche Grundlagen für  
Ausländervereine / S. 144

Von anderen lernen
–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 149

–  Olaf Zimmermann: Nachhaltige interkulturelle  
Bildung / S. 152

–  Susanne Huth: Interkulturelle Perspektive. Dialog und 
Kooperation mit Migrantenorganisationen / S. 155

–  Karin Haist: Partizipation = Dazugehören.  
Über die  Integrationsaktivitäten der Körber-Stiftung / S. 159

–  Harald Löhlein: Zusammenarbeit mit Migranten-
organisationen. Erfahrungen im Paritätischen Wohl-
fahrtsverband / S. 162

–  Martin Affolderbach: Ich singe mein Lied in  
fremdem Land. Kultur und Migrationsgemeinden / S. 165

–  Ritva Prinz: Kulturvermittlung braucht  
Gemeinschaft / S. 168

–  Maria Ringler: International, binational und  
multi kulturell. Beziehungen und Partnerschaften  
über Grenzen hinweg / S. 171

–  Valentina L’Abbate: Die Muttersprache ist ein  
kultureller Schatz. Das CGIL-Bildungswerk: Integration 
von  Migrantenfamilien erleichtern / S. 175

–  Sidar A. Demirdögen: In mehreren Kulturen  
zuhause. Bundesverband der Migrantinnen  
in Deutschland e.V. / S. 178

–  Berrin Alpbek: Vereint für Eltern und Kinder.  
Die  Föderation der Türkischen Eltern vereine in 
 Deutschland / S. 181

–  Vicente Riesgo Alonso: Selbstorganisation als  
Grundlage des Erfolgs. Bund der Spanischen Eltern- 
vereine in Deutschland / S. 184

–  Witold Kaminski: Szenenwechsel. Jugendliche  
im  interkulturellen und interreligiösen Dialog / S. 188

–  Kenan Küçük: Jenseits von Folklore und Tee.  
Interkulturelle Bildung in Migrantenorganisationen  
am Beispiel des Multikulturellen Forums / S. 191

–  Heike Kübler und Rüdiger Stenzel: Integration durch 
Sport und Musik. Ein kreativer Lösungsansatz / S. 194

Kulturelle  
Vielfalt leben:
Chancen und Heraus-
forderungen inter-
kultureller Bildung
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Vorwort
–  Olaf Zimmermann: Vom Nischenmarkt  

zur Boombranche / S. 15

Einleitung
–  Gabriele Schulz: Zu diesem Buch / S. 19

Arbeitsmarkt Kultur: Eine erste Annäherung
–  Max Fuchs: Kulturberufe und der flexible  

Kapitalismus. Notizen zum Arbeitsmarkt Kultur  
und Leseempfehlungen / S. 23

–  Max Fuchs: Die Entdeckung der Kreativität in der 
 Kulturpolitik. Hinweise zur Karriere einer politischen 
 Leitformel / S. 26

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Karla Fohrbeck  
und Andreas Joh. Wiesand: Wie alles begann:  
Zwei Blicke auf die Gründerjahre / S. 30

–  Hans-Jürgen Blinn: Die Zukunft unserer Arbeit. 
 Kulturdienstleistungen in Zeiten der Globalisierung / S. 39

–  Olaf Zimmermann: Wachstumsbranche Kultur –  
aber unter welchen Bedingungen / S. 43

–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz:  
Wert der Kreativität. Kulturwirtschaft muss in Künstler-
innen und Künstler investieren / S. 49

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Gerhard Pfennig: 
Den Wert der Kreativität in Heller und Pfennig  
bemessen / S. 52

–  Thomas Flierl: Initiative für Kulturarbeit in Berlin.  
Der öffentliche Beschäftigungssektor Kultur, ÖBS / S. 58

–  Johannes Klapper: Künstler vermitteln Künstler.  
Die Zentrale Bühnen-, Fernseh- und Filmvermittlung (ZBF) 
und die Künstlerdienste (KD) / S. 61

–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz: Bundeskultur-
wirtschaftsbericht. Ein Anfang wurde gemacht / S. 64

Kulturberufe – Ein Blick in die Sparten
–  Gerald Mertens: Die Orchesterlandschaft in Deutschland. 

Überlegungen zu Stand und künftiger Entwicklung / S. 73

–  Gerald Mertens: Philharmonisches Paradies? Arbeits-
markt- und Berufssituation von Orchestermusikern / S. 77

–  Wolf Steinweg: Ein problematischer Königsweg.  
Die arbeitsrechtlichen Auswirkungen der Privatisierung 
von Musikschulen / S. 80

–  Christian Handke und Peter James: Ein starker Partner 
der heimischen Kreativen. Die Independents / S. 83

–  Günter Jeschonnek: Förderstrukturen des Freien 
 Theaters. Deutlichere Unterstützung durch die Politik 
gefordert / S. 86

–  Azadeh Sharifi: Akademie postmigrantischer Theater-
kunst. Ein Plädoyer für mehr Teilhabe / S. 89

–  Michael Freundt: Mobilität Tanz – ein Politikum.  
Der Tanzbereich muss sich in den Dialog mit der Politik 
 begeben / S. 92

–  Cornelia Dümcke: Transition Zentrum TANZ. 
 Gründungsinitiative zur Umsetzung einer Empfehlung der 
Enquete-Kommission »Kultur in Deutschland« / S. 95

–  Imre Török: Zwischen Melonen und Kulturen. 
Ist die »Gastliteratur« in den deutschen  Literaturbetrieb 
 integriert worden? / S. 98

–  Barbara Haack im Gespräch mit Imre Török:  
Die Verlage sind nicht unser Feind / S. 102

–  Carla Meyer: Herausforderungen und Fährnisse eines 
Berufs. Gedanken zum Freien Lektorat / S. 107

–  Barbara Haack: Vom Verlag zum Medien-Unternehmen. 
Rolle und Aufgaben von Verlagen im digitalen Zeitalter aus 
Sicht eines kleinen Fachverlags / S. 110

–  Barbara Haack im Gespräch mit Alexander Skipsis: 
Aus den Fehlern der Musikindustrie lernen / S. 113

–  Werner Schaub: Kunst für die Öffentlichkeit.  
Der Bund und die Kunst am Bau / S. 118

–  Bogislav von Wentzel: Galeristen: Viel Glanz – viel 
Schatten. Im Alter zu oft Havarie – Schluss mit lustig / S. 121

–  Stefanie Ernst im Gespräch mit Klaus Gerrit Friese: 
Qualität statt Hype. Spitzenstellung deutscher  
Galerien / S. 123

–  Klaus Gerrit Friese: Was sich alles ändern muss.  
Ein Plädoyer aus Galeristensicht / S. 129

–  Ulla Walter: Was sich alles ändern muss – Eine Replik. 
Eine Künstlersicht auf eine Galeristensicht / S. 132

–  Werner Schaub: Wer gegen wen? Eine Antwort auf  
einen Text von Klaus Gerrit Friese in Politik & Kultur 
/ / S. 134

–  Olaf Zimmermann: Mehr Gerechtigkeit für die Galerien! 
Galeristen sind: gnadenlose Indivi dualisten, schlechte 
Unter nehmer und  absolut unverzichtbar / S. 136

–  Birgit Maria Sturm im Gespräch mit Michael Werner: 
»Ich wollte meine eigenen Hierarchien« / S. 139

–  Thomas Welter: Arbeitsmarkt Baukultur: Wie sieht  
er wirklich aus? Hintergründe und Analysen / S. 148

–  Nicoline-Maria Bauers und Titus Kockel:  
Arbeitsmarkt Denkmalpflege / S. 151

–  Michael C. Recker: Kulturberuf zwischen  
Wissenschaft und Kunst. Fällt die Berufsgruppe  
der Restauratoren durchs Raster? / S. 155

–  Volker Schaible: Auseinandersetzung mit dem Original. 
Zur Situation der  Restauratoren in Deutschland / S. 158

–  Mechthild Noll-Minor: Erhaltung und Pflege  
des  Kulturerbes. Der Beruf des Restaurators / S. 161

–  Henning Krause: Wir nennen es Armut.  
Zum Einkommen von Kommunikationsdesignern / S. 164

–  Marjan Parvand: Neue Deutsche Medienmacher / S. 167

–  Ulrich Blum und Andrea Meyer: Der Weg des Spiels auf 
den Spieltisch. Das Spiel auf dem Weg zum Spieler / S. 170

–  Michael Bhatty: Dramaturgie der Gewalt.  
Betrachtungen eines Computerspiele-Entwicklers  / S. 173

–  Andreas Kämpf: Großer Erfolg auf tönernen  
Füßen. Karriere im Soziokulturellen Zentrum setzt 
 Risikofreude voraus / S. 177

–  Birgit Mandel und Nicole Kubasa: Strategien zeit-
genössischer Kunst. »Mobiles Atelier – Kunstprojekte für 
 Kindergärten« in Hannover / S. 180

Ausbildung in Kulturberufen
–  Angelika Bühler: Talent allein genügt nicht.  

Wie  Künstler erfolgreich Karriere machen / S. 185

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Karl Ermert:  
Vom Bohren dicker  Bretter. Von der Erfolgsgeschichte  
der Bundesakademie Wolfenbüttel / S. 188

–  Olaf Zimmermann: Vom Nutzen der Nutzlosigkeit / S. 193

–  Margret Wintermantel: Hohe Sichtbarkeit. Die Situation 
der Geisteswissenschaften in Deutschland / S. 195

–  Marcus Beiner: Reflexion und Spitzenleistung.  
Vier Wissenschaftsförderer schaffen  Erfolgsbedingungen 
»pro Geisteswissenschaft« / S. 198

Arbeitsmarkt 
Kultur: 
Vom Nischenmarkt  
zur Boombranche
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Vorwort und Einleitung
–  Stephan Dorgerloh, Stefan Rhein und  

Olaf Zimmermann: Disputationen I:  
Reflexionen zum Reformationsjubiläum  / S. 11

–  Gabriele Schulz: Zu diesem Buch / S. 13

Der lange Weg zum Reformationsjubiläum
–  Stefan Rhein: Vom Thesenanschlag zur  

Lutherdekade. Das Reformationsjubiläum   
als Einladung zum Diskurs / S. 17

–  Stephan Dorgerloh: Von freien Christen und  
mündigen Bürgern. Luthers Reformation / S. 20

–  Gabriele Schulz im Gespräch mit Udo Dahmen: 
 Reformation und Musik als Chance / S. 23

–  Dieter Georg Herbst: Am Anfang war das Wort –  
und was kommt danach? / S. 25

Der kultur- und religionspolitische Blick des Bundes
–  Bernd Neumann: Enormer Bildungsschub.  

Das Reformationsjubiläum  / S. 29

–  Siegmund Ehrmann: Was lange währt,  
wird endlich gut … / S. 30

–  Ingrid Fischbach: Luther  —  Jahre  
Reformation / S. 31

–  Raju Sharma:  neue Thesen / S. 33

–  Stefan Ruppert: Initiativen vernetzen und  
Ressourcen zielgerichtet bündeln.  
Neues zur Reform ationsforschung / S. 34

Reformationsjubiläum –  
auch gegen den Strich gebürstet
–  Petra Bahr: Lob des Geheimnisses – Luther lesen!  

Vom »falsch Zeugnisreden«: Medienrevolutionen  
und ihre  Folgen / S. 37

–  Wolfgang Böhmer: Luthers Wirkungsspur ist breit.  
Von der Reformation zum Kulturprotestantismus / S. 39

–  André Brie: Für einen Häretiker / S. 41

–  Stephan Dorgerloh: Wird  ein Melanchthonjahr?  
Die Lutherdekade eröffnet ihr nächstes Themenjahr 
 »Reformation und Bildung« / S. 43

–  Torsten Ehrke: Schluss mit der Luther-Apologie / S. 47

–  Kerstin Griese: Reformation und Bildung?  
Reformation durch Bildung! / S. 51

–  Hermann Gröhe: Die Gegenwartsbedeutung der 
 Losungen. Zum . Todestag Nikolaus Ludwig von 
 Zinzendorfs / S. 53

–  Wolfgang Huber: Die Ambivalenz des Reformators / S. 56

–  Margot Käßmann: Im Kontext unserer Zeit.  
Das Reformationsjubiläum  und die politische 
 Dimension des Freiheitsbegriffes / S. 58

–  Michael Kretschmer: Ein Ereignis von internationaler 
Relevanz. Das Reformationsjubiläum  / S. 61

–  Volker Leppin: Luther  – eine ökumenische 
 Chance / S. 63

–  Athina Lexutt: Das Lob der Anfechtung / S. 65

–  Christoph Markschies: Womöglich mit wuchtigen 
 Hammerschlägen / S. 68

–  Christoph Matschie: Die Reformation war eine 
 Bildungs-Bewegung. Philipp Melanchthon –  
Weggefährte Luthers und »praeceptor Germaniae« / S. 70

–  Regine Möbius: Mein Luther – ihr Luther? / S. 72

–  Johann Michael Möller: Die Präsenz der 
Reformation / S. 75

–  Bernd Neumann: Das Reformationsjubiläum   
als Chance begreifen. Das kirchliche Kulturengagement 
rückt stärker ins öffentliche Bewusstsein / S. 77

–  Cornelia Pieper: Von Wittenberg in die Welt.  
Die Lutherdekade in der Auswärtigen  Kultur- und 
 Bildungspolitik / S. 80

–  Peter Reifenberg: … ein glühender Backofen  
voller Liebe / S. 82

–  Georg Ruppelt: Thron und Altar / S. 85

–  Stephan Schaede: Luther gehört uns nicht / S. 87

–  Olaf Zimmermann: Luther gehört euch wirklich  
nicht! Evangelische Kirche sollte ihre Tore weit,  
sehr weit öffnen  / S. 90

–  Heinz Schilling: Luther historisch einordnen / S. 92

–  Friedrich Schorlemmer: »Die ganze Welt ist in der 
 Habsucht ersoffen wie in einer Sintflut«. Über  gemeinen 
Nutz und Wucher bei Martin Luther / S. 96

–  Rupert Graf Strachwitz: Luther und der Staat.  
Kann sich die Kirche der Reformation zur Zivilgesell- 
schaft bekennen? / S. 99

–  Johannes Süßmann: Heute würde Luther twittern. 
 Reformation und Neue Medien / S. 102

–  Olaf Zimmermann: Die Sprache ist Deutsch.  
Martin Luther hätte wohl für die Aufnahme von  
Deutsch ins Grundgesetz plädiert / S. 104

Anhang: Anträge und Debatten im Deutschen 
 Bundestag zum Reformationsjubiläum
–  Reformationsjubiläum  als welthistorisches  

Ereignis würdigen. Antrag der CDU/CSU und  
der SPD-Bundestagsfraktion / S. 107

–  Reformationsjubiläum  als welthistorisches  
Ereignis würdigen. Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für Tourismus (. Ausschuss) / S. 112

–  Die Luther-Dekade – und die Vorbereitung  
auf das Reformationsjubiläum . Öffentliches  
Gespräch des Ausschusses für Kultur und Medien / S. 114

–  Das Reformationsjubiläum im Jahre  –  
Ein Ereignis von Weltrang. Antrag der CDU/CSU-,  
der SPD-, der FDP-Bundestagsfraktion und der  
Bundestagsfraktion von Bündnis /Die Grünen / S. 126

–  Das Reformationsjubiläum im Jahre  –  
Ein Ereignis von Weltrang. Beschlussempfehlung und  
Bericht des Ausschusses für Kultur und Medien  
(. Ausschuss) / S. 132

–  Das Reformationsjubiläum im Jahre  –  
Ein Ereignis von Weltrang. Auszug aus dem Plenar- 
protokoll vom . Oktober  / S. 135

–  Die Autoren / S. 152

Disputationen I: 
Reflexionen  
zum Reformations - 
jubiläum 
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Vorwort und Einleitung
–  Olaf Zimmermann: Die beste Pizza von Jerusalem / S. 19

–  Gabriele Schulz: Einleitung / S. 20

Wie alles anfing … und dann fortgesetzt wurde
–  Olaf Zimmermann: Zweifellos / S. 29

–  Olaf Hahn: Einladung zur konstruktiven Ausein-
andersetzung. Was ein Dossier »Islam · Kultur · Politik« 
leisten kann / S. 31

–  Olaf Zimmermann und Olaf Hahn:  
Zwei Jahre spannende Debatten. Die Dossiers  
»Islam · Kultur · Politik« / S. 33

Islam in Deutschland
–  Katajun Amirpur: Gleichberechtigung für Muslime 

 schaffen. Über unsägliche Debatten und positive Ent-
wicklungen in Deutschland / S. 37

–  Patrick Bahners: Der Aufklärung verpflichtet.  
Die Kritik der Islamkritik / S. 39

–  Kristin Bäßler im Gespräch mit Hilal Sezgin:  
Deutschland muss sich neu erfinden / S. 42

–  Ronald Grätz: Wer lernt von wem?  
Islam in Deutschland / S. 46

–  Michael Blume: Wie können Muslime unsere Gesellschaft 
mitgestalten? Antworten aus der Lebensrealität / S. 51

–  Gabriele Hermani: Die Deutsche Islam Konferenz  
bis . Zusammensetzung und Ergebnisse / S. 53

–  Sonja Haug: Herkunft, Glaubensrichtung, Bildung,  
Partizipation. Vom Eins-Werden und vom Einssein / S. 58

–  Wolfgang Benz: Wie die Angst vor dem Islam die 
 Demokratie gefährdet. Fehlende Kenntnisse über den  
Islam produzieren Vorurteile und Ablehung / S. 61

–  Heinz Fromm: Der Islam aus Sicht des Verfassungs-
schutzes. Ein friedliches Zusammenleben braucht sachli-
che Auseinandersetzung / S. 64

–  Detlef Pollack: Akzeptanz und Wahrnehmung des   
Islams. Zu den Ergebnissen einer Studie der  
Westfälischen  Wilhelms-Universität Münster / S. 67

–  Aiman A. Mazyek: Islam-Bashing / S. 69

–  Sabine Schiffer: Islamfeindlichkeit in Deutschland.  
Ausgrenzende Strukturen ernst nehmen / S. 71

Der Bruch des . September 
–  Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz:  

Kein Märchen aus tausendundeiner Nacht. Der Bruch  
des . September  enthält die Chance eines  
kulturellen Aufbruchs / S. 75

–  Petra Bahr: Gegenbilder entgegensetzen / S. 79

–  Aiman A. Mazyek: Um Jahre zurückgeworfen. / und  
die Folgen für Völkerverständigung und Integration / S. 82

–  Herfried Münkler: Sicherheitssorge statt  
Bedrohungsangst. Der . September und seine Folgen  
aus politikwissenschaftlicher Sicht / S. 85

–  Wolfgang Schmidbauer: Die Sehnsucht nach neuen  
Idealen. Von der Psychologie des Terrors / S. 88

–  Almut S. Bruckstein Çoruh: Augen ohne Gedächtnis 
 sehen nichts. Persönliche Reflexionen zu / / S. 91

–  Friedrich Wilhelm Graf: Nine eleven und  
die Christen / S. 94

–  Petra Klug: Die Kulturalisierung der deutschen Integra-
tionspolitik. Grundannahmen der politischen Ausein-
andersetzung im Bundestag nach dem . September / S. 97

– Lars Klingbeil: /  und die Welt danach / S. 100

Muslimisches Leben
–  Gabriele Steffen: Stadtteilentwicklung als gesell-

schaftliches Projekt / S. 105

–  Reinhold Zemke: Die Moschee als Aufgabe der 
 Stadtplanung. Zwischen Hinterhof und Boulevard,  
Zentrum und Stadtrand / S. 108

–  Stefanie Ernst im Gespräch mit Erol Pürlü:  
Normalität im Zusammenleben ist das Ziel / S. 111

–  Abdulla Elyas: waymo – Plattform für junge 
 Muslime / S. 115

–  Götz Nordbruch: Muslim, deutsch und aktiv.  
Muslimische Jugendkulturen in Deutschland / S. 117

–  Sawsan Chebli: Jung, muslimisch, aktiv.  
Das JUMA-Projekt in Berlin / S. 120

–  Nadjib Sadikou: Erziehung zwischen den  Kulturen. 
Wertewelten muslimischer Jugendlicher im 
 Klassenzimmer / S. 123

–  Haci Halih Uslucan: Muslime als gewalttätige  
Machos? Zum Zusammenhang von Geschlecht, Gewalt  
und Religion / S. 126

–  Stephanie Doetzer: »Mein Gesicht ist privat«  
Warum manche Frauen Gesichtsschleier tragen und 
Deutschland sich eine Burka-Debatte sparen sollte / S. 129

–  Reinhard Baumgarten: Verhängte Ansichten.  
Was steckt oder besser wer steckt eigentlich hinter  
einem Niqab oder einer Burka? / S. 132

–  Stefanie Ernst im Gespräch mit Melih Kesmen:  
I love my prophet / S. 134

–  Ingrid Pfluger-Schindlbeck: Zur Symbolik  
des Kopf haares / S. 137

–  Reinhard Baumgarten Die Last der langen Nase.  
Neuer Trend zur Schönheitschirurgie im Iran / S. 140

Muslimische Zivilgesellschaft
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Resolution: Künstlerische Schulfächer sind unverzichtbarer Teil 
des schulischen Bildungsauftrags
Deutscher Kulturrat setzt sich für künstlerische Schulfächer ein

Berlin, den ... 
Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenver-
band der Bundeskulturverbände, sieht 
aufgrund aktueller Entwicklungen in 
den Bundesländern, wie z. B. zuletzt 
Niedersachsen, mit Sorge eine zuneh-
mende Erosion der kulturellen Bildung 
in der Schule durch die Schwächung der 
künstlerischen Schulfächer. Der Deut-
sche Kulturrat hat in verschiedenen 
Stellungnahmen die Bedeutung der 
Schulfächer Kunst, Musik und Thea-
ter für die Allgemeinbildung von Kin-
dern und Jugendlichen unterstrichen. 
Zuletzt wurde diese Position in der 
Stellungnahme »Für eine Verantwor-
tungspartnerschaft in der kulturellen 
Bildung für Kinder und Jugendliche«  
vom .. verdeutlicht. Hier hat 
der Deutsche Kulturrat auch die unter-
schiedlichen Disziplinen der kulturellen 
Bildung hingewiesen. Er betont in die-
ser Stellungnahme noch einmal die Be-
deutung der künstlerischen Schulfächer 
und fordert die Länder zum Handeln auf. 

Die Schulfächer Kunst, Musik und 
Theater gehören zum Bildungsauftrag 

der Schulen. Ihre Grundlage bildet der 
Pfl ichtunterricht, der von akademisch 
ausgebildeten Kunst-, Musik- und The-
aterlehrern erteilt werden muss. Dieser 
Pfl ichtunterricht ist konsekutiv aufge-
baut und folgt wie andere Schulfächer 
einem fachlich und didaktisch fundier-
ten Curriculum. Dieser Unterricht muss 
in allen Schulformen und -stufen mit 
mindestens zwei Stunden pro Fach in 
den Stundentafeln erteilt werden. Jedes 
der künstlerischen Fächer folgt einer 
eigenen Fachlichkeit. Die Zusammen-
legung von Kunst, Musik und Theater 
zu einem Kultur-Fach (Lernbereich 
Künste, Ästhetische Bildung oder ähn-
liches) wird vom Deutschen Kulturrat 
entschieden abgelehnt. Ebenso warnt 
der Deutsche Kulturrat vor einer Re-
duzierung der künstlerischen Fächer 
in den Stundentafeln. 

Im Zuge der Öff nung von Schule 
und der Entwicklung von Ganztags-
schulen wurde die Zusammenarbeit 
von außerschulischen Bildungsträgern, 
Kultureinrichtungen und Schulen 
verstärkt. Diese Angebote der kultu-

rellen Bildung verändern die Schule 
inhaltlich und strukturell positiv und 
schaff en neue Bildungsgelegenheiten. 
Sie sind aber kein Ersatz für die künst-
lerischen Schulfächer. Sie dürfen auch 
nicht als Vorwand für eine Reduzie-
rung der Stundentafeln missbraucht 
werden. Ebenso wenig können Künstler 
oder andere Akteure der außerschuli-
schen kulturellen Bildung Fachlehrer 
ersetzen und auch nur ansatzweise 
fl ächendeckend Aufgaben der Allge-
meinbildung erfüllen. Der Deutsche 
Kulturrat wendet sich entschieden ge-
gen eine solche Entfachlichung und 
Vereinnahmung von außerschulischen 
Akteuren.

Damit ausreichend Fachlehrer zur 
Verfügung stehen, bedarf es der akade-
mischen Ausbildung von Lehrern. Hier-
für tragen die Länder die Verantwor-
tung. Der Deutsche Kulturrat fordert 
die Länder auf, hierfür entsprechend 
Sorge zu tragen und die Fächer Kunst, 
Musik und Theater einschließlich neu-
er künstlerischer Entwicklungen und 
Ausdrucksformen zu stärken.

Anpassungen im Stiftungsrecht mit Augenmaß
Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe Stiftungsrecht

Berlin, den ... 
Der Deutsche Kulturrat, der Spitzen-
verband der Bundeskulturverbände, 
begrüßt, dass eine Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe die Wirkungen der in den 
letzten Jahren erfolgten Reformen im 
Stiftungsrecht auswertet und ergebnis-
off en mögliche Anpassungen im Recht 
diskutiert.

Der Deutsche Kulturrat unterstreicht,
dass die in den letzten Jahren erfolgten 
Reformen im Stiftungsrecht sowie im 
Stiftungssteuerrecht wichtige Impulse 
zur Errichtung von Stiftungen gegeben 
haben. Sie haben geradezu einen Stif-
tungsboom ausgelöst.

Stiftungen haben eine besondere 
Bedeutung in der Zivilgesellschaft. 
Sie sind letztlich ein mit einem Zweck 
versehenes Vermögen, das auf Dauer 
wirken soll. Kurzfristige Entwicklungen 
auf den Finanzmärkten, die für einen 
Rückgang der Stiftungserträge ursäch-
lich sind, sollten bei der Gesetzgebung 
für Stiftungen nicht handlungsleitend 
sein, da Stiftungen auf Dauer angelegt 
sind. 

Die nachfolgenden Anregungen richten 
sich an die Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
zum Stiftungsrecht: 

Der Deutsche Kulturrat regt an, im 
Gesetz den Weg dafür zu ebnen, dass 
der Stifterwille zu Lebzeiten des Stif-
ters verändert werden kann. Durch eine 
klug formulierte Satzung kann die Not-
wendigkeit vermieden werden, dass der 
Stifterwille verändert wird.

Der Deutsche Kulturrat schlägt 
dem Gesetzgeber vor, die Zusammen-
legung von Stiftungen zu erleichtern. 
Der Anstoß hierfür sollte aber von den 
Stiftungsorganen und nicht der Stif-
tungsaufsicht ausgehen. Bei neuen Stif-
tungen können Stifter hierfür bereits in 
der Satzung den Weg ebnen.

Der Deutsche Kulturrat fordert, dass 
Verbrauchsstiftungen mit einem Na-
menszusatz versehen werden, damit der 
endliche Charakter dieser Stiftungen 
sofort ersichtlich ist. Die Umwandlung 
bestehender Stiftungen in Verbrauchs-
stiftungen soll nicht ermöglicht werden.

Der Deutsche Kulturrat sieht das 
Erfordernis zur Einrichtung eines 

bundesweiten Stiftungsregisters mit 
Publizitätspfl icht. Hier sollten folgende 
Angaben enthalten sein: Vertretungs-
berechtigung, Stiftungserrichtung und 
Tag der Satzungsgenehmigung. 

Der Deutsche Kulturrat appelliert 
an potentielle Stifter, im Vorfeld der 
Stiftungserrichtung insbesondere in-
haltlichen Rat mit Blick auf die For-
mulierung des Stiftungszwecks und 
der Finanzausstattung der Stiftung zu 
suchen. Die Finanzausstattung sollte 
in einem adäquaten Verhältnis zum 
Stiftungszweck stehen. Dabei sollte 
die Chance auf ein Anwachsen des 
Vermögens z. B. durch Zustiftungen re-
alistisch eingeschätzt werden. Der Stif-
tungszweck sollte so off en formuliert 
werden, dass die Stiftung tatsächlich 
ihrem dauerhaften Charakter gerecht 
werden kann. Er sollte zugleich präzise 
genug sein, um nicht beliebig zu sein. 
Stifter sollten bei der Formulierung der 
Satzung erwägen, ob einer möglichen 
Zusammenlegung ihrer Stiftung mit 
einer anderen in der Satzung der Weg 
geebnet wird. 

Exklusiv und kostenlos unter

www.nmzmedia.de

Das Musik-Kultur-Politik-TV-Programm der nmz

www.nmz.de
kostenlos unter:

Frankfurter Musikmesse 2015
die nmz-Bühne mit Talks und Präsentationen

In diesem Jahr präsentierte sich die neue musikzeitung zum 
ersten Mal gemeinsam mit Deutschlandradio und Deutschem 
Musikrat mit einer gemeinsamen Bühne und einem gemein-
schaftlichen Stand, an dem natürlich auch wieder die zahlrei-
chen Partnerverbände der nmz vertreten waren. Das Umfang-
reiche Programm an Podiumsdiskussionen und musikalischen 
Darbietungen beinhaltete wie immer auch hochaktuelle kultur-
politische Themen: die vielerorts prekäre Situation der Lehrbe-
auftragten an Musikhochschulen zum Beispiel oder TTIP, das 
geplante Freihandelsabkommen zwischen den USA und der EU.

Weitere Highlights am Stand der nmz auf der Musikmesse: die 
Verleihung des „Gordi“, des gordischen Knotens des Musikle-
bens, an Mathias Brodkorb, den Minister für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur in Mecklenburg-Vorpommern, die Ehrung der 
Preisträger der Kategorie „Best Edition“ des Deutschen Mu-
sikverlegerverbandes sowie der Auftritt des Starpianisten Lang 
Lang, der seine in der Edition Peters erschienenen Klavierhefte 
vorstellte.

Alle Videos der Messe-Veranstaltungen 
wie immer kostenlos  

auf www.nmz.de

DER WEG EINER STELLUNGNAHME IM DEUTSCHEN KULTURRAT

Bevor eine Stellungnahme in Politik & 
Kultur als offi  zielle Position des Deut-
schen Kulturrates abgedruckt wird, hat 
sie einen langen Weg hinter sich ge-
bracht. Dabei gilt der Grundsatz, dass die 
Positionen der Mitglieder, also der acht 
Sektionen (Deutscher Musikrat, Rat für 
darstellende Kunst und Tanz, Deutsche 
Literaturkonferenz, Deutscher Kunstrat, 
Rat für Baukultur und Denkmalkultur, 
Sektion Design, Sektion Film, Rundfunk  
und Audiovisuelle Medien und Rat für 
Soziokultur und kulturelle Bildung), mit 
der Stellungnahme vereinbar sein müs-
sen. Das bedeutet rege Diskussionen und 
vielleicht auch einige Kompromisse.

Den Anfang nimmt die Stellung-
nahme in einem der Fachausschüsse 
des Deutschen Kulturrates. In den 
Fachausschüssen werden kultur- und 
medienpolitische Themen bearbeitet, 
die für alle im Deutschen Kulturrat ver-
tretenen Sektionen relevant sind, wie 

zum  Beispiel die Mehrwertsteuer, die 
soziale Lage von Künstlerinnen und 
Künstlern oder Urheberrechtsfragen. 
Zurzeit fi nden regelmäßige Sitzungen 
in folgenden Fachausschüssen statt: 
Arbeit und Soziales, Bildung, Europa/
Internationales, Kulturerbe, Medien, 
Steuern und Urheberrecht.

Die Sektionen des Deutschen Kultur-
rates entsenden Expertinnen und Ex-
perten in die jeweiligen Fachausschüsse 
und externe Fachleute (Gäste) ergänzen 
den Kreis der Fachausschussmitglieder.

Nach eingehender Diskussion des 
Themas erarbeitet der Ausschuss ei-
nen Entwurf der Stellungnahme, der 
die Problemfelder benennt und Hand-
lungsperspektiven aufzeigt. Zumeist 
werden mehrere Sitzungen benötigt, 
bis die Beratungen zum Entwurf einer 
Stellungnahme abgeschlossen sind.

Dieser Entwurf wird dem Sprecherrat 
zur  Diskussion und Abstimmung vorge-

legt. Der Sprecherrat ist das politische 
Organ des Deutschen Kulturrates, der 
alle politischen Stellungnahmen sowie 
Positionierungen beschließt. Jede Sek-
tion entsendet zwei Sprecher und zwei 
Stellvertreter in den Sprecherrat.

Erst wenn all diese Hürden genom-
men sind und die Stellungnahme er-
folgreich im Sprecherrat verabschiedet 
wurde, kann sie hier an dieser Stelle als 
offi  zielle Meinung des Deutschen Kul-
turrates wiedergegeben werden. 

Die komplexe Verbandsstruktur des 
Deutschen Kulturrates erklärt in drei-
einhalb Minuten? Kein Problem für Karl. 
Auf den Spuren einer kulturpolitischen 
Stellungnahme durchläuft Karl alle Sta-
tionen, die an der Fertigstellung einer 
Stellungnahme beteiligt sind. Der Ani-
mationsfi lm über den Deutschen Kul-
turrat kann hier abgerufen werden:
www.kulturrat.de/detail.hp?detail=

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Kurz-Schluss
Wie ich einmal versuchte, mit »Industrie .« die globale Ökonomie zu befördern

THEO GEIẞLER

Seit der Hannover-Messe ist es der 
Hoff nungs-Begriff  unseres Welt-Wirt-
schafts-Systems: die digital-humane 
Zusammenarbeit zwischen Maschine 
und Mensch. Die kollegiale Kollabo-
ration von Homo sapiens und Robo-
ter. Gespeist vom Wissen aus einer 
intelligenten Cloud. Bislang mussten 
Industrie-Robots von Humanoiden in 
Distanz gehalten werden, um grobe 
Verletzungen zu verhindern. Ein auto-
matischer Produktionsassistent schont 
dank seiner Sensorhaut, die an modi-
sche Skai-Handtaschen erinnert, die 
Epidermis. Der Roboter-Greifer spürt, 
wenn sich ein Werktätiger nähert, und 
hält sich stille. Ein wahrhaft sanfter 
Kollege, ohne fi ese gewerkschaftliche 
Hintergedanken. 

Was uns als Umsatz- und Rendite-
Gigant unter dem Titel »Industrie .« 
präsentiert wurde, greift hilfreich in 
alle Lebensbereiche. Vom Kühlschrank, 
der seine Füllung selbst bestellt über 
automatische Staubsauger, Rasenmäher 
und Fensterputzer bis hin zum allwis-
senden Bodycheck-Armband, das zur 
Not den Krankenwagen ruft: Die »As-
sistenz-Systeme« übernehmen lästige 
Arbeiten: Autofahren, Wäsche-Waschen, 
Klo-Spülen. Sie schmieden Flugzeuge 

und Panzer zusammen, schneller und 
präziser als es Fließband-Menschen je 
könnten. 

Sie dienen als eff ektive und kosten-
sparende Pfl eger und Ansprechpartner 
für Demenz-Kranke, und demnächst 
wahrscheinlich auch als disziplinbe-
dachte Lehrkräfte in unseren Kinder-
gärten, Schulen, Unis. Allwissend, ge-
duldig und niemals von irgendwelchen 
Burn-Out-Syndromen befallen. Sie be-
treiben streik- und unfallfrei pünktlich 
unsere öffentlichen Verkehrsmittel, 
kontrollieren aufs Peinlichste genau un-
sere Zahlungs-Möglichkeiten und -Ver
pfl ichtungen, überwachen einbruchs-
verhindernd Wohnungen, Häuser und 
melden Drogenmissbrauch sofort der 
Entzugs-Klinik. Sie produzieren Fern-
seh-Serien und Trivial-Romane, auf 
Wunsch sogar Gemälde sowie preis-
wert Kunst am Bau. In etwas fernerer 
Zukunft kommen Nahrungsmittel oder 
Bekleidung fl ott aus dem Home-D-
Drucker – Schlaraff enland wird Rea lität.

Schlaraff enland? Da lief doch was 
schief. Meine anfängliche Begeisterung 
für diese nahezu paradiesische Befrei-
ung von allen erdenklichen lästigen 
Pfl ichten und Erschwernissen unseres 
Daseins kehrte sich – vermutlich ausge-
löst durch meine derzeit von Arbeitslo-
sigkeit verursachte leichte Depression 

in ein letztlich konstruktives Nachden-
ken. Denn nicht alle Erden-Bürgerinnen 
und -Bürger sind mit der vielseitigen 
Überlebens-Strategie ausgestattet, die 
es mir ermöglichte, jahrelang sogar be-
kannt knausrige Berliner Ministerien 
abzuzocken.

Absehbares Problem Nummer Eins: 
Ohne dass sie es wirklich merken, wer-
den zig-Millionen Europäer und Ame-
rikaner nix mehr zu tun haben. Die 
wenigsten dürften den Schein-Auftrag 
»Überwachung des Roboter-Armes« 
rasch durchschauen. Dafür spricht 
der hohe Bequemlichkeits-Faktor und
das medial geschickt vermittelte Ge-
fühl, endlich mal Chef oder Chefin 
über eine Maschine zu sein. Dennoch 
bedarf es zunehmend einer Beschäfti-
gungs-, besser Ablenkungspolitik, um 
leistungsgerechte Bezahlung – jetzt 
natürlich aus Steuergeldern, die dank 
der prosperierenden Industrie üppigst 
fl ießen, zu rechtfertigen. 

Auch hier liefern intelligente Compu-
ter-Programme die Lösung: Komplexe 
digitale Simulationen (früher hätte man 
sie »Spiele« genannt) – ersetzen zuneh-
mend den Bedarf nach Anwesenheit am 
Arbeitsplatz. Das »Home-Offi  ce« ist ka-
meratechnisch überschaubar, energie-
effi  zient und schützt vor aggressiven 
Zusammenrottungen Unzufriedener, 

weil die negativen Emotionen im häus-
lichen Umfeld ihre Entladung fi nden 
können. Die Simulationen enthalten 
teils technisch sinnvolle Aufgaben, 
teils psychotherapeutisch gesteuerte 
Sedierungs-Komponenten. Bezahlt wird 
nach einem Leistungs-Katalog, der häu-
fi g wechselt, um pseudodemokratische 
Zustände vorzuspiegeln. Eine Begren-
zung der Kinderzahl durch hormonver-
setztes Trinkwasser ist anzuempfehlen. 
Man bedenke die Einsparungen allein 
durch den Eff ekt, dass die Konzerne ihre 
Fabrikationsstätten kaum noch heizen 
müssen.

All dies bedarf – absehbares Problem 
Nummer Zwei – noch der gründlichen 
informationellen und politischen Vor-
bereitung. Dabei bin ich mit meiner weit-
reichenden Manipulationskompetenz 
der EU und den USA – unserem ge-
meinsamen Kultur- und Werte-Umfeld 

– gegen angemessenes Honorar gern 
behilfl ich. Das Projekt habe ich unter 
dem Titel «Industrie .« bereits als 
Gebrauchsmuster schützen lassen. 

Zunächst sind dank vorübergehen-
der Investitionen in die Künste, in den 
Bio-Food-Bereich oder den Umwelt-
schutz die völlig irrationalen Bedenken 
gegen jedwede Freihandelsabkommen 
aus der Welt zu kaufen. Mit Blick auf die 
Gewinne von Apple, Google & Co. oder 

Heckler & Koch dürfte es sich dabei um 
ein paar Peanuts-Billiönchen handeln, 
die nach Vollzug rasch an die Konzer-
ne zurückfl ießen. Die transatlantische 
Vereinigung und Verteilung der Pro-
fi t-Ströme ist dann mit einigen Vier-
Augen-Gesprächen leicht zu regeln. 
Allein das nahe Ziel, die Zueignung 
des erwirtschafteten Gesamtkapitals 
von  bislang ein Prozent der Weltbevöl-
kerung auf ein handverlesenes halbes 
Prozent zu senken, dürfte die Herzen 
der wahren Entscheider stark erwär-
men und richtig hoch schlagen lassen. 
In nächster Zeit bin ich schwer zu er-
reichen, weil ich permanent zwischen 
Brüssel und Washington pendele…

Theo Geißler ist Herausgeber von 
Politik & Kultur
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MÖHRENSALAT  DIE P&KNACHRICHTEN

Berlin: Große Freude herrscht beim Deutschen 
Gewerkschaftsbund (DGB) über den Plan der 
Bundesregierung, ein Gesetz zur »Tarifeinheit« 
zu verabschieden. Danach soll in jedem Betrieb 
der mit der jeweils mitgliederstärksten Gewerk-
schaft abgeschlossene Tarifvertrag auch für die 
Mitglieder kleinerer »Standesvertretungen« gel-
ten. Ver.di-Chef Frank Bsirske kündigt zwar eine 
Verfassungsbeschwerde an. Hintergrund ist, dass 
damit reichlich Geld in die Kassen der Deutschen 
Anwaltsvertretungen fl ießen soll. »Dann halten 
die endlich das Maul« – so Bsirske im Pressedia-
log mit Berlins Hilfskultur-Manager Tim Renner. 
»Und ich muss mich um Freikarten für Deutsche, 
Komische und sonstige Opern und Konzerte nicht 
mehr mit Mikroben wie »Deutsche Orchesterver-
einigung«, Opernchor-Gewerkschaft und ähnli-
chen Möchtegern-Kunstrettern rumkloppen und 
mir Schnorrerei vorwerfen lassen«.

Schwerin/Erfurt: Die Landesregierungen von 
Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern ha-
ben durch ihre Kultusminister eine gemeinsame 
Interpretation des Begriff es »Haustarifvertrag« 
speziell für den Theaterbereich festgelegt. Fe-
derführend äußerte der soeben mit dem »Gordi« 

– einer »Auszeichnung für besonders kunstferne, 
ökonomistische Kulturpolitik – geehrte Schweri-
ner Mathias Brodkorb im Drei-Sterne-Fischlokal 
»Zum Gummistiefel-Aal«: »Haustarif bedeutet 
Hausrecht. Das hat mir die tolle Münchener Be-

raterfi rma »Metrum« mündlich bestätigt. Und das 
bedeutet: Ich habe das Recht, jeden aus dem Haus 
zu schmeißen, egal ob Intendant oder Ballett-
Compagnie. Damit das klar ist, ihr Kultur-Trottel«. 

Berlin: Sandra Scheeres, Senatorin für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft in der Bundeshaupt-
stadt, hat sich über Rang Zwei bei der »Gordi«-
Verleihung sehr gefreut. »Nur schade, dass mei-
ne konsequente Sparpolitik nicht genauso stark 
gewürdigt wurde wie die meines Parteigenossen 
Brodkorb. Dabei bin ich, was die Verhinderung 
und Verbiegung unserer Kinder und Jugendlichen 
im Sektor kulturelle Bildung betriff t eigentlich 
noch erfolgreicher als mein Schweriner Kollege. 
Wer, wenn nicht die Doofi es, soll denn die SPD 
sonst noch wählen?«

Berlin: Die Bundeswehr braucht eine neue Flin-
te. Das von »Heckler und Koch« produzierte G 
schafft, heißgeschossen, nur sieben Prozent 
Treff ergenauigkeit. Die Milliardensumme für die 
Anschaff ung präziserer Waff en will die Staats-
ministerin für Kultur und Medien über zwanzig 
Jahre freiwillig aus ihrem Etat abstottern. Monika 
Grütters beim Besuch des Technik-Museums aus 
der Kanzel einer Messerschmitt Me  im P&K-
Gespräch: »Wir haben in diesem unserem Land  
eine Kultur-Akzeptanz, also Treff er-Quote, von 
unter fünf Prozent. Da empfi nde ich es nur als an-
ständig, wenn wir der Bundeswehr mal aushelfen«.
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